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Zeitung der DKP 



Image-Kampagne 

„Mit dem Werbespot zieht Burger King 
die Notbremse, um sinkende Umsätze zu 
stoppen.“ 
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Sex im Kapitalismus 

Das Thema „Prostitution“ stand im Mittel¬ 
punkt eines Treffens des Frauen-Arbeits- 
kreises der DKP Mitte Mai in Essen. 
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Thema der Woche 


WM-Proteste in Brasilien 
gehen weiter 

Die Fußballweltmeisterschaft in Brasilien 
ist die teuerste in der Geschichte des Wett¬ 
kampfes. Das Schwellenland lässt sich das 
Ereignis umgerechnet mehr als acht Milli¬ 
arden Euro kosten. So nimmt es nicht Wun¬ 
der, dass auch nach dem Beginn der WM die 
Proteste gegen das teure Spektakel weiter¬ 
gehen. Die brasilianische kommunistische 
Partei rechnet damit, dass sie „vor, während 
und nach der WM fortdauern und sich ver¬ 
stärken“ . 
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Deutsche Frontverschiebung: 
vom Hindukusch zum Vorderen Orient 

Obergefreiter Sigmar Gabriel liefert weiter Waffen und Munition 



D er großkoalitionäre Bundes¬ 
präsident Joachim Gauck (74) 
lieferte in „Deutschlandradio 
Kultur“ pastoral erneut die Steilvor¬ 
lage: „Im Kampf um Menschenrechte 
oder für das Überleben unschuldiger 
Menschen ist es manchmal erforder¬ 
lich, auch zu den Waffen zu greifen.“ 
Das Gefechtsfeld wird zuvor ideolo¬ 
gisch abgesteckt und logistisch abge¬ 
sichert: mit 5,85 Milliarden Euro teu¬ 
ren und in Deutschland produzierten 
Waffen, deren Ausfuhr noch von der 
schwarz-gelben Regierung 2013 ge¬ 
nehmigt worden war. 

Sigmar Gabriel (54), Vorsitzen¬ 
der der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands (SPD) und Wirtschafts¬ 
minister unter Angela Merkel (CDU), 
könnte sich auf einen großen Sozial¬ 
demokraten berufen, wenn er - zumal 
als ehemaliger Wehrdienstleistender 
(SaZ 2) und Obergefreiter - Rüs¬ 
tungsproduktion, Rüstungswettlauf 
und imperialistische Expansionspo¬ 
litik mittels Waffengewalt wirklich 
ausbremsen wollte: auf Karl Lieb¬ 
knecht, der in letzter Konsequenz im 
monarchistischen Reichstag gegen die 
Kriegskredite gestimmt hatte. 

So weit geht Gabriel nicht, denn 
das Herrschaftsgefüge soll nicht ge¬ 
nerell in Frage gestellt werden. Des¬ 
halb ist Gabriel zugleich gegen und für 
Rüstungsexport. Entsprechend gegen¬ 
sätzlich - aber nicht antagonistisch - 
sind seine Rechtfertigungen. „Legiti¬ 
me Schutzbedürfnisse“ umstrittener 
Empfängerländer müssten respektiert 
werden. Zum Beispiel am Arabischen 
Golf. Andererseits seien Rüstungsex¬ 
porte keine Mittel der Sicherheitspo¬ 
litik. Dabei werden doch - ganz in der 
neueren Tradition der SPD - vermut¬ 
lich die „deutschen Interessen“ nicht 
nur in Afghanistan verteidigt (SPD- 
Verteidigungsminister Peter Struck 
2002 und die modifizierten Verteidi¬ 
gungspolitischen Richtlinien), son¬ 
dern auch am Horn von Afrika. 

Nomen est omen (Der Name ist 
ein Zeichen), auch wenn Gabriel nicht 
für seinen Namen verantwortlich ge¬ 
macht werden kann. So bleibt doch für 


Mehr Bäume als der „Jahrhundert- 
Orkan“ Kyrill hat das Unwetter vor 
zwei Wochen im Ruhrgebiet aus dem 
Boden gerissen oder bersten lassen. 
Nein, vor dem Dortmunder Revier¬ 
park Wischlingen, in dem die DKP 
vom 27. bis 29. Juni mit Tausenden 
Linken ihr 18. UZ-Pressefest feiern 
will, hat der Sturm keinen Halt ge¬ 
macht. 

Bis zum Redaktionsschluss dieser 
Ausgabe war der Park noch komplett 
gesperrt. Vor allem im Klettergarten 
hat das Unwetter verheerenden Scha¬ 
den angerichtet. 


Gabriel die Bedeutung Mann, Held. 
Im Alten Testament gibt es deutli¬ 
che Hinweise des Erzengels Gabriel, 
der nun nicht pazifistisch war: „Nun 
aber kehre ich zurück, um gegen den 
Fürsten von Persien zu kämpfen. Und 
wenn ich mit ihm fertig bin, siehe, 
dann wird der König von Griechen¬ 
land kommen.“ (Daniel 10,20) 

Aber auch die neueren Zahlen 
sprechen gegen den jetzigen „Pazifis¬ 
ten“ Gabriel, der versucht, die „Schul¬ 
digen“ in der Vorgängerregierung aus¬ 
zumachen: „Ich kann leider die Ent¬ 
scheidungen der letzten Jahre nicht 
rückgängig machen, deshalb wird es 
in diesem und in den nächsten Jahren 
noch zu Exporten kommen, die be¬ 
reits vor Jahren genehmigt wurden.“ 
In den ersten vier Monaten dieses 
Jahres genehmigte Gabriel Ausfuhrli¬ 
zenzen für Drittländer über 649 Mil¬ 
lionen Euro, 128 mehr als im Vorjahr. 
Gabriel im Vorwort zum Rüstungs¬ 
exportbericht: „Ich warne davor, je¬ 
den Export von Rüstungsgütern per 
se zu skandalisieren.“ Noch einmal 


Der heftige Regen, kombiniert 
mit mehreren Großveranstaltungen, 
hat ebenfalls seine Spuren hinterlas¬ 
sen. Nun laufen die Aufräumarbeiten 
auf Hochtouren, so dass wir guten 
Mutes sind, dass unser Pressefest im 
Park stattfinden kann. Mit Beeinträch¬ 
tigungen bei Aufbau und Durchfüh¬ 
rung des Festes müssen wir dennoch 
rechnen und flexibel reagieren. DKP - 
Das Kann Passieren. 

Wir freuen uns dennoch auf unser 
Fest! Auf die großen Konzerte auf der 
Hauptbühne, beginnend mit dem An¬ 
tifa-Konzert der SDAJ am Freitag ab 


der Wirtschaftsminister: „Die Frage, 
ob die Summe der Rüstungsexporte 
sinkt oder steigt, kann nicht das allei¬ 
nige Kriterium für den Erfolg oder 
Misserfolg der Exportpolitik sein.“ 
Der Export von Kleinwaffen und Pan¬ 
tern soll eingeschränkt werden, nicht 
eingestellt. 

Der Rüstungsbericht soll früher 
vorgelegt werden. Die Regierung wird 
allerdings „aus Rücksicht auf die In¬ 
dustrie auch künftig nicht über abge¬ 
lehnte Exportanträge berichten“. Da¬ 
mit würde der Transparenzanspruch 
unzulässig überschritten. 

Zahlreiche Kommentatoren, der 
Wirtschaftsflügel der CDU, Kreise in 
der SPD und die Rüstungsindustrie 
sind sich einig: Das könnte der deut¬ 
schen Rüstungsindustrie weitere der 
insgesamt etwa 100 000 Arbeitsplät¬ 
ze kosten. 

Manchmal ist es auch nur ein 
einziger Arbeitsplatz, der sei¬ 
nen sozialdemokratischen Be¬ 
sitzer verliert. Zum Beispiel 
Bundes„verteidigungs“minister Ge¬ 


18.00 Uhr. Und auf den Höhepunkt 
am Samstagabend mit Esther Bejara- 
no, der Microphone Mafia und Kons¬ 
tantin Wecker. 

Wir freuen uns auf die tollen Pro¬ 
gramme in den Zelten und auf den 
Bühnen der DKP-Bezirke, der SDAJ 
und unserer Bündnispartner, der Ta¬ 
geszeitung junge Welt, der Linkspar¬ 
tei, der Naturfreundejugend NRW 
und im Antifa-Zelt. Wir freuen uns 
auf Gäste von 30 kommunistischen 
und Arbeiterparteien, darunter Juan 
Valdes Figueroa, Mitarbeiter der Ab¬ 
teilung für Internationale Beziehun- 


org Leber. Er trat 1978 zurück, weil 
er die politische Verantwortung dafür 
übernehmen musste, dass unerlaubt 
„Lauschmittel“ des Militärischen Ab¬ 
schirmdienstes (MAD) gegen seine 
eigene Sekretärin und im Büro ei¬ 
ner „kommunistischen Organisation“ 
(KBW) eingesetzt worden waren. Den 
Militärs blieb er in guter Erinnerung, 
denn unter seiner Führung gab es ei¬ 
nen kräftigen Aufrüstungsschub. 

Ein anderer SPD-Genosse, Hel¬ 
mut Schmidt, kletterte vom Verteidi¬ 
gungsministerium später ins Bundes¬ 
kanzleramt. Er stellte die Bundeswehr 
um auf „Flexible Response“ (Atom¬ 
krieg gegen die Sowjetunion) und 
kümmerte sich 1979 um die Durchset¬ 
zung des NATO-Doppelbeschlusses 
(atomwaffenfähiger Pershing II-Ei- 
satz). Begründet wurde die Tradition 
sozialdemokratischer Kriegsminister 
durch den Reichswehrminister Gustav 
Noske, Jeder Minister hatte seine Auf¬ 
gabe in seiner Zeit. Auch hinsichtlich 
der Waffenproduktion. 

Uwe Koopmann 


gen des Zentralkomitees der Kom¬ 
munistischen Partei Kubas. Wir freu¬ 
en uns auf die vielen Diskutanten aus 
der Gewerkschafts-, Friedens- und 
antifaschistischen Bewegung und von 
der Linkspartei und zahlreiche Stände 
unserer Bündnispartner mit kulinari¬ 
schem Angebot. Kurz: Wir freuen uns 
auf ein tolles Fest, auf das Fest dieser 
Zeitung, das UZ-Pressefest - Volks¬ 
fest der DKP. Wera Richter 

www.uz-pressefest.de 

Das Programmheft wird der UZ vom 

27. Juni 2014 beiliegen. 



Konstantin 
Wecker: 
Freue mich 
aufs Pressefest 

„Ich freue mich sehr, wieder einmal 
in Dortmund dabei zu sein. Das UZ- 
Pressefest ist das größte Fest von 
Kommunisten und Linken, das es in 
der Bundesrepublik gibt. Es bietet die 
Möglichkeit zu diskutieren, sich aus¬ 
zutauschen, solidarisch zu streiten und 
vor allem auch gemeinsam zu feiern. 
Außerdem trifft man hier viele ande¬ 
re Linke, Freunde, Genossinnen und 
Genossen, die man meist schon viel 
zu lange nicht mehr gesehen hat. Auf 
dem Fest werde ich am Samstag um 
20.00 Uhr auf der Hauptbühne mit 
Esther Bejarano & Microphone Mafia 
auftreten und lade alle herzlich dazu 
ein dabei zu sein.“ 

Im Vorfeld des UZ-Pressefestes spra¬ 
chen wir mit dem Liedermacher und 
Komponisten. Lesen Sie das ganze In¬ 
terview auf 
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Nur noch 
1 Woche 


bis zum 

18. UZ-Pressefest - 
Volksfest der DKP 

Siehe auch die Seiten 15 


und 16 



Aufräumarbeiten im Revierpark 

Vor dem 18. UZ-Pressefest gibt es noch einiges zu tun. Aber am 27. Juni geht’s los! 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Die vier größten Feinde 
der Bundesbahn 


Zieht Burger King die Notbremse? 

Image-Kampagne mit Werbespot im Fernsehen 



Wer sind die vier größten Feinde der 
Bahn? Frühling, Sommer, Herbst 
und Winter! Diese Scherzfrage ist 
inzwischen gängig und hat die Ei¬ 
genwerbung der Bahn aus den 70er 
Jahren „Alle reden vom Wetter - wir 
nicht!“ als Kritik an der derzeitigen 
Entwicklung der Deutschen Bahn 
abgelöst. Egal ob Jahreszeiten oder 



andere Ereignisse alles macht deut¬ 
lich, wie anfällig das System Schie¬ 
nenverkehr inzwischen geworden ist. 
Das Pfingst-Unwetter hat nach Me¬ 
dienberichten allein in Nordrhein- 
Westfalen größere Schäden ange¬ 
richtet als der Sturm „Kyrill“ im 
Jahr 2007. Dahinter verbirgt sich ein 
grundsätzliches Problem: Im Jubilä¬ 
umsjahr der so genannten Bahnre¬ 
form zeigt sich deutlich, dass dieser 
Teil der öffentlichen Daseinsvorsor¬ 
ge nicht mehr einwandfrei funktio¬ 
niert. 

Laut Grundgesetz ist der Bund 
verpflichtet, den Verkehrsbedürf¬ 
nissen der Bevölkerung durch den 
Erhalt und den Ausbau der Schie¬ 
nenwege Rechnung zu tragen. Doch 
schon beim Erhalt des Bestandnet¬ 
zes ist durch die chronische Unter- 


Langzeitarbeitslose finden, wenn 
überhaupt, oft nur einen miesen 
Job im Niedriglohnbereich. 42 Pro¬ 
zent der 132 000 Langzeitarbeits¬ 
losen, die 2013 eine sozialversiche¬ 
rungspflichtige Anstellung ergat¬ 
tern konnten, schuften nun in den 
berüchtigten Niedriglohnbranchen 
Handel, Gastgewerbe und wirt¬ 
schaftliche Dienstleistungen. Im 
Einzelhandel malochen 69 Prozent, 
im Gastgewerbe 77 Prozent und bei 
den Dienstleistungen zwischen 55 
und 68 Prozent aller Beschäftigten 
unterhalb der Niedriglohnschwelle. 

Das erklärt, warum gerade die¬ 
se Branchen sich gegen die Einfüh¬ 
rung eines Mindestlohnes zur Wehr 
setzen. Doch „Dank“ der Koalitio- 
näre von CDU/CSU und SPD gibt 
es da ja ein extra für sie konstru¬ 
iertes Schlupfloch zur Umgehung 
des Mindestlohnes: Unternehmen 
können Langzeitarbeitslose für die 
Dauer von bis zu sechs Monaten - 
in denen diese keinen Anspruch auf 
einen Mindestlohn haben - einstel¬ 
len, anschließend wieder entlassen 
und beliebig oft durch neue Lang¬ 
zeitarbeitslose austauschen. So be¬ 
trügt man mit der vom geschäfts¬ 
führenden Ausschuss des Kapitals 
beabsichtigten Ausnahmeregelung 
die Langzeitarbeitslosen nicht nur 
um ihre Mindestbezahlung, sondern 
gleichzeitig um eine dauerhafte Be¬ 
schäftigung. Gleichzeitig ist diese 
diskriminierende Ausnahme gera¬ 
dezu eine Einladung, auch an tarif¬ 
gebundene Unternehmer, den Min¬ 
destlohn bei Langzeitarbeitslosen 
bis zur Grenze der Sittenwidrigkeit 
zu unterschreiten. 

Nach der in diesem unserem real- 
kapitalistischen Lande aber gängigen 
Rechtsprechung ist die Bezahlung 


finanzierung der langfristige Kollaps 
vorprogrammiert. Die Infrastruktur¬ 
unternehmen des Bundes haben ei¬ 
nen milliardenschweren Investitions¬ 
stau bei der Regierung angemeldet. 
Die Verhandlungen des Bundes mit 
seinem Unternehmen DB AG lau¬ 
fen aber auf eine Finanzierung auf 
gleichbleibendem, auf jeden Fall un¬ 
genügendem Niveau hinaus. Daher 
wird sich an der Situation nichts än¬ 
dern. 

Letztes Jahr musste der Fernver¬ 
kehr in Mainz aufgrund von Perso¬ 
nalmangel in den Stellwerken ein¬ 
gestellt werden. Die derzeit nur 
zögerliche Wiederaufnahme des 
Zugverkehrs nach den durch den 
Sturm verursachten Oberleitungs¬ 
schäden sind ebenfalls eine Folge 
von geringerer Bereithaltung von 
Instandsetzungsmöglichkeiten. Für 
ein nach wirtschaftlichen Kennzah¬ 
len gesteuertes Bundesunternehmen 
rechnet sich die Vorhaltung von Ma¬ 
terial und Personal in entsprechen¬ 
den Größenordnungen nicht. 

Der Vorstandsvorsitzende der 
Deutschen Bahn AG, Rüdiger Gru¬ 
be, zeigt sich in seinem Brief an die 
Mitarbeiter beeindruckt, „wie die 
Eisenbahner in schwierigen Zeiten 
zusammenstehen“ und durch ihren 
Einsatz Vieles zum Laufen bringen. 
Das hegt vor allem daran, dass viele 
Kollegen sich noch als Eisenbahner 
verstehen. In immer mehr Bereichen 
macht sich die Aufteilung des Unter¬ 
nehmens in hunderte eigenständige 
Gesellschaften bemerkbar und der 
Fokus endet am Tellerrand des je¬ 
weiligen Betriebes. In Notsituationen 
sind es vor allem die älteren Bahner, 
die wissen, was zu tun ist. Das aber 
ist endlich, denn in den nächsten Jah¬ 
ren gehen eben diese Eisenbahner zu 
Zehntausenden in Rente. 

Rainer Perschewski 


erst dann sittenwidrig, wenn ein Drit¬ 
tel weniger als das ortsübliche Ent¬ 
geh gezahlt wird. Das entspräche bei 
8,50 Euro allgemeinem Mindestlohn, 
einem Lohn von skandalösen 5,67 
Euro pro Stunde. 

Deshalb: Weg mit den von der 


GoKo geplanten Ausnahmen vom 
Mindestlohn, denn sonst bekommt 
die „Hire-and-Fire“-Mentalität der 
Unternehmer zusätzlichen Auf¬ 
trieb. Der Dumpinglohndruck auf 
die regulär Beschäftigten nimmt 
sonst noch stärker zu. Und die 
durch die Ausnahmeregelung er¬ 
möglichten Extraprofite müssen 
von den Beschäftigten und Steuer- 
zahlerlnnen bezahlt werden: Ers¬ 
tens in Form von Aufstocker-Leis- 
tungen bei Niedrigstlöhnen, zwei¬ 
tens als Hartz-IV-Drehtüreffekt, da 
bei derart geringer Beschäftigungs¬ 
dauer ein Bezug von Arbeitslosen¬ 
geld I bekanntlich ausgeschlossen 
ist. 

Manfred Dietenberger 


Aktion der NGG vor Burger King 

Die UZ sprach mit Manfred Sträter, 
Gewerkschaftssekretär der NGG in 
Dortmund, über die Situation der Be¬ 
schäftigten. 

UZ: Betriebsräte werden bei Burger 
King madig gemacht. Sie kämpfen für 
bessere Arbeitsbedingungen und für 
mehr Rechte der Beschäftigten. Der 
Kampf um Lohn nach Tarif und ge¬ 
gen Heuern und Feuern des Personals 
geht nicht ohne Unterstützung der Ge¬ 
werkschaft Nahrung- Genuss-Gaststät¬ 
ten (NGG). Wie erfolgreich ist dieser 
Kampf? 

Manfred Sträter: Am 2. Mai 2013 hat 
die Burger King Deutschland GmbH 
91 Filialen an Alexander Kolobov 
und Ergün Yildiz verkauft. Direkt be¬ 
gann, was wir relativ häufig erleben, 
wenn Franchisenehmer auftreten, 
der Drang nach maximalem Profit. 
Da sich durch die Ausgliederung die 
Umsätze nicht erhöhen, hatte Yildiz 
die Idee, die Lohnkosten um ein Drit¬ 
tel zu senken. Das war eine der ersten 
Anweisungen. Quer durch alle Positi¬ 
onen und Arbeitsbereiche. 

UZ: Wie haben die Betriebsräte und 
Beschäftigten darauf reagiert? 

Manfred Sträter: In 39 Filialen gibt es 
in der Regel dreiköpfige Betriebsräte, 
die, wenn sie gut aufgestellt sind, mit 
der NGG dagegen Front machen. Sie 
haben sich gegen den Personalabbau 
gemeinsam mit den Betroffenen ge¬ 
wehrt. Yildiz hat, obwohl dies gegen 
das Betriebverfassungsgesetz ver¬ 
stößt, den Betriebsräten ein Mitspra¬ 
cherecht beim Personaleinsatz ver¬ 
weigert. Die richtige Antwort darauf 
war und ist, dass die Interessenver¬ 
tretungen über Einigungsstehen und 
Verfahren vor den Arbeitsgerichten 
dagegen vorgehen. 

UZ: Wie viel Verfahren führt Ihre Ge¬ 
werkschaft zurzeit? 

Manfred Sträter: Bundesweit gibt es 
über 300 Verfahren in diesem Unter¬ 
nehmen. Nach wie vor werden es je¬ 
den Tag mehr. Es geht um Geltend¬ 
machung von Löhnen. Es gibt Be¬ 
schäftigte, denen fehlt der gesamte 
Monatslohn, der einfach nicht ausge¬ 
zahlt wird. Vermögenswirksame Leis¬ 
tungen werden nicht überwiesen. Man 
weigert sich Zuschläge und Lohnfort¬ 
zahlung im Krankheitsfall zu zahlen. 
Es gibt falsche Eingruppierungen beim 
Lohn gegenüber der tatsächlichen Be¬ 
schäftigung. Eine ganze Palette von 
Verfehlungen von Seiten der Holding 
also. Kurz vor diesem Interview haben 
wir erfolgreich in einem einstweiligen 
Verfahren für eine Kollegin das Gehalt 


aus April durchgesetzt. Doch kaum hat 
der Richter entschieden, stellt die Kol¬ 
legin fest, jetzt fehlt das Geld für Mai. 

UZ: Neben diesen katastrophalen Ar¬ 
beitsbedingungen, die zur Freiheit im 
Kapitalismus gehören, gibt es auch 
Probleme mit der Hygiene. Mehrere 
Filialen mussten geschlossen werden. 
Ist daran nicht auch die dünne Perso¬ 
naldecke schuld? 

Manfred Sträter: Was jetzt ans Tages¬ 
licht kommt, haben wir schon letztes 
Jahr gesagt. Wenn die Verantwortli¬ 
chen dieses Konzerns hingehen und 
die Arbeitsplätze einer Schicht um 
ein Drittel abbauen, dann ist dies die 
logische Konsequenz. Das wirkt sich 
unweigerlich auf die Sauberkeit der 
Filiale aus. Wenn viele Menschen in 
die Restaurants kommen, bleibt kei¬ 
ne Zeit die Lobby und andere Berei¬ 
che zu reinigen. Günter Wallraff hat 
Undercover bei Burger King berich¬ 
tet und die Hygieneprobleme breit 
veröffentlicht. Für uns bleibt aber die 
Forderung nach mehr Personal die 
Hauptstoßrichtung. Wird die Arbeit 
auf mehr Köpfe verteilt, wird sich 
auch die Hygiene bei Burger King 
verbessern. 

UZ: Der Konzern versucht mit unge¬ 
wöhnlichen Mitteln sein Image aufzu¬ 
arbeiten. In einem Werbespot des Fern¬ 
sehens verspricht der Deutschlandchef, 
Andreas Bork, Besserung. Selbst Ver¬ 
fahren würden zurückgenommen, be¬ 
hauptet er vor der Kamera. Können 
Sie das bestätigen? 

Manfred Sträter: Mit dem Werbe¬ 
spot zieht Burger King die Notbrem¬ 
se, um sinkende Umsätze zu stoppen. 
Zurzeit habe ich den Eindruck, dass 
dies deshalb nur Lippenbekenntnisse 
von Bork sind. Einzig aus Augsburg 
ist mir die Rücknahme eines Ver¬ 
fahrens gegen Betriebsräte bekannt. 
Zwar hat man sich von dem Betriebs¬ 
rätefresser Naujok getrennt. Aber 
auch bei den jetzigen Anwälten, Frau 
Eichinger und Herr Stummel können 
wir nicht erkennen, dass sich was zum 
positiven ändert. Herr Stummel ist 
mittlerweile sogar zum Geschäftsfüh¬ 
rer für Yildiz berufen worden, der ja 
abgesetzt wurde. Wir hatten 2006, ei¬ 
nes der ersten fristlosen Kündigungs¬ 
verfahren gegen einen Betriebsrats¬ 
vorsitzenden in Dortmund-Kley. Da¬ 
mals war Geschäftsführer von Burger 
King Deutschland niemand anderes 
als Dieter Stummel. Die Rechtsan¬ 
wältin hieß auch schon Eichinger. In 
diesem Zusammenhang darf nicht 
unerwähnt bleiben, bei der Ausein¬ 
andersetzung war auch Bork dabei. 


Stummel und Bork veranlassten, dass 
der Betriebsrats vor sitzende nach der 
Betriebsratswahl die fristlose Ent¬ 
lassung erhielt. Hintergrund war die 
Behauptung, er hätte die Wahl mani¬ 
puliert. Wenn Bork jetzt in der Wer¬ 
bung Besserung gelobt, könnte er 
ohne Verzögerung dafür sorgen, dass 
die Beschäftigten, was sie erarbeiten 
auch pünktlich, vollständig und tarift¬ 
reu erhalten. 

UZ: Nach außen hin also Verspre¬ 
chungen, nach innen weiter Druck und 
Drohungen gegen die Beschäftigten? 

Manfred Sträter: Ja. Es gibt noch im¬ 
mer Mobbing. Personal wird willkür¬ 
lich durch die Gegend geschoben,das 
Betriebsverfassungsrecht missachtet. 
Ganz aktuell soll in Dortmund eine 
Teilzeitkraft, die schon sechs Jahre 
bei Burger King einen Zweitjob hat, 
zu Zeiten ihres Hauptjobs eingesetzt 
werden. Dadurch bekommt die Kol¬ 
legin massive Schwierigkeiten in ih¬ 
rem Hauptarbeitsverhältnis. Das sind 
Sachen, die könnte man problemlos 
lassen, wenn an den Aussagen von 
Bork aus dem Werbefilm für bessere 
Arbeitsverhältnisse zu sorgen etwas 
dran wäre. 

UZ: Wie wird die NGG, werden 
die Beschäftigten, auf den Bluff des 
Deutschlandchefs Bork reagieren? 

Manfred Sträter: Wir werden für die 
Anwendung der seit Jahren gültigen 
Tarifverträge in der Systemgastrono¬ 
mie weiter mobilisieren. Will Andreas 
Bork wirklich ein besseres Arbeitskli¬ 
ma, braucht er nur die Tarifpflicht zu 
erfüllen. Er könnte die Beschäftigten 
der Yi-Ko-Holding sofort danach be¬ 
zahlen. Es reicht eben nicht für die 
Kolleginnen und Kollegen, dass nur 
der Austausch einer Marionette, wie 
Yildiz erfolgt. Es muss auch nachhal¬ 
tig zu besseren Arbeitsbedingungen 
führen. Dazu gehört, dass mit den 
Betriebsräten im Rahmen der Be¬ 
triebsverfassung zusammen gearbei¬ 
tet wird. Ich spreche hier ausdrück¬ 
lich nicht von einer vertrauensvollen 
Zusammenarbeit, weil das Verhält¬ 
nis über Jahre von der Konzernsei¬ 
te schwer belastet wurde. Bork muss 
also wirklich eine Menge konkreter 
Maßnahmen umsetzen, die wir seit 
Jahren fordern und die ja gesetzlich 
geregelt sind. Wird sich hier nichts 
ändern, werden wir nicht nachlassen, 
es an die Öffentlichkeit zu bringen. 
Unsere Mitglieder können sich dabei 
auf uns verlassen. Mit Hilfe der DGB- 
Rechtsschutz GmbH sind wir gut auf¬ 
gestellt, wenn Burger King so weiter 
macht wie bisher. 

Die Fragen stellte Herbert Schedlbauer 


Arbeitslose in der Drehtür 
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Kein Wohnungsmarkt für Auszubildende 

und Studierende 


Mietpreisbremse kommt zu spät und ist zu wenig 



I n Deutschland herrscht Wohnungs¬ 
not. Die Mieten steigen und steigen, 
besonders mangelt es an bezahlbaren 
Wohnungen. Der Direktor des Deut¬ 
schen Mieterbundes (DMB), Lukas Sie¬ 
benkotten, mahnt: „Bis zum Jahr 2017 
werden in Deutschland 825 000 Miet¬ 
wohnungen, insbesondere in Ballungs¬ 
zentren, Groß- und Universitätsstädten 
fehlen. Dann werden die Mieten noch 
schneller steigen als bisher. Kommen 
dann noch teure energetische Moderni¬ 
sierungen dazu, werden die Mieten für 
einen Großteil der Mieter in Deutsch¬ 
land nicht mehr bezahlbar seinf 

Von den steigenden Mieten sind 
neben vielen Menschen in prekären 
Lebensverhältnissen und mit gerin¬ 
gem Einkommen auch Auszubilden¬ 
de und Studierende besonders be¬ 
troffen. DMB-Präsident Rips fordert 
„Wir brauchen die Mietpreisbremse, 
und zwar so schnell wie möglich“. Aber 
bislang gibt es nichts als einen 40-seiti- 
gen Referentenentwurf aus dem Hause 
des Justizministers Heiko Maas (SPD). 
Mehr geschah seitens der Regierungs¬ 
koalition in Sachen Mietrechtsreform 
nicht. 

Der Deutsche Mieterbund befürch¬ 
tet ein bewusstes Hinauszögern der 
Umsetzung durch die Regierung. Und 
in der Tat, seit Jahresbeginn sind die 
Mieten in ganz Deutschland um durch¬ 
schnittlich fast drei Prozent gestiegen. 
Die Immobilienbesitzer haben damit 
begonnen, sich bei ihren Mietwohnun¬ 
gen noch schnell jene Gewinne, die ih¬ 
nen künftig per Mietpreisbremse be¬ 
schnitten werden sollen, zu sichern. 

Die Vermieter schaffen so noch 
schnell vor Inkrafttreten der neuen 
Regelung harte Fakten. „Wir erwar¬ 
ten, dass die Mietpreisbremse ab 1. Ja¬ 
nuar nächsten Jahres wirksam wird“, 
so Mieterbund-Präsident Franz-Ge¬ 
org Rips weiter, sollte dies wirklich 
gewollt sein, dann gibt es aber dafür 
nur noch ein denkbar kleines Zeit¬ 
fenster - in nicht einmal mehr einem 
Monat beginnt die zweimonatige Sit¬ 
zungspause im Bundestag. Rips, be¬ 
fürchtet jedoch, dass Teile der Union 
jetzt, kurz vor der Parlamentarischen 
Sommerpause, die Wahlversprechen 
der Regierungskoalition „gar nicht 
wollen und nach Möglichkeiten su¬ 
chen, den Gesetzesentwurf auf die 
lange Bank zu schieben“. 

Dabei ist dem Mieterbund klar, 
dass die Vorhaben - Einführung einer 


Begrenzung der Miete bei Wiederver¬ 
mietung - Wohnungen nur bedingt 
preisgünstiger machen. Die Mietpreis¬ 
bremse werde den „Wohnungsbau 
nicht retten“, weiß Rips. Wer in Städ¬ 
ten in eine neue Wohnung zieht, müs¬ 
se derzeit durchschnittlich 37 Prozent 
mehr aufbringen als seine Nachbarn, 
die die ortsübliche Vergleichsmiete 
zahlen. Wer in Berlin oder München 
umziehen will, muss im Schnitt 20 Pro¬ 
zent mehr für den Quadratmeter be¬ 
rappen, in Hamburg sind es 28 und in 
Regensburg sogar 36 Prozent. Letzten 
Endes, das weiß auch Rips, kann nur 
der Neubau den Mietmarkt entspan¬ 
nen. Dabei müssten jedoch nicht nur 
Wohnungen, sondern vor allem auch 
„bezahlbare“ Wohnungen gebaut wer¬ 
den. 

Wohnen und Energieversorgung 
gehören zur öffentlichen Daseins¬ 
vorsorge. Wohnen ist ein Grund- und 
Menschenrecht und darf daher nicht 
den Renditeinteressen von Wohnungs¬ 
spekulanten und Immobiliengesell¬ 
schaften untergeordnet werden. Dem 
zum Trotz werden öffentliche Wohnun¬ 


gen zu Tausenden an Immobilien-Heu- 
schrecken verhökert. Bei jedem Mie¬ 
terwechsel werden die Mieten massiv 
erhöht. 

Die angekündigte Mietpreisbrem¬ 
se der Regierung ist im Bestfall der 
„Tropfen auf den heißen Stein“. Mi¬ 
granten, Hartz-IV-Bezieher und kin¬ 
derreiche Familien stehen Schlange 
und haben kaum eine Chance auf eine 
gute, bezahlbare Wohnung. Privatin¬ 
vestoren bauen aber halt nur dann 
Wohnungen, wenn sie für ihr investier¬ 
tes Kapital mindestens die marktübli¬ 
che Rendite erzielen. Der kapitalisti¬ 
sche Wohnungsmarkt versorgt deshalb 
ausschließlich die Besserverdienenden, 
aber nicht diejenigen mit durchschnitt¬ 
lichen oder niedrigen Einkommen. 

Was notwendig wäre ist keine 
Mietpreisbremse, sondern eine Kapi¬ 
talverwertungsbremse. Wer es mit der 
sozialen Stadt ernst meint, muss Woh¬ 
nen - wie Bildung, Gesundheit, Ener¬ 
gie oder den öffentliche Nahverkehr - 
als soziale Infrastruktur und damit als 
öffentliche Aufgabe anpacken. Denn 
in den letzten 150 Jahren kapitalisti¬ 


scher Stadtentwicklung gibt es - ab¬ 
gesehen von Werkssiedlungen großer 
Industriepatriarchen - keine Beispie¬ 
le, in denen private Eigentümer preis¬ 
werte und gute Wohnungen errichtet 
haben. Insbesondere Wohnungen für 
die Armen wurden ausschließlich von 
Genossenschaften im öffentlichen Ei¬ 
gentum gebaut. 

Dass sozial tragbare Mieten auch 
heute möglich sind, beweisen viele 
der gemeinnützigen Träger und Woh¬ 
nungsgenossenschaften, die allerdings 
nur über einen kleinen Bruchteil des 
gesamten Wohnungsbestandes verfü¬ 
gen. 

Der Kampf für eine soziale Woh¬ 
nungspolitik wird nicht leicht zu gewin¬ 
nen sein. Er braucht viele Mitstreiter, 
besonders die arbeitende und studie¬ 
rende Jugend. Dessen ist sich die SDAJ 
bewusst: Es muss bezahlbaren, schad¬ 
stofffreien, lärmgeschützten Wohn- 
raum für alle Jugendliche geben! Es 
darf keine Wohnungsrepression durch 
die Jobcenter geben - die „Stallpflicht“ 
für U25-jährige ist abzuschaffen! 

Manfred Dietenberger 


Deutscher Waffenexport aus „Verantwortung“ 

Rekordausfuhr von Kanonen und Panzern 


Sie reklamieren mehr deutsche „Ver¬ 
antwortungsbereitschaft“ für den Glo¬ 
bus - der präsidiale Pastor, die tarn¬ 
fleckige UvdL und der Aussen-Uhu. 
Auch die Kanzlerin verwendet gern 
Begriffe wie „Partnerschaft“ und „Ver¬ 
antwortung“, z.B. wenn es um Waffen¬ 
verkäufe in Krisenregionen wie den 
Nahen Osten geht. 

Um hochbrisante 24 Prozent hat 
die Bundesregierung die Ausfuhrge¬ 
nehmigungen für solcher Art Verant¬ 
wortungsexport im vergangenen Jahr 
gesteigert. Auf insgesamt 5,8 Milliar¬ 
den Euro bei Großwaffen, wie aus par¬ 
lamentarischen Anfragen der Links¬ 
fraktion und der Grünen hervorgeht. 
Mit 3,6 Milliarden Euro (Anteil 62%) 
ist der Wert der Genehmigungen an 
sogenannte Drittländer, die weder zur 
EU noch zur NATO gehören, auf ein 
Rekordniveau gestiegen. 

Unter den größten Empfängerlän¬ 
dern sind allein drei aus dem arabi¬ 
schen Raum - Algerien, Saudi-Ara¬ 
bien und Katar -, die nicht nur als 
Spannungsgebiete gelten, sondern als 
Länder mit einer extrem hohen Rate 
an Menschenrechtsverletzungen. Die 
saudischen Scheichs und katarischen 
Emire rüsten ihrerseits fanatische 
Muslime und Al-Quaida-Kämpfer mit 
Waffen aus, u. a. im syrischen Bürger¬ 


krieg. Die Geschäfte der „Händler des 
Todes“ dürften in den nächsten Jah¬ 
ren noch weiter expandieren. So wur¬ 
de die Ausfuhr von 62 Leopard-Pan¬ 
zern und 24 Panzerhaubitzen an das 
Scheichtum Katar für die Jahre 2015 
bis 2018 genehmigt. Der Panzerdeal 
gilt zugleich als Türöffner zur gesam¬ 
ten arabischen Halbinsel. Die Saudis 
wollen jeweils mehrere Hundert Rad¬ 
panzer Boxer und Leopard-Ketten¬ 
panzer mit Bürgerkriegsausrüstung 
bestellen. Sie erhalten vorerst nur 60 
Patrouillenboote zur Küstenüberwa¬ 
chung. 

Im vergangenen Jahr erhielt das 
Scheichtum für 35 Millionen Euro 
Kleinwaffen: Gewehre, Maschinen¬ 
pistolen, Handgranaten und tragbare 
Raketenwerfer - mehr als ein Vier¬ 
tel des deutschen Kleinwaffenexports, 
der eine Steigerungsrate von 43 Pro¬ 
zent aufwies. Wofür es das Schießgerät 
gebrauchen kann, zeigte die Scheich- 
Diktatur als sie sich 2012 an der mi¬ 
litärischen Niederschlagung der De¬ 
mokratiebewegung im benachbarten 
Bahrein beteiligte. Könnte zudem auch 
sein, dass ein weiterer arabischer Früh¬ 
ling auch vor den Palästen der Scheichs 
in Riad zu blühen beginnt. Dann wür¬ 
den die Despoten wohl deutsche Ge¬ 
wehre auf Menschen richten, die mehr 


Demokratie und ein menschenwürdi¬ 
geres Leben fordern. 

Der neue Rekord beim Export von 
Kanonen und Panzern, aber auch bei 
G3-Sturmgewehren und Maschinen¬ 
pistolen zeigt: Der Verkauf von Waf¬ 
fen ist zu einem zentralen Element 
der außenpolitischen Strategie der 
Bundesregierung geworden; er ist Teil 
der Militarisierung der deutschen Au¬ 
ßenpolitik geworden. Die Linksfrak¬ 
tion im Bundestag kritisiert, dass An¬ 
gela Merkel die kritische Debatte um 
Waffenexporte komplett ignoriere und 
„immer hemmungsloser auch noch den 
letzten Diktator mit deutschen Waf¬ 
fen versorgt“. Der Abrüstungsexperte 
der Partei „Die Linke“ im Bundestag, 
Jan von Aken, sagte: „So deutlich und 
schonungslos zeigt sich die Brutalität 
der deutschen Außenpolitik nur selten“. 

Die Kanzlerin macht gar keinen 
Hehl aus ihren machtpolitischen Am¬ 
bitionen bei Waffenexporten. An¬ 
läßlich der Tagung des zivilen und 
militärischen Spitzenpersonals der 
Bundeswehr in der Akademie der 
Bundeswehr in Strausberg bei Berlin 
(22.10.12) erklärte sie im Hinblick auf 
Rüstungsexporte: „Wer sich der Frie¬ 
denssicherung verpflichtet fühlt, aber 
nicht überall auf der Welt eine aktive 
Rolle in der Friedenssicherung über¬ 


nehmen kann, der ist auch dazu aufge¬ 
rufen, vertrauenswürdigen Partnern zu 
helfen, damit sie entsprechende Auf¬ 
gaben übernehmen“. Als Delegierung 
von Verantwortung dürften das die 
Verantwortungsprediger vom Schlage 
Gaucks wohl einstufen. 

Und Merkel weiter: „Es liegt in un¬ 
serem Interesse ... wenn wir Partner 
dazu befähigen, sich für die Bewah¬ 
rung oder Wiederherstellung von Si¬ 
cherheit und Frieden in ihren Regio¬ 
nen wirksam einzusetzen“. Da könnte 
in nächster Zeit erhöhter Lieferbedarf 
bestehen: „Wir fordern den Westen 
auf, uns moderne Waffen zu liefern“, 
erklärte die durchgeknallte Präsident¬ 
schaftskandidatin und Oligarchin, Julia 
Timoschenko, die Putin „in den Kopf 
schießen“ will. „Man muss den russi¬ 
schen Aggressor in seine Schranken 
weisen“ (zit. nach Spiegel, 12.5.14). 

Auch ohne neue Absatzmärkte und 
Einsatzgebiete für deutsche Waffen, 
trägt die deutsche Bundesregierung 
bereits jetzt Verantwortung - Verant¬ 
wortung für tausendfachen Tod aus 
deutschen Gewehrläufen und Kano- 
nen-Rohren. Es trifft mehr denn je zu, 
was die Friedensbewegung bereits vor 
Jahrzehnten skandierte: „Deutsche 
Waffen, deutsches Geld, morden mit 
in aller Welt“! Fred Schmid, isw 


Sachsen: Zwangsräumungen 
nehmen deutlich zu 

In Sachsen steigt die Zahl der Zwangs¬ 
räumungen. Danach hat sich die Zahl 
der Zwangsräumungen von 2007 bis 
2013 um fast 50 % erhöht auf nun 
3710. 

Überdurchschnittlich hoch war die 
Steigerung in Dresden: um 87 % auf 
823 Räumungsklagen. Auch in Meck¬ 
lenburg-Vorpommern gab es deutlich 
mehr Zwangsräumungen als in den 
Jahren zuvor. Hier wurden 1 377 Woh¬ 
nungen zwangsgeräumt, 2012 waren 
es noch 895, im Jahr 2011 hatte es 938 
Zwangsräumungen gegeben. Die Vor¬ 
sitzende des Deutschen Gerichtsvoll¬ 
zieherbundes sieht als Grund hierfür 
die Verbesserung der Position des Ver¬ 
mieters bei Zwangsräumungen durch 
das Mietrechtsänderungsgesetz. 

IGM fordert fünf Prozent 
mehr Lohn für Stahlarbeiter 

Ab 1. Juli ist in der nordwestdeut¬ 
schen Stahlindustrie mit Warnstreiks 
zu rechnen. Die IG Metall fordert für 
die 75000 Beschäftigten in Bremen, 
Niedersachsen und NRW fünf Pro¬ 
zent mehr Lohn, Gehalt und Ausbil¬ 
dungsvergütung für zwölf Monate. 
Die Tarifverträge zur Altersteilzeit, 
zur Beschäftigungssicherung und zur 
unbefristeten Übernahme der Aus¬ 
gebildeten sollen verlängert und ein 
Einstieg in die tarifliche Regelung von 
Werkverträgen geschafft werden. Die 
„Arbeitgeber“ wollen ein Angebot erst 
machen, wenn sie wissen, „was uns die 
anderen vier Forderungen kosten“. IG 
Metall - Bezirksleiter NRW, Kurt Gie- 
sler, sagt dazu: „Es kommen keine zu¬ 
sätzlichen Kosten auf die Betriebe zu. 
Die Altersteilzeit zu verlängern kostet 
nichts. Die Ausgebildeten unbefristet 
zu übernehmen auch nichts. Im Gegen¬ 
teil: Beides nutzt den Unternehmen!“ 

Streik gegen Billiglöhne 
bei „Autogrill“ 

Die Streikenden bei Autogrill in Bay¬ 
ern und Thüringen lassen nicht locker. 
Seit April dieses Jahres kämpfen die 
Beschäftigten für einen Tarifvertrag, 
der Schluss macht mit Billiglöhnen 
unterhalb von 8,50 Euro pro Stunde 
und schlechten, ungeregelten Arbeits¬ 
bedingungen. Auch an den verkehrs¬ 
reichen Pfingstfeiertagen haben sie für 
mehrere Stunden ihre Arbeit an den 
Raststätten niedergelegt und auf ihre 
Forderung nach einem Tarifvertrag 
aufmerksam gemacht. Erneut äußer¬ 
te die große Mehrheit der Reisenden 
Verständnis für die Streikenden von 
Autogrill und wich auf andere Rast¬ 
stätten aus. 

AWO: Bürokratie verhindert 
Einreise von Flüchtlingen 

Arbeiterwohlfahrt-Vorstandsmitglied 
Brigitte Docker meldete sich zu Wort: 
„Die Ankündigung der Innenminister 
der Länder, weitere 10 000 Flüchtlin¬ 
ge aus Syrien aufzunehmen, ist erfreu¬ 
lich, doch die bürokratischen Hürden 
für die Einreise sind nach wie vor das 
zentrale Hindernis“. Das anvisierte 
dritte Aufnahmeprogramm erschei¬ 
ne fadenscheinig angesichts der Tat¬ 
sache, dass das Kontingent des zwei¬ 
ten Aufnahmeprogramms längst noch 
nicht ausgeschöpft wurde. Der poli¬ 
tischen Willensbekundung müssten 
auch Tatsachen folgen. Nach Aussa¬ 
gen der Experten wollen circa 80 000 
Syrer zu Verwandten nach Deutsch¬ 
land. „Wenn wir hier die Aufnahme¬ 
kriterien und die Verfahren erleich¬ 
tern, können wir mehr Flüchtlingen 
schneller Schutz bieten. Dass Schutz¬ 
suchende auch aufgrund der deut¬ 
schen Bürokratie unser Land nicht er¬ 
reichen, ist beschämend“, unterstrich 
Docker. 

Ein Drittel lebt in 
Deutschland alleine 

Der häufigste Haushaltstyp in 
Deutschland ist der Einpersonenhaus¬ 
halt. In mehr als jedem dritten Haus¬ 
halt (37,2 Prozent) wohnt nur ein Mann 
oder eine Frau. Besonders oft (42 %) 
leben sie in Großstädten. An zweiter 
Stelle stehen mit 33,2 % die Zweiper¬ 
sonenhaushalte. Nur 4,8 % der Haus¬ 
halte leben in einer Familie oder WG, 
die mehr als vier Personen zählt. Und: 
Gut jeder fünfte Haushalt in der Bun¬ 
desrepublik ist ein reiner Senioren¬ 
haushalt. 
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In Düsseldorf-Eller gibt es „Morgengaben“ 

DKP schlägt Lackmus-Test für Schwarz-Grün-Gelbe Koalition vor 



Oberbürgermeister Dirk Elbers (CDU) erfüllte die Düsseldorfer Kapitalinteressen nicht. 


Gauck zwischen Feldherr 
und Weltpolizist 

„Menschenrechte lassen sich nicht her¬ 
beibomben, das weiß auch der Bundes¬ 
präsident. Im Gegenteil: Im Krieg kom¬ 
men die Menschenrechte unter die Rä¬ 
der. Wer wie Gauck zur Begründung 
eines größeren militärischen Einsatzes 
der Bundeswehr im Ausland Parallelen 
zu innerdeutschen Polizeieinsätzen zieht, 
begibt sich auf ganz gefährliches Terrain. 
Ein Weltpolizist Deutschland wird gera¬ 
de vor dem Hintergrund der deutschen 
Geschichte von der klaren Mehrheit der 
Bevölkerung abgelehnt“ kritisiert Jan 
van Aken, außenpolitischer Sprecher 
der Fraktion „Die Linke“, die Äußerun¬ 
gen des Bundespräsidenten während sei¬ 
ner Norwegen-Reise. Van Aken weiter: 

„Es ist völlig richtig und wichtig, dass 
Deutschland viel aktiver werden muss, 
um auch international die Durchsetzung 
von Menschenrechten und sozialer Ge¬ 
rechtigkeit zu unterstützen. Aber das 
kann und darf nicht militärisch gesche¬ 
hen. Es gibt einen großen Unterschied 
zwischen Einmischen und Militärinter¬ 
vention. Gaucks einseitiger Blick auf das 
Militärische ist hochgefährlich und vom 
Verfassungsauftrag der Bundeswehr in 
keiner Weise gedeckt. Ein Bundesprä¬ 
sident, der quasi als Feldherr die Bun¬ 
deswehr mit Hurra in alle Welt schicken 
möchte, stellt sich gegen die Bevölkerung 
und begibt sich damit ins Abseits.“ 

Rechtsaußen-Fraktion 
im Europaparlament 

Auf dem rechten Flügel des Euro¬ 
paparlaments klären sich die Fronten. 
Dem rechten Parteienbündnis rund um 
den Front National scheint es gelungen 
zu sein, weitere Partner für die Bildung 
einer Fraktion zu gewinnen. 

Der französische Front National, die 
österreichische FPÖ, Lega Nord aus Itali¬ 
en, Vlaams Belang aus Belgien und Geert 
Wilders 4 PW hatten sich bereits vor Mo¬ 
naten auf ein Bündnis im EU-Parlament 
festgelegt. Die beiden zur Fraktionsgrün¬ 
dung noch fehlenden Parteien - benötigt 
werden mindestens 25 Abgeordnete aus 
sieben EU-Mitgliedsländern - könnten 
nun gefunden sein. Medienberichten zu¬ 
folge sollen der polnische Kongres No- 
wej Prawicy (KNP, Kongress der neuen 
Rechten) und die litauische PartijaTvar- 
ka ir teisingumas (TT, Partei Ordnung 
und Gerechtigkeit) die neue Rechtsau¬ 
ßen-Fraktion „Europäische Allianz für 
Freiheit“ komplettieren, die 43 bzw. 44 
Mitglieder zählen würde. 

Die KNP hatte mit rund sieben Pro¬ 
zent der Stimmen vier Mandate errungen. 
Parteichef Janusz Korwin-Mikke hatte 
vor der Europawahl angekündigt, er wol¬ 
le die EU „von innen heraus zerlegen“. 
Die gesamte politische Klasse, so Korwin- 
Mikke, sei eine „Bande von Dieben“. Die 
litauische TT war auf 14,3 Prozent ge¬ 
kommen, was für zwei Mandate reichte. 
Leidtragender einer solchen Fraktions¬ 
gründung unter Führung des Front Na¬ 
tional wäre ein Politiker, der eigentlich 
als einer der Gewinner der Europawahl 
galt: Nigel Farage, der Chef der United 
Kingdom Indepence Party (UKIP). Bis¬ 
her hatten Lega Nord und die TT seiner 
Fraktion „Europa der Freiheit und der 
Demokratie“ (EFD) angehört. 

Darüber hinaus sind der EFD noch 
zwei weitere Parteien abhanden gekom¬ 
men: die Dänische Volkspartei und die 
Wahren Finnen. Die beiden rechtspo¬ 
pulistischen Parteien aus Skandinavien 
arbeiten im neuen Europaparlament bei 
den „European Conservatives and Re- 
formists“ (ECR) mit - eine von den briti¬ 
schen Konservativen und der polnischen 
PiS dominierte Fraktion, die auch die Al¬ 
ternative für Deutschland (AfD) aufge¬ 
nommen hat. (blick nach rechts) 

Stelldichein der 
Geschichtsverdreher 

An einem geheim gehaltenen Ort in Nie¬ 
derbayern sollen vom 25. bis 27. Juli die 
geschichtsrevisionistischen „Zeitgesprä¬ 
che 2014“ stattfinden. Getagt wird zum 
Thema „1914 - Wie kam es zum Ersten 
Weltkrieg? Ursachen - Anlass - Hinter¬ 
gründe“. Veranstalter der „Zeitgespräche 
2014“ sind die rechtsextreme Zweimo¬ 
natszeitschrift „Deutsche Geschichte“, 
die stramm rechte „Staats- und Wirt¬ 
schaftspolitische Gesellschaft“ (SWG) 
und ein „Forum Kultur und Geschichte“. 

(blick nach rechts) 


I m Düsseldorfer Stadtbezirk 8 (El¬ 
ler) wurde nach der Kommunalwahl 
von der Mitgliederversammlung der 
Grünen eine hastig zusammengezim¬ 
merte Koalition von CDU und Grü¬ 
nen beschlossen. Um aber überhaupt 
auf eine zahlenmäßige Mehrheit zu 
kommen, wurde auch die FDP mit ins 
Boot genommen. Die Grünen sind da¬ 
mit erneut in einen Interessenskonflikt 
mit ihren konsequent ökologisch orien¬ 
tierten Wählern gekommen. 

Bereits in der vergangenen Legisla¬ 
turperiode hatte es eine schwarz-grü¬ 
ne „Regierung“ im Rathaus von Düs¬ 
seldorf-Eller gegeben, nachdem sich 
die SPD nahezu atomisiert hatte. Be¬ 
standteil der gemeinsamen Arbeit war 
die Verkehrspolitik, soweit sie von den 
Vorstadtpolitikern mitbestimmt wer¬ 
den darf. Mit Blick auf neue Radwege 
funktionierte diese Zusammenarbeit 
unterschiedlich gut, wenn auch zu sel¬ 
ten. Es könnte besser laufen, moniert 
der Allgemeine Deutsche Fahrradclub 
(ADFC). 

Ein Punkt einer geräuschlosen 
Auseinandersetzung ist der angedach¬ 
te und auf genauen Planungskarten 
nachzulesende Ausbau der südöstli¬ 
chen „Einflugschneise“ in die Landes¬ 
metropole: Die Landesstraße 404 soll 
zur L 404n werden, und das in Teilbe¬ 
reichen vierspurig, durch Landschafts¬ 
schutz- und Naherholungsgebiete. Die 
CDU ist vehement für den Ausbau. 
Koalitionspartner Grün schrieb 2009 
ins Programm: „In den nächsten Jah¬ 
ren werden wir uns für einen lebens¬ 
werten Stadtteil einsetzen: Gegen die 
Stadtautobahn L404! Wir engagieren 
uns gegen mehr Verkehr, mehr Lärm 
und die Zerstörung der Natur ...“ Das 
war - eigentlich - nicht koalitionsver¬ 
träglich. 

Um die bisherige CDU/FDP-Mehr- 
heit im Düsseldorfer Rathaus bei den 
Ausbauplänen zu unterstützen, hatte 
die CDU einen fördernden Antrag im 
Stadtbezirksrathaus eingebracht. Dafür 
hätte sie aber nur zusammen mit ihrem 


Das Thema „Prostitution“ stand im 
Mittelpunkt eines Treffens des Frauen- 
AK, der sich Mitte Mai in Essen traf. 
Das „älteste Gewerbe der Welt“, wie 
die sexuelle Ausbeutung von Frauen oft 
euphemistisch genannt wird, war auch 
für unsere Klassikerlnnen ein Thema. 
Marx und Engels schreiben im Kom¬ 
munistischen Manifest, „dass mit der 
Aufhebung der jetzigen Produktions¬ 
verhältnisse auch die aus ihnen hervor¬ 
gehende ... Prostitution verschwindet“. 
Lenin betonte den Zusammenhang von 
Lohnsklaverei und Prostitution. Zetkin 
und Luxemburg sahen Frauen in der 
bürgerlichen Gesellschaft, die sich ver¬ 
kaufen mussten, als „bedauernswerte 
doppelte Opfer, erst ihrer verfluchten 
Eigentumsordnung und dann noch ih¬ 
rer verfluchten moralischen Heuchelei. 

.Die russische Revolutionärin Ale¬ 
xandra Kollontai verurteilte die Pros¬ 
titution nicht als „Vergehen gegen die 
Sittlichkeit“ sondern als „Verletzung 
der allgemeinen Arbeitspflicht“. Durch 
die gleichberechtigte Einbeziehung al¬ 
ler Frauen in den Produktionsprozess 
werde die Arbeitslosigkeit als Ursache 
der Prostitution überwunden. Der 1931 
als Unterorganisation der KPD auf Be¬ 
treiben von Wilhelm Reich gegründete 
„Reichsverband für proletarische Se¬ 
xualpolitik“ setzte sich zum Ziel, die 
Arbeiterinnen darüber aufzuklären, 
dass nur die sozialistische Revolution 
die Massen vom sexuellen Elend be¬ 
freien könne. 

Allen gemeinsam ist die Verurtei¬ 
lung des Kapitalismus als Ursache für 
die Prostitution. Materielle Not bringt 
Frauen dazu, sich zu prostituieren und 
der kapitalistische ideologische Über¬ 
bau, das bürgerliche Sexualleben mit 
seiner Doppelmoral, „erlaubt“ es Män- 


Koalitionspartner von den Grünen eine 
Mehrheit bekommen. Der fehlte bei 
der Abstimmung. Andere auch. Ergeb¬ 
nis aus dem Rathaus Eller: Wir sind für 
die neue „Stadtautobahn“. 

Da Grün bei der Abstimmung fehl¬ 
te, konnte ihrer Mandatsträgerschaft 
nicht vorgeworfen werden, sie hät¬ 
te im Bunde mit der CDU für dieses 
Verkehrsprojekt gestimmt. Die L 404n 
ist aber noch nicht gebaut. Damit die 
Grünen eine eindeutige Haltung ge¬ 
gen dieses Projekt beziehen können - 
und sich damit allerdings auch gegen 
ihre Koalitionspartner stellen würden, 
hat die DKP den Bezirksvertreter der 
Partei „Die Linke“, Lutz Pfundner, an¬ 
geregt, einen Antrag einzubringen, mit 


nern, sich Frauenkörper „zu nehmen“. 
Alles wird zur Ware. 

Und heute? In Deutschland und 
den Niederlanden wurde Anfang die¬ 
ses Jahrtausends die Prostitution kom¬ 
plett legalisiert. Die modernen „Sexar¬ 
beiterinnen“ sind Frauen, die Männern 
als „Dienstleisung“ zu einem Orgasmus 
verhelfen und dafür ihren Körper zur 
Verfügung stellen. 

Zeitgleich haben die skandinavischen 
Länder Schweden, Island und Norwegen 
den entgegengesetzten Weg eingeschla¬ 
gen und die Prostitution verboten. In 
diese Richtung weist auch ein im letzten 
Jahr beschlossenes Gesetz in Frankreich, 
wonach die Freier, nicht aber die Prosti¬ 
tuierten bestraft werden können. 

Die BRD ist seit der Legalisierung 
zur Drehscheibe des europäischen 
Frauenhandels geworden, ver.di schätzt 
den Jahresumsatz im Prostitutionsge¬ 
werbe auf zirka 15 Milliarden Euro. Ne¬ 
ben Waffen- und Drogenhandel han¬ 
dele es sich um das Geschäft mit der 
höchsten Profitrate. Aber der Verdienst 
für die Frauen ist seit der Legalisierung 
deutlich gesunken. 

Begründet wurde die Legalisierung 
2002 damit, die Prostituierten durch 
„Normalarbeitsverhältnisse“ mit einem 
besseren Gesundheitsschutz, Renten¬ 
vorsorge und Arbeitnehmerinnenrech¬ 
ten zu stärken und ihr gesellschaftliches 
Ansehen zu verbessern. Aber nicht mal 
ein Prozent der Huren hat einen Ar¬ 
beitsvertrag, kaum eine hat eine Kran¬ 
kenversicherung. 

Sexarbeiterinnen als Selbstständige, 
Gewerbesteuerpflichtige oder Ange¬ 
stellte - die gewünschte Integration in 
die Gesellschaft führt zu weiterer Nor¬ 
malisierung und erhöht die Akzeptanz. 
Leider nicht der Frauen und ihrer meist 
üblen Lage, sondern der Zuschreibung 


dem sich die Bezirksvertretung nun 
gegen den Straßenausbau ausrichten 
könnte. Dafür gäbe es mit den Stim¬ 
men der SPD, der Partei „Die Linke“ 
und den Grünen eine Mehrheit. Das 
wäre dann der Lackmus-Test für die 
Grünen. 

Die Grünen haben ihre Morgenga¬ 
be bereits in der Tasche: Susanne Ott 
wurde Zweite Stellvertretende Be¬ 
zirksbürgermeisterin, und sie bekam 
das neue Amt der „Beteiligungsbeauf¬ 
tragten“, die die Bürger für die Politik 
im Rathaus gewinnen soll. 

Wenig „Beteiligungslust“ zeigten 
die Düsserdorferlnnen am Sonntag 
bei der Oberbürgermeister-Stichwahl: 
Von 471 299 Wahlberechtigten betei¬ 


des „Gekauftwerdenkönnens“ - die 
Frau als Ware, der Freier als Kunde mit 
Verbraucherschutz? 

Im Februar dieses Jahres verab¬ 
schiedete das Europäische Parlament 
eine Resolution, die die Mitgliedsstaa¬ 
ten dazu auffordert, dem nordischen/ 
schwedischen Modell zu folgen. Es 
sieht Prostitution als eine Verletzung 
der Menschenrechte und als eine Form 
von Gewalt gegen Frauen. Es krimina¬ 
lisiert diejenigen, die für Sex bezahlen, 
und nicht die, die ihn verkaufen. 

In diesem Sinne verfasste die Frau¬ 
enrechtlerin Alice Schwarzer einen 
„Appell gegen Prostitution“, der ne¬ 
ben einer Gesetzesänderung vor al¬ 
lem Präventionsmaßnahmen fordert, 
sowie Ausstiegshilfen und Schutz vor 
Abschiebungen. Die nötigen „Maß¬ 
nahmen, die kurzfristig zur Eindäm¬ 
mung und langfristig zur Abschaffung 
des Systems Prostitution führen“, wer¬ 
den leider nicht weiter ausgeführt. In¬ 
nerhalb unseres Systems wird es auch 
unmöglich sein, allen Menschen ein 
gerechtes, selbstbestimmtes und lust¬ 
volles Leben zu ermöglichen. Die Um¬ 
setzung der in dem Appell genannten 
Punkte könnte aber ein kleiner Schritt 
in die richtige Richtung sein. 

Zur Diskussion standen bei dem 
Treffen des Frauen-AK auch die Ar¬ 
gumente der Prostituiertenverbände, 
die sich gegen ein Verbot wehren. Sie 
wollen nicht als Opfer dargestellt wer¬ 
den und befürchten, dass ihnen durch 
die Kriminalisierung der Respekt ver¬ 
weigert würde. Respektvoll behan¬ 
delt werden die Huren in Flatrate- 
Bordellen jedoch keineswegs, wo sie 
zur maximalen Auslastung ihrer Ge¬ 
schlechtsorgane gezwungen sind, wo 
sie ausgebeutet und eingeschüchtert 
werden. 


ligten sich nur 41,75 Prozent. Aller¬ 
dings: „Alt-Oberbürgermeister“ Dirk 
Elbers (CDU) verlor geradezu sensa¬ 
tionell mit 40,80 Prozent gegenüber 
seinem SPD-Herausforderer, dem Ex- 
Eon-Manager Thomas Geisel (59,20 
Prozent). Im Rat gibt es eine schwarz¬ 
grüne Mehrheit. Die hätte für Geisel 
eine Cohabitation (Oberbürgermeister 
ohne eigene Mehrheit) zur Folge. Oder, 
und das würde wohl das Kapital in 
Düsseldorf am schnellsten beruhigen: 
Es gibt auch hier eine große Koalition. 
Die würde die schwarz-grün-gelbe Ko¬ 
alition in Eller oder die schwarz-grü¬ 
ne Koalition im Stadtbezirk Bilk nicht 
kratzen. 

Uwe Koopmann 


Das Thema umfasst schließlich nicht 
nur die geschätzten 400-700 000 Pro¬ 
stituierten, die in Bordellen, auf dem 
Straßenstrich, in teuren Clubs oder auf 
dem Drogenstrich anschaffen gehen. 
Ein klares Zeichen gegen Prostitution 
als menschenverachtend könnte dazu 
beitragen, dass es auch in deutschen 
Ehebetten nicht mehr normal ist, dass 
Männer über Frauen verfügen. Durch 
(finanzielle) Abhängigkeiten und ein 
Machtgefälle kann es auch in der Se¬ 
xualität keine Gleichberechtigung ge¬ 
ben. Frauen lassen sich scheinbar frei¬ 
willig sexuell ausbeuten und benutzen, 
Vergewaltigungen in der Ehe sind kei¬ 
ne Seltenheit. 

Der Bezug zu uns, zu allen Frau¬ 
en, wurde im Referat durch folgende 
Fragen verdeutlicht: „Was ist das für 
ein Frauenbild, das Männer haben, die 
Frauen kaufen wie eine Portion Pom¬ 
mes? Was ist das für eine Gesellschaft, 
die den Verkauf des Körpers als ganz 
normalen Wirtschaftszweig ansieht? 
Menschunwürdige Verhältnisse werden 
nicht besser, indem man sich weigert, 
sie als solche zu sehen.“ 

Müssen wir uns den Vorwurf anhö¬ 
ren, wir seien prüde, in bürgerlichen 
Moralvorstellung gefangen und lust¬ 
feindlich, wenn wir uns klar gegen Pro¬ 
stitution aussprechen? Einig waren sich 
die Diskussionsteilnehmerinnen darin, 
dass Prostitution und Frauenhandel 
nichts mit lust- und liebevoller Sexua¬ 
lität gemeinsam haben. Keine abschlie¬ 
ßende Meinung hat der Frauen-AK zu 
möglichen Forderungen gesetzlicher 
Änderungen. 

Der Frauen-AK will in einem WE- 
Seminar im Herbst unter anderem die¬ 
ses Thema vertiefen und eine Debatte 
in der DKP dazu anregen. 

Inge Scharna 


Sex im Kapitalismus - ich will's schwedisch (?) 

Treffen des Frauenarbeitskreises der DKP 
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Brauner Wohlfühlort 


D ie Ruhrgebietsmetropole Dort¬ 
mund macht seit Jahren als 
rechte Hochburg von sich re¬ 
den. Das Nichtstun der örtlichen Be¬ 
hörden und Politik kostete dabei nicht 
wenige Menschen das Leben. So er¬ 
schoss der Dortmunder Faschist Mi¬ 
chael Berger am 14. Juni 2000 im 
Raum Dortmund drei Polizeibeamte 
und richtete sich danach selbst. 2005 
erstoch der Dortmunder Neonazi Sven 
Kahlin den Punk Thomas Schulz, ge¬ 
nannt „Schmuddel“ an der U-Bahnsta- 
tion Kampstraße. Dafür wurde er zu 
sieben Jahren Haft verurteilt, jedoch 
vorzeitig aus der Haft entlassen, da 
Gutachter dem als äußerst gewalttätig 
geltenden rechten Überzeugungstäter 
eine positive Sozialprognose attestier¬ 
ten. Mit dem wohlwollenden Befund 
ausgestattet, beteiligte sich der Nazi 
sodann an verschiedenen Angriffen 
auf politische Gegner und Migranten. 
Unter anderem griff er Ende 2011 ge¬ 
meinsam mit weiteren Gesinnungs¬ 
genossen, darunter auch sein Bruder 
Jan, zwei jugendliche Migranten auf 
dem Dortmunder Weihnachtsmarkt 
an und schlug diese grundlos brutal 
zusammen. Zwar verurteilte ihn das 
Dortmunder Landgericht Anfang 
2013 dafür zu einer Haftstrafe von 21 
Monaten, sah jedoch den rassistischen 
Hintergrund des Angriffes als nicht er¬ 
wiesen an. Jan Kahlin kam damals gar 
mit einer Verwarnung und einem Wo¬ 
chenendarrest davon. 

Fernab dessen wurde 4. April 2006 
Mehmet Kubasik mutmaßlich vom 
neofaschistischen Terrornetzwerk 
„Nationalsozialistischer Untergrund“ 
(NSU) ermordet. Ein Mord, der ohne 
die Unterstützung der Dortmunder 
Naziszene in dieser Form kaum mög¬ 
lich gewesen sein dürfte. 

Warum die kommunale Politik wie 
auch die örtliche Polizei trotzdem nicht 


In Dortmund heißt es, Augen offenhalten 


wirklich etwas gegen das Erstarken der 
Faschisten unternahmen, sondern sich 
nunmehr seit Jahren auch weiterhin 
derart kontinuierlich von diesen vor¬ 
führen lassen, bleibt unterdessen ihr 
Geheimnis. 

Schon in den 1990er Jahren war 
die „Kameradschaft Dortmund“ eine 
der führenden militanten Nazigruppen 
bundesweit. Dort war schon damals 
auch der ehemalige Anführer der Hoo¬ 
ligangruppe „Borussenfront“, Siegfried 
Borchardt (genannt „SS-Siggi“), aktiv. 
Borchardt ist mittlerweile Mitglied der 
Partei „Die Rechte“, für die er seit der 
letzten Kommunal wähl in Nordrhein- 
Westfalen nicht nur im Rat der Stadt 
Dortmund, sondern auch in der Be¬ 
zirksvertretung Innenstadt-Nord sitzt. 

Diese Partei, die bundesweit vom 
neofaschistischen Kader Christian 
Worch ins Leben gerufen wurde, wurde 
in NRW in Folge der vom Innenminis¬ 
ter erlassenen 
Verbote ge¬ 
gründet, die 
sich im Au¬ 
gust 2012 un¬ 
ter anderem 
gegen den 
„Nationalen 
Widerstand 
Dortmund“ 
richteten. Nicht wenige der damals dort 
aktiven Neofaschisten sind heute in der 
Partei „Die Rechte“ organisiert, die bei 
vielen Antifaschisten als Nachfolgeor¬ 
ganisation der zuvor verbotenen „Ka¬ 
meradschaftsgruppen“ gilt. 

Dies bestätigt mittlerweile auch das 
Innenministerium im kürzlich vorge¬ 
legten „Verfassungsschutzbericht über 
das Jahr 2013. „Personell stellt ,Die 
Rechte 4 in NRW in wesentlichen Tei¬ 
len eine Auffangorganisation der ver¬ 
botenen Kameradschaften dar“, heißt 
es dort. Zudem zeichne sich „Die Rech¬ 


te“ weiterhin durch „Demokratiefeind¬ 
schaft, Fremdenfeindlichkeit, Verherr¬ 
lichung des Nationalsozialismus und 
Antisemitismus“, so die wohl nur wenig 
beeindruckende Erkenntnis des soge¬ 
nannten Verfassungsschutzes. 

Als die Neonazis noch als „Nationa¬ 
ler Widerstand Dortmund“ organisiert 
waren, richteten sich ihre Angriffe und 
Bedrohungen maßgeblich gegen be¬ 
kannte Nazigegner aus den Reihen der 
DKP, der Partei „Die Linke“, der VVN- 
BdA und der MLPD, deren Wohnhäu¬ 
ser und Fahrzeuge attackiert und be¬ 
schmiert wurden. Mittlerweile sind die 
Nazis jedoch maßgeblich dazu überge¬ 
gangen, die lokale Politikprominenz 
der etablierten Parteien und der Poli¬ 
zei herauszufordern. So begleiteten die 
Nazis mehrere öffentliche Auftritte des 
ehemaligen Dortmunder Polizeipräsi¬ 
denten Norbert Wesseler und machten 
gegen einen lokalen Staatsschutzbe¬ 
amten mobil. 
Gegen Linke 
hätte die Jus¬ 
tiz mit Sicher¬ 
heit ein Straf¬ 
verfahren we¬ 
gen „Bildung 
einer krimi¬ 
nellen Verei¬ 
nigung“ §129 

StGB) eingeleitet. 

Örtliche Kommunalpolitiker wie 
Dortmunds Oberbürgermeister Ullrich 
Sierau (SPD) wurden von den Faschis¬ 
ten gar direkt zu Hause aufgesucht und 
sollten so mittels perfider Bedrohun¬ 
gen eingeschüchtert werden. Im letz¬ 
ten Jahr ließen die Nazis sogar auf ih¬ 
rer Internetseite darüber abstimmen, 
vor welchen Politiker-Wohnhäusern in 
der Weihnachtszeit aufmarschiert wer¬ 
den solle. 

Der vorläufige Höhepunkt der Na¬ 
ziaktionen war hingegen erst kürzlich 


Dortmund gilt als die Hochburg der 
Nazis in Westdeutschland. Stadt, 
Polizei und Justiz verharmlosen das 
Problem nach wie vor anstatt den 
Faschisten endlich den Garaus zu 
machen 


Panzer statt Waldarbeiter 


mit dem Angriff der Neofaschisten auf 
die Wahlparty der demokratischen Par¬ 
teien im Dortmunder Rathaus, zu dem 
es am 25. Mai gekommen war, erreicht. 
Dabei wurden Mitglieder anderer Par¬ 
teien von den Rechten mit Schlägen, 
Tritten und Pfefferspray malträtiert 
(UZ berichtete). Obwohl „SS-Siggi“ 
ankündigte, zur ersten Sitzung der Be¬ 
zirksvertretung, die in der vergange¬ 
nen Woche stattfand, mit einem par¬ 
teieignen Sicherheitsdienst von zehn 
bis zwölf Personen aufzutauchen, war 
die anwesende Streifenpolizei wieder 
heillos überfordert und konnte Angrif¬ 
fe der Nazis auf ein Kamerateam von 
„Spiegel TV“ nur schwerlich unterbin¬ 
den. 

Aller Vorfälle, brutalen Übergriffe 
und Morde zum Trotz setzen die poli¬ 
tisch Verantwortlichen und die Polizei 
somit ganz offensichtlich auf ein Weiter 
so. So sei „die rechtsextreme Szene in 
unserer Stadt geschwächt. (...) Die füh¬ 
renden Kader der Rechtsextremen ge¬ 
ben sich derzeit betont zurückhaltend. 
Es ist ihnen bisher nicht gelungen, mit 
ihren Parolen nennenswerte Unterstüt¬ 
zung aus der Gesellschaft zu erhalten“, 
heißt es etwa im Sachstandsbericht 
zum „Dortmunder Aktionsplan gegen 
Rechtsextremismus“ des Oberbürger¬ 
meisters, der erst Mitte des letzten Mo¬ 
nats an die Dortmunder Ratsmitglieder 
übermittelt wurde. 

Ohne unnötig Panik verbreiten 
zu wollen, sollten Besucherinnen 
und Besucher des UZ-Pressefestes 
sich aufgrund der starken Naziszene 
mit offenen Augen zum Festgelände 
in Dortmund-Wischlingen bewegen. 
Schließlich gelten die angrenzenden 
Bezirke als rechte Hochburgen und 
Provokationen der Faschisten sind we¬ 
der dort noch rund um den Hauptbahn¬ 
hof ausgeschlossen. 

Markus Bernhardt 


Fragwürdiger Militäreinsatz nach Sturmschäden in Düsseldorf 



Die Rennbahnstraße in Düsseldorf war mehrere Tage nur für Feldjäger, schwere Lastwagen und Panzer geöffnet. 


Düsseldorf fehlen die Fachleute, 
um die Sturmschäden zu beseiti¬ 
gen. 17 000 Bäume fällte „Ela 44 mit 
Spitzengeschwindigkeiten bis zul44 
km/h. Oberbürgermeister Dirk Elbers 
(CDU) bestellte deshalb 300 Soldaten 
des Pionierregiments 100, sonst auch 
in Afghanistan, im Kosovo und in Mali 
aktiv, aus dem 200 Kilometer entfern¬ 
ten Minden, aus Holzminden und von 
der Panzerpionierkompanie aus Au¬ 
gustdorf mit 50 Fahrzeugen an den 
Rhein. Mit dabei: neun Fuchs-Berge- 
panzer, zwei Dachs-Pionierpanzer, 15 
Schwertransporter, vier Schwenklader 
und „mobile Kettensägetrupps“. Der 
CDU-Politiker war bei seinem Hilfe¬ 
ruf unmittelbar vor der Stichwahl als 
„Rettungskoordinator“ nicht allein. 

Der „Ela“ ließ keine Zeit (Militäri¬ 
scher Katastrophenalarm Stufe 1), die 
Panzer auf Tiefladern zu transportie¬ 
ren. Sie fuhren mit gepolsterten Ket¬ 
ten direkt über die Autobahn A 2. Da¬ 
für verbrauchte der „Dachs“ 540 Liter 
Diesel. Um in der Bevölkerung keine 
Ängste auszulösen, so der WDR, soll¬ 
ten die Panzer nicht wie ursprünglich 
geplant durch die Innenstadt fahren. 
Als „Parkplatz“ bot sich die Bergische 
Kaserne im Düsseldorfer Stadtbezirk 
Gerresheim an. 

Zwingend, zumal flächendeckend, 
scheint der Bundeswehreinsatz al¬ 
lerdings nicht zu sein. Barbara Gott¬ 
schlich, Stadtsprecherin aus Bochum, 
betonte gegenüber dem WDR, dass es 
regionale Unterstützung vom Techni¬ 
schen Hilfswerk gegeben habe, die gro¬ 
ßen Einsatzfahrzeuge seien in der Stadt 
ungeeignet, und die Soldaten seien im 
Gegensatz zur Feuerwehr ortsunkun¬ 
dig. Dortmund benötigt die Bundes¬ 
wehr nicht. Auch die Deutsche Bahn 
will die Soldaten nicht auf der Schiene, 
zumal dort mehr noch als auf der Stra¬ 
ße auf die Sicherheit geachtet werden 
müsse. 

Der Einsatz in Düsseldorf ist nicht 
nur der schweren Technik geschul¬ 


det. Der „Dachs“, basierend auf dem 
„Welterfolg“ Leopard 1, wiegt leer 
43 Tonnen und wird den Boden vom 
Grafenberger Wald so stark verdich¬ 
ten, wie es der Wald noch nicht erlebt 
hat. Der Fuchs ist mit seinen 19 Tonnen 
Eigengewicht ein 
schwächerer „Ver¬ 
dichter“. Dafür ist 
er aber mit einer 
Höchstgeschwin¬ 
digkeit von 96 km/h schneller als der 
Dachs (62 km/h) - nur nicht im städ¬ 
tischen Forst. 

Der Pionierpanzer Fuchs, eben¬ 
falls aus dem Düsseldorfer Rüstungs¬ 
konzern Rheinmetall, ist nicht nur im 
Stadtwald einzusetzen. Er verfügt auch 
über tödliche Erfahrungen zwischen 


Kundus und Masar-e Scharif in Afgha¬ 
nistan. Besonders beliebt ist der Fuchs 
in den Vereinigten Arabischen Emira¬ 
ten (VAE). 

Die Boulevard-Presse ist begeistert 
vom Bundeswehreinsatz. Auch andere 
Bürger in „vor¬ 
nehmen Villen¬ 
gegenden“ ha¬ 
ben Hoffnun¬ 
gen. Schließlich 
steht noch die Frage, wie bei den Stra¬ 
ßensperren der Golfplatz pünktlich 
zum Turnierbeginn erreicht werden 
kann. 

Die Option für Fuchs und Dachs in 
Düsseldorf hat auch einen politisch¬ 
juristischen Hintergrund. Mit dem 
Grundgesetz unterm Arm konnte El¬ 


bers nach Hilfe rufen, denn in Artikel 
35 (2) heißt es: „Zur Hilfe bei einer 
Naturkatastrophe oder bei einem be¬ 
sonders schweren Unglücksfall kann 
ein Land Polizeikräfte anderer Län¬ 
der, Kräfte und Einrichtungen an¬ 
derer Verwaltungen sowie des Bun¬ 
desgrenzschutzes und der Streitkräf¬ 
te anfordern.“ Elbers war also auf die 
Fürsprache der SPD/Grünen-Landes- 
regierung angewiesen. Das Innenminis¬ 
terium (Innenminister Ralf Jäger, SPD) 
stimmte zu. 

Ein weiteres Bindeglied, um die 
Bundeswehr in den zivilen Bereich 
eingreifen zu lassen, ist die ZMZ (Zi¬ 
vil-Militärische Zusammenarbeit), die 
den Einsatz der Streitkräfte auch bei 
Großschadensereignissen regelt. UK 


Fuchs und Dachs sollen 
Baumbruch bekämpfen 


Neonazis in Nadelstreifen 
nicht verharmlosen 

„Durch den Abgang von 40 sich selbst 
als liberal oder konservativ verstehen¬ 
den Mitgliedsbünden ist die Deutsche 
Burschenschaft in den letzten Jahren 
auf einen harten rechtsextremen Kern 
zusammengeschrumpft. Doch weiter¬ 
hin will die Bundesregierung keine hin¬ 
reichenden Anhaltspunkte für Bestre¬ 
bungen gegen die freiheitlich demokra¬ 
tische Grundordnung erkennen 44 sagt 
die innenpolitische Sprecherin der 
Fraktion „Die Linke“, Ulla Jelpke, zur 
Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage „Rechtsextreme Ten¬ 
denzen in der Deutschen Burschen¬ 
schaft“ (BT-Drucksache 18/1542). Jel¬ 
pke weiter: 

„Selbst bei der offen völkisch und 
großdeutsch auftretenden Burschen- 
schaftlichen Gemeinschaft innerhalb 
der Deutschen Burschenschaft (DB), 
die von antisemitischen Krawallbur¬ 
schen aus Österreich dominiert wird, 
sieht die Bundesregierung keine ver¬ 
fassungsfeindlichen Bestrebungen. 
Dass die Bundesregierung weiterhin 
ihre schützende Hand über die Deut¬ 
sche Burschenschaft hält, lässt sich nur 
mit Rücksichtnahme auf die Alten Her¬ 
ren in Wirtschaft und Politik erklären. 
Diese Verharmlosung der Neonazis in 
Nadelstreifen muss endlich ein Ende 
haben.“ 

Die Anfrage und Antwort der Re¬ 
gierung findet sich unter: www.ulla- 
jelpke.de 

„Friedenspolitik statt 
Militäreinsätze“ 

Jochen Petzschmann und Mareike Win- 
gerath starteten am Montag, den 16.6., 
ihre große Deutschlandtour, bei der sie 
von Köln bis Berlin in über 20 Städten 
Station machen und tausende von Ki¬ 
lometern zurücklegen werden, um über 
die Aktion „Friedensband“ des Forum 
Ziviler Friedensdienst (forumZFD) zu 
informieren und 10 000 Unterschriften 
für den „Appell für mehr Friedenspo¬ 
litik statt Militäreinsätze“ zu sammeln. 
Sie wollen die Menschen auf der Straße 
überzeugen, dass endlich Schluss sein 
muss mit ständig wachsenden Militär¬ 
ausgaben und dass es Zeit ist für mehr 
zivile Methoden der Konfliktbearbei¬ 
tung und -prävention. Unterwegs sind 
sie mit einem bunt bemalten Wohnwa¬ 
gen, den Petzschmann mit Hilfe eines 
Graffitikünstlers zum Friedensmobil 
umgestaltet hat. 

Mit dieser Tour macht das for¬ 
umZFD Druck auf die Politik, mehr 
politischen Willen für zivile Konflikt¬ 
bearbeitung aufzubringen. Die Tour 
endet am 6. September in Berlin. Dort 
werden Petzschmann und Wingerath 
mit vielen weiteren Unterstützerinnen 
und Unterstützern ein Friedensband 
mit allen Unterzeichneten Postkarten 
vom bekanntesten deutschen Denk¬ 
mal militaristischer Politik, der Ber¬ 
liner Siegessäule, zum Machtzentrum 
der Bundesrepublik, dem Kanzleramt, 
spannen. 

100 Jahre nach Beginn des Ersten 
Weltkriegs diskutiert Deutschland über 
stärkeres militärisches Engagement. 
Bundespräsident Gauck und die Mi¬ 
nister Steinmeier und von der Leyen 
haben eine Debatte über die internati¬ 
onale Verantwortung Deutschlands an¬ 
gestoßen. Mehr Verantwortung in der 
Welt bedeute auch mehr militärisches 
Engagement, so ihre Botschaft. Diese 
Botschaft wurde vom Bundespräsi¬ 
denten am vergangenen Wochenende 
erneuert. Dem steht eine ablehnende 
Haltung der Mehrheit der Deutschen 
gegenüber Bundeswehreinsätzen im 
Ausland entgegen. 

Die Protestkarten aller Unterzeich¬ 
nerinnen des „Appell für Friedenspoli¬ 
tik statt Militäreinsätze“ werden Teil ei¬ 
nes wachsenden „Friedensbandes“. Es 
werden ca. 10.000 Protestkarten benö¬ 
tigt, um ein lückenloses Friedensband 
über 1,8 Kilometer von der Siegessäule 
in Berlin bis zum Kanzleramt zu bilden. 
Mit der Aktion „Friedensband“ setzen 
wir ein sichtbares Zeichen des Protes¬ 
tes gegen eine drohende Militarisie¬ 
rung der Außenpolitik. Wir verschaffen 
unserem Appell Gehör und fordern öf¬ 
fentlich eine aktive Friedenspolitik ein, 
die zivile Instrumente wie den Zivilen 
Friedensdienst deutlich ausbaut. 
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USA rüsten Osteuropa auf 

Die USA forcieren angesichts der Uk¬ 
raine-Krise die Ausbildung von Elite¬ 
soldaten in osteuropäischen Nato-Staa- 
ten. Im Mai sei mit großen Übungen in 
Polen, der Slowakei und den baltischen 
Staaten Estland, Lettland und Litauen 
begonnen worden. Mehrere hundert 
Angehörige US-amerikanischer Spe¬ 
zialeinheiten hätten daran teilgenom¬ 
men, erklärte das Oberkommando 
der US-Streitkräfte in Europa. Künf¬ 
tig soll permanent ein Kontingent von 
etwa 100 US-Elitesoldaten im östlichen 
Nato-Gebiet präsent bleiben. Ziel ist 
es demnach, den Nachbarn Russlands 
dabei zu helfen, selbst Eliteeinheiten 
aufzubauen. 

Päpstliche Systemkritik 

Papst Franziskus hat das weltweite 
Wirtschaftssystem als „unerträglich“ 
bezeichnet. „Wir schließen eine ganze 
Generation junger Leute aus“, sagte das 
Oberhaupt der katholischen Kirche an¬ 
gesichts der hohen Jugendarbeitslosig¬ 
keit in vielen Ländern. „Damit das Sys¬ 
tem fortbestehen kann, müssen Kriege 
geführt werden, wie es die großen Im¬ 
perien immer getan haben“, betonte 
Franziskus in einem Interview mit der 
spanischen Zeitung „La Vanguardia“. 

Wahlbetrug in Afghanistan? 

Am Tag nach der Stichwahl um das 
Präsidentenamt in Afghanistan hat 
der in Umfragen vorn liegende frühe¬ 
re Außenminister Abdullah Abdullah 
am Sonntag Zweifel an der Rechtmä¬ 
ßigkeit des Urnengangs erhoben. Die 
Zahl von rund sieben Millionen Wahl¬ 
beteiligten sei „auf betrügerische Wei¬ 
se“ zustande gekommen, sagte er vor 
Journalisten. Er forderte den Rück¬ 
tritt des Sekretärs der Unabhängigen 
Wahlkommission. Abdullah war in der 
Stichwahl am Samstag gegen den ehe¬ 
maligen Weltbank-Ökonomen Ashraf 
Ghani angetreten. Die vorläufigen Er¬ 
gebnisse der Wahl sollen erst am 2. Juli 
bekannt gegeben werden. 

Hamas im Fadenkreuz 

Die israelische Luftwaffe hat zu Wo¬ 
chenbeginn als Reaktion auf Raketen¬ 
beschuss auf den Gazastreifen geflo¬ 
gen. Ziele seien Waffenlager gewesen, 
teilte ein Armeesprecher mit. Nach An¬ 
gaben von Vertretern der Sicherheits¬ 
behörden im Gazastreifen wurden auch 
zwei Übungsgelände der Hamas bom¬ 
bardiert. Berichte über Verletzte gab es 
zunächst nicht, wie Sanitäter mitteilten. 
Die Lage in der Region ist nach dem 
Verschwinden dreier israelischer Ju¬ 
gendlicher im Westjordanland ange¬ 
spannt. Israels Regierung macht die 
Hamas dafür verantwortlich. Seit dem 
Verschwinden der Jugendlichen hat 
die israelische Armee Dutzende Paläs¬ 
tinenser festgenommen. 

Maul halten in Madrid 

Die Madrider Stadtverwaltung hat am 
Montag alle gegen die Krönung von Fe¬ 
lipe VI. und die Monarchie gerichteten 
Demonstrationen verboten. Die anti- 
monarchistische„Republikanische Ko¬ 
ordination Madrid“ erklärte das Verbot 
als Angriff auf Bürgerrechte und das in 
der Verfassung garantierte Demonst¬ 
rationsrecht. Auch die Vereinte Linke 
(IU), Spaniens drittgrößte Partei, be- 
zeichnete das Demonstrationsverbot 
als illegale Einschränkung der Mei¬ 
nungsfreiheit. Ein IU-Sprecher forder¬ 
te erneut die Durchführung eines Re¬ 
ferendums über die parlamentarische 
Monarchie als Staatsform. 

Gipfel der 77 

Als einer der ersten Redner des Gip¬ 
feltreffens der Gruppe der 77 und Chi¬ 
na in Bolivien nahm am Sonntag der 
kubanische Präsident Raul Castro Ruz 
das Wort und rief dazu auf, „diesen 50. 
Jahrestag der Gruppe der 77 dazu zu 
nutzen, unsere gemeinsame Verpflich¬ 
tung zu erneuern, um für den Aufbau 
einer gerechteren Welt Anstrengungen 
zu konzertieren und enger zusammen¬ 
zurücken“. Der kubanische Präsident 
verwies auch auf die Verletzung der 
Souveränität der Staaten, die Verlet¬ 
zung der Prinzipien des Völkerrechts 
und die Einführung von Konzepten, 
mit denen versucht wird, die Einmi¬ 
schung zu legalisieren. 


Zerfall einer Marionette 

Maliki-Regime steht nach ISIS-Offensive vor der Existenzkrise 



Die irakische Armee versucht die Tore vor den anstürmenden Islamisten zu 
schließen. 


D ie Offensive ging rasch voran. 
In wenigen Tagen eroberten die 
Kämpfer der ISIS große Gebiete 
im Nordwesten des Irak. Die zweitgröß¬ 
te Stadt des Landes, Mossul, ist gefallen. 
Gerade wird die Einnahme von Tal Afar 
gemeldet. Wie es aussieht, haben die 
regulären Streitkräfte des Maliki-Regi- 
mes dem bislang wenig entgegenzuset¬ 
zen. Der „Guardian“ berichtet von der 
Desertion von 30 000 Regierungssolda¬ 
ten. Und einer enormen Kriegsbeute, 
worunter sich neben Finanzmitteln in 
Milliardenhöhe schweres Gerät, darun¬ 
ter sogar US-Black-Hawk-Kampfhub- 
schrauber, befunden hätte. Maliki mobi¬ 
lisiert hektisch Freiwilligenverbände zu 
Verteidigung der Hauptstadt. Die USA 
verlegten den Flugzeugträger „George 
H. W. Bush“sowie weitere Kriegsschiffe 
in den Persischen Golf. Sogar Truppen 
werden wieder in das Land geschickt. 
Der iranische Präsident Rohani signa¬ 
lisierte Unterstützung für den Fall ei¬ 
nes gemeinsamen Vorgehens von iraki¬ 
schen und US-Kräften gegen ISIS. 

Der ehemalige Al-Kaida-Ableger 
ISIS, bzw. ISIL (Islamischer Staat im 
Irak und Syrien bzw. Levante) ist in 
seiner heutigen Stärke vor allem ein 
Produkt des Syrien- und des Irakkrie¬ 
ges. Die salafistische Organisation zielt 
auf die Schaffung eines Großsyrien und 
die Revision der alten Kolonialgren¬ 
zen nach der Zerschlagung des Osma- 
nischen Reiches. Das Sykes-Picot-Ab¬ 
kommen 1916, ein Geheimabkommen 
zwischen Großbritannien und Frank¬ 
reich, regelte die Einflussgebiete der 
Ententemächte, im Kern den Zugang zu 
den Ölquellen der Region, bis die USA 
im Zuge der Suez-Krise 1956 die Vor¬ 
machtstellung in der Region erlangten. 

Seit „der Westen“ 2011 begann, 
Sanktionen gegen das Assad-Regime 
zu verhängen und im Verein mit vor al¬ 
lem Saudi-Arabien, Türkei und Katar 
die „Opposition“ gegen Assad zu unter¬ 
stützen, durften sich auch die „Islamis¬ 
ten“ des westlichen Wohlwollens sicher 
sein. Die Versorgung „islamistischer“ 
Gruppen wie ISIS mit Geld, Waffen und 
Propaganda lief vor allem über Saudi- 
Arabien und „der Westen“ schaute ge¬ 
flissentlich zu Seite. Die Dialektik des 
Krieges ließ ISIS stark werden und An¬ 
fang des Jahres war wohl der Zeitpunkt 
gekommen, an dem ISIS aus dem Ru¬ 
der lief. Nun herrscht großes Rätselra¬ 
ten, wie ISIS am günstigsten wieder ein¬ 
zufangen ist. 

Die Pleite könnte kaum größer sein. 
Nach dem Ende des Kalten Krieges 
glaubten die Washingtoner „Neocons“ 
im vollen Triumphgefühls des Siegers 
der Geschichte, die Welt nach Gutdün¬ 


ken umstricken, Nation-Building be¬ 
treiben zu können. Die hemdsärmligen 
Bush-Krieger wie Rumsfeld, Wolfowitz, 
Rice und Cheney wollten, gestützt auf 
die drückende Überlegenheit ihrer 
Waffen, den Nahen und Mittleren Os¬ 
ten in eine Ansammlung höriger Vasal¬ 
lenstaaten mit parlamentarischem Zir¬ 
kus umwandeln. Und damit dem US- 
Imperialismus auf absehbare Zeit den 
Zugriff auf die wichtigsten der schwin¬ 
denden Energiereserven des Globus zu 
sichern. Spektakulärer Höhepunkt die¬ 
ser medial inszenierten Phantasmagorie 
war Bushs Landung auf dem Flugzeug¬ 
träger „Abraham Lincoln“: „Mission 
accomplished.“ Und nun, elf Jahre spä¬ 
ter, trotz acht Jahren Besatzung, tausen¬ 
der (eigener) Toter und Milliarden von 
Dollar, dieses Debakel. Die Regierung 
von Washingtons Gnaden vor dem Aus. 
Der Al-Kaida-Fundamentalismus, den 
es ja angeblich zu stoppen galt, vor der 
Übernahme ganzer Staatsgebiete. Der 
Islam auf dem Vormarsch von Islama¬ 
bad bis Rabat. 

Die US-Politik im Nahen und Mitt¬ 
leren Osten kann als gescheitert be¬ 
trachtet werden. Sollten sich die USA, 
wie angekündigt, im kommenden Jahr 
weitgehend aus Afghanistan zurückzie¬ 
hen - es sollen dann nur noch die Aus- 
bildungs- und Mordkommandos ver¬ 
bleiben - dürften für die Marionetten¬ 
regierung in Kabul nicht gerade sonnige 
Tage anbrechen. Es sei denn, es gibt ei¬ 
nen Deal. So oder so stellt sich die Fra¬ 
ge, zu welchem Zweck dieser Krieg dort 
stattgefunden hat. (Außer Deutschland 
am Hindukusch zu verteidigen, versteht 
sich.) 

Das Muster ist nicht neu. Schon das 
Römische Reich übte seine Herrschaft 
über ein komplexes Geflecht von Bünd¬ 


nis- und Vasallenstrukturen und mit 
Hilfe von Hilfskräften aus. Beschränkt 
auf die Stadt, den Kernbereich seiner 
Macht, wäre es zu dieser Expansion nie¬ 
mals in der Lage gewesen. Ähnliches 
gilt für Imperien ganz generell. Und 
eben auch für den US-Imperialismus. 
Einige dieser Bündnisbeziehungen wie 
die Nato-Organisation folgen strategi¬ 
schen Überlegungen, einige sind eher 
taktisch motiviert. Wie im Falle Saddam 
Husseins oder des „islamistischen“ Fun¬ 
damentalismus. Hussein hatte seine Be¬ 
deutung im Krieg gegen Iran. Die „Mu¬ 
dschaheddin“ im Kampf gegen die Rote 
Armee. Eine zentrale Aufgabe im Herr¬ 
schaftskalkül des Hegemonen besteht 
darin, diese ungeliebten Hiwis für ihre 
Aufgabe zwar entsprechend aufzurüs¬ 
ten, sie hinterher aber eben so sicher 
wieder in ihrem Potential einzugrenzen. 
Es geht darum (auch regionale) Her¬ 
ausforderer zu verhindern, die Macht¬ 
balance auszutarieren. Wie unschwer 
zu erkennen ist, tun sich die USA zwar 
sehr leicht, alle möglichen Gruppie¬ 
rungen für Destabilisierungsoperati¬ 
onen auszurüsten, es fällt aber immer 
schwerer, die dabei erzielten Ergebnis¬ 
se in eine stabile, dem „Westen“ ange¬ 
nehme Lage zu überführen. 

Der US-Imperialismus löst be¬ 
kanntlich nirgendwo Probleme. Nicht 
zu Hause, nicht woanders. Erst recht 
nicht in seiner neoliberalen, marktra¬ 
dikalen Variante. Die sozialintegrativen 
Zeiten als Kennedy 1961 angesichts der 
kubanischen Revolution eine „Allianz 
für den Fortschritt“, eine Art Marshall¬ 
plan für Südamerika, initiierte (und da¬ 
mit scheiterte), sind lange vorbei. Seit¬ 
her stehen die Zeichen auch in diesem 
Kontinent auf Repression. Nur ein Jahr¬ 
zehnt später wurde Allende aus dem 


Amt gebombt und - auch - in Latein¬ 
amerika starben die Linken zu Hun¬ 
derttausenden, wie sie in Asien und 
Afrika schon gestorben waren. 

Die Strategie der physischen Aus¬ 
rottung bzw. die allgegenwärtige Dro¬ 
hung mit ihr zeigte und zeigt Wirkung. 
Der Linken, die einen vernunftgeleite¬ 
ten Ausweg aus Diktatur und (neo)ko- 
lonialer Abhängigkeit gesucht hatte, so 
sie denn überlebte, entglitt der histori¬ 
sche Optimismus angesichts der mate¬ 
riell-militärischen Übermacht und der 
zunehmenden Schwäche des eigenen 
Rückraums. Sie war immer weniger 
in der Lage eine Zukunftsperspekti¬ 
ve aufzuzeigen. Der Nahe und Mittle¬ 
re Osten hat einen Ausweg aus diesem 
Morden gefunden: Er liegt im Jenseits. 
In der Religion. Kämpfer gegen die In¬ 
vasoren, die den Exxons und Hallibur- 
tons den Weg freischießen, haben keine 
lange Überlebensfrist. Im Zeitalter der 
Totalüberwachung, der Todeslisten, der 
Killerkommandos und der Killerdroh¬ 
nen gewinnt der Glaube an ein Jenseits 
an Bedeutung. Religion gibt dem Ster¬ 
ben Sinn und nimmt den Schrecken. Je 
brutaler die Bedrohung, umso fester, 
radikaler hat der Glaube zu sein. Der 
bigotte US-amerikanische Exzeptiona- 
lismus, der religiös unterlegte Glaube 
an die eigene Auserwähltheit, die den 
US-Imperialismus bis heute legitimiert 
hat im islamischen Fundamentalismus 
seine Entsprechung gefunden. Mit den 
entsprechenden Ergebnissen. 

Der „Krieg gegen den Terror“ hat 
eine neue Etappe eröffnet. Hier wird 
kein positives Zukunftsversprechen 
mehr gegeben, es regiert der blanke 
Terror. Dies mindert die Gestaltungs¬ 
kraft des Hegemonen erheblich, der 
seine kulturelle Dominanz verliert 
und immer mehr zu einem Besatzer 
und Staatsterroristen herabsinkt. Dies 
und die wachsende Stärke der Vasallen 
und Konkurrenten eröffnet die Chan¬ 
ce auf neue Bündniskonstellationen. 
Der geostrategische Worst-case liegt 
für die US-Strategen bekanntlich im 
Zustandekommen eines Eurasischen 
Blocks der den Einfluss der USA auf 
das Kerngebiet Eurasien erheblich min¬ 
derte. Das Ergebnis ist eine zunehmend 
konfrontativere Politik gegen potentiel¬ 
le Eckpfeiler eines solchen Blocks, wie 
etwa Russland, China oder Iran. Ex¬ 
emplarisch in der Ukraine. Die alte Ni¬ 
belungentreue der Nato soll gegen die 
Kerninteressen der eigenen Mitglieder 
mobilisiert werden. Mit begrenztem 
Erfolg. Hier gibt es handfeste ökono¬ 
mische Interessen. Sie werden sich auf 
Dauer kaum von wilden Dämonisierun- 
gen beeindrucken lassen. Klaus Wagener 


Schuldig am Blutvergießen sind die Oligarchenclans 

Pjotr Simonenko zur aktuellen Situation in der Ukraine 


Ein Korrespondent der Agentur GolosUA hat in der vergangenen Woche mit dem 
Ersten Sekretär des ZK der Kommunistischen Partei der Ukraine, Pjotr Simonen¬ 
ko darüber gesprochen, wie in der gegenwärtigen für die Ukraine äußerst schwie¬ 
rigen Situation ein Weg zum Frieden gefunden werden kann. Wir veröffentlichen 
im Folgenden Auszüge aus dem Gespräch. 


Frage: Pjotr Nikolajewitsch, ungeachtet 
der Versicherungen des neuen Präsiden¬ 
ten der Ukraine gehen die Kämpfe im 
Osten weiter ... 

Simonenko: Die Frage des Friedens 
in der Ukraine ist heute die Schlüssel¬ 
frage. Doch die Machthabenden ma¬ 
chen sich bis jetzt nicht daran sie zu 
lösen. Vorläufig ist die neue Etappe 
der Umverteilung des Eigentums zwi¬ 
schen den verschiedenen großkapita¬ 
listischen Clans noch nicht zu Ende. 
Was macht z. B. der Gouverneur des 
Gebiets Dnjepropetrowsk? Er baut 
ungesetzliche bewaffnete Formatio¬ 
nen für militärische Operationen auf, 
um damit seinen Einfluss auf benach¬ 
barte Regionen auszudehnen und sein 
Eigentum und seinen Reichtum weiter 
zu vergrößern. 


Von den ersten Tagen an hat die 
KPU sich gegen die Eskalation der 
militärischen Konfrontation gewandt 
und vom Regime die Einstellung der 
militärischen Operation gegen die ei¬ 
genen Bürger unter Einsatz der regu¬ 
lären Armee und radikaler Söldner 
gefordert. Wir haben einen konkre¬ 
ten Plan für einen friedlichen Ausweg 
der Ukraine aus der politischen Kri¬ 
se mittels eines Verhandlungsprozes¬ 
ses und der Erweiterung der Rechte 
der regionalen Verwaltungseinheiten 
vorgelegt. Wir sind davon überzeugt, 
dass Wahlen unter den Mündungen 
von Maschinenpistolen und der An¬ 
drohung physischer Rache gegen An¬ 
dersdenkende deren Entweihung be¬ 
deuten. Es ist notwendig, zuerst das 
Gemetzel einzustellen, die erforder¬ 
lichen Änderungen der Verfassung 


durchzuführen und erst danach Wah¬ 
len abzuhalten. Das ist unsere prinzi¬ 
pielle Position. 

Sonst ist das, was die Machthaber 
stolz als Wahlen bezeichnen, nichts als 
politische Technologie und Manipulati¬ 
on des gesellschaftlichen Bewusstseins 
durch totale Zensur und die „Okkupa¬ 
tion“ des Informationsraums. Die Ziele 
der neuen Machthaber unterscheiden 
sich in nichts von denen ihrer Vorgän¬ 
ger - Profit, Profit und nochmals Profit. 
Das ist das innere Problem der Ukra¬ 
ine, und gelöst werden muss es, ohne 
auf „Wohltäter“ jenseits der Grenzen 
zu schauen. 

Frage: Und was ist das äußere Problem? 

Simonenko: Es besteht darin, dass die 
USA, die NATO und die EU die po¬ 
litische Auseinandersetzung und den 
bewaffneten Konflikt in der Ukraine 
zur Durchsetzung ihrer eigenen geo- 
politischen Ziele nutzen. Sie sind da¬ 
ran interessiert, dass unser Konflikt 
nicht erlischt und gießen „Öl ins Feu¬ 


er“. Es ist verständlich, dass dort, wo 
ein Konfrontationsherd ist, der Staat 
geschwächt und Wirtschaftspotential 
zerstört wird: im Energie-, Maschinen¬ 
bau-, Metallurgie-und Chemiesektor, 
im Transportwesen und anderen Berei¬ 
chen. Im Gefolge wird die Ukraine auf 
kolossale Probleme bei der Wiederher¬ 
stellung der verlorenen Potentiale sto¬ 
ßen. Das Schlimmste aber - das ist der 
Verlust menschlicher Potentiale. 

(...) 

Frage: Welche konkreten Schritte müs¬ 
sen unternommen werden, damit in der 
Ukraine erneut Frieden herrscht? 

Simonenko: Ich halte es zur Regulie¬ 
rung des Konflikts für notwendig, die 
sog. Antiterroroperation, d.h. dem 
Wesen der Sache nach, den Krieg, zu 
stoppen, die Truppen an ihre Stationie¬ 
rungsorte zurückzuführen und sich an 
den Verhandlungstisch zu setzen. Weil 
auf dem Territorium des Donbass ver¬ 
schiedene politische Kräfte und ge¬ 
sellschaftliche Organisationen wirken, 
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Statt Friedensposaunen Bomben und Raketen 


Poroschenko lässt die Maske fallen 


Santos bleibt 
Präsident 


W ie die russische Zeitung „Mos- 
kowski Komsomolez“ be¬ 
richtete, hat der am 25. Mai 
zum Präsidenten der Ukraine gewähl¬ 
te Oligarch Poroschenko, der bei seiner 
Amtseinführung Frieden und als ersten 
Schritt Korridore zum Verlassen der 
Kampfzone im Südosten für die Zivilbe¬ 
völkerung versprochen hatte, am Mon¬ 
tag nun bei einer Sitzung des Sicher- 
heits- und Verteidigungsrats den Befehl 
erteilt, in kürzester Frist die Grenze zu 
Russland zu „säubern“ und die „An¬ 
titerroroperation“ zu Ende zu führen. 
„MK“ beruft sich dabei auf eine Erklä¬ 
rung des Sekretärs des Sicherheitsrats, 
Andrej Parubi, die dieser nach der Sit¬ 
zung des Sicherheitsrats abgab. 

Zuvor hatte das neue Staatsober¬ 
haupt der Ukraine bereits mit stolzge¬ 
schwellter Brust verkündet, dass allein 
während eines Sondereinsatzes „in den 
vergangenen vier Tagen“ der Frieden 
und die Rechtsordnung in Mariupol wie¬ 
derhergestellt wurden und ein 248 Kilo¬ 
meter langer Abschnitt der Staatsgren¬ 
ze unter Kontrolle genommen worden 
seien. Nach seinen Angaben wurden elf 
Orte von den „Terroristen“ befreit. 

Wie die „MK“ schreibt, „verschwieg 
Poroschenko bescheiden“, dass die be¬ 
wohnten Ortschaften zusammen mit 
„Terroristen“ auch von friedlichen Be¬ 
wohnern gesäubert wurden. „Die Opf¬ 
erzahl unter den Zivilisten beträgt mitt¬ 
lerweile Hunderte. Doch die Regierung 
in Kiew erwähnt sie mit keinem Wort. 


müssen an den „runden Tisch“ Vertre¬ 
ter aller Abgeordnetenfraktionen und 
Gruppen eingeladen werden, die Re¬ 
präsentanten der regionalen und ört¬ 
lichen Machtorgane, die informellen 
gesellschaftlichen Führer, die Vertre¬ 
ter der Arbeitskollektive und Gewerk¬ 
schaftsaktivisten. Gemeinsam müssen 
wir die Liste der Schlüsselprobleme 
sowie die Wege und Mechanismen zu 
ihrer Lösung erarbeiten. Gemeinsam 
müssen wir Veränderungen der Ver¬ 
fassung und die notwendigen gesetzli¬ 
chen Maßnahmen für den Ausweg der 
Ukraine aus der außerordentlich tiefen 
politischen, wirtschaftlichen und huma¬ 
nitären Krise erarbeiten. 

Frage: Wie die Praxis zeigt, bringen 
„runde Tische“ jedoch nicht den ge¬ 
wünschten Effekt ... 

Simonenko: Das, was das Regime nach 
dem Februar-Umsturz als „runden 
Tisch“ bezeichnete, war dem Wesen der 
Sache nach nur dessen Imitation, ein 
Feigenblatt, das dazu diente, während 
der Kampagne zur Präsidentenwahl ei¬ 
nen Vorhang zu schaffen, hinter dem 
die Strafoperation in den Gebieten Do¬ 
nezk und Lugansk fortgesetzt wurde. 


Für sie sind die Gebiete Donezk und 
Lugansk Gegenden, in der es nur Ter¬ 
roristen und Separatisten gibt.“ Hinzu¬ 
zufügen ist, dass dies weitgehend auch 
für die westlichen Regierungen und die 
ihnen hörigen Massenmedien gilt. 

Der Befehlshaber der Streitkräfte 
der sogenannten Donezker Volksre¬ 
publik, Igor Strelow, stellte in diesem 
Zusammenhang laut „MK“ fest: „Sie 
pfeifen einfach auf das Rote Kreuz und 
jegliche Konventionen, wie auch ihre 
Herren. Ich höre ständig die Sirenen der 
Notarztwagen. Das bedeutet, dass es un¬ 
ter den friedlichen Einwohnern Verletz¬ 
te gibt.“ Nach seinen Worten haben sie 
(die Behörden in Kiew - W. G) „schon 
so viele zu verurteilende Taten began¬ 
gen (...) aber die Weltgemeinschaft 
schweigt im Prinzip. Indem es die Straf¬ 
freiheit und die Unterstützung des Wes¬ 
tens fühlt, spitzt Kiew nur weiter zu. Die 
Abteilungen (der Streitkräfte und die 
irregulären von den Oligarchen finan¬ 
zierten faschistischen Banden - W. G) 
sind kaum noch kontrollierbar. Und die 
in Kiew sind zu allem fähig. Das muss 
ein Ende haben.“ 

Der Vorsitzende des Obersten Rats 
der Volksrepublik, Denis Puschilin, 
stimmte ihm zu und forderte den Ein¬ 
satz von internationalen Friedenstrup¬ 
pen in der Südostukraine. Zugleich zeig¬ 
te er sich im Prinzip zu Gesprächen mit 
Präsident Poroschenko bereit, allerdings 
erst nach dem Abzug der Truppen aus 
der Volksrepublik. 


Es ist kein Zufall, dass zu diesen 
„runden Tischen“ die kommunisti¬ 
schen Abgeordneten nicht eingeladen 
wurden, weil wir vorgeschlagen hatten, 
konkrete Probleme zu erörtern: die 
Vergrößerung der Vollmachten und 
Möglichkeiten der territorialen Ein¬ 
heiten, die Reform des Gerichtssys¬ 
tems und der Rechtsschutzorgane so¬ 
wie der russischen Sprache den Status 
einer Staatssprache zu geben. Zweifel¬ 
los stellen die „runden Tische“, die die 
neuen Machthaber organisierten, eine 
Verhöhnung des Landes und der Men¬ 
schen dar. 

Frage: Wo sind die Garantien dafür, 
dass der vom neuen Präsidenten insze¬ 
nierte Verhandlungsprozess nicht dazu 
dienen wird, ein weiteres Mal die Augen 
der Menschen zu verkleistern? 

Simonenko: Leider finden sich in der 
Inauguralrede des Präsidenten keine 
Antworten auf die Frage, wie er die Su¬ 
che nach Wegen zum Frieden sieht. So 
war in seiner Rede vom 7. Juni die The¬ 
se über eine Dezentralisation zu hören, 
aber erneut hat es keine Antwort über 
den Mechanismus zu deren Verwirkli¬ 
chung gegeben. Nur ein Verhandlungs- 


Während die führenden Leute der 
Putschregierung schon wiederholt ange¬ 
kündigt hatten, dass die Teilnehmer des 
bewaffneten Kampfes gegen die Junta 
vernichtet oder lebenslang gefangen ge¬ 
halten würden, sattelte der kommissa¬ 
rische Verteidigungsminister der Ukra¬ 
ine, Michail Kowal, nun noch drauf. In 
der jüngsten Kabinettsitzung erklärte er 
laut der „MK“, dass bezüglich der Be¬ 
wohner der Südost-Ukraine „spezielle 
Filtrationsmaßnahmen“ ergriffen wür¬ 
den. Nach seinen Worten werden da¬ 
nach in der Ukraine „Filtrationslager“ 
geschaffen, in denen alle volljährigen 
Bewohner der aufrührerischen Gebie¬ 
te, einschließlich der Frauen, unterge¬ 
bracht werden sollen. In diesen Lagern 
sollen, nach Kowal, alle aufgedeckt wer¬ 
den, die mit den Separatisten verbunden 
sind und Verbrechen auf dem Territo¬ 
rium der Ukraine begangen haben. In 
dem Beitrag der „MK“ wird dazu festge¬ 
stellt: „Dann geht die Sache also bis zu 
Konzentrationslagern, sodass von Frie¬ 
den und irgendeiner ,einigen Ukraine 4 
schon keine Rede mehr sein kann. Jetzt 
steht die Frage schon - Wer wen?“ 

Da stellt sich die Frage, ob der kom¬ 
missarische Verteidigungsminister der 
Putschregierung und möglicherweise 
auch Poroschenko selbst, diese Lager 
als Ersatz für die versprochenen Kor¬ 
ridore sieht, durch die die Zivilbevöl¬ 
kerung die Kampfzone verlassen soll¬ 
te. Aus den Korridoren ist fast nichts 
geworden. Sollen die wenigen, die die 


prozess auf breitester Grundlage, über 
den ich bereits gesprochen habe, kann 
ein positives Ergebnis bringen. Das uk¬ 
rainische Volk soll kein Blut in einem 
Bürgerkrieg vergießen. 

Poroschenko hat dazu aufgerufen, 
einen Korridor für das Herauskom¬ 
men der friedlichen Bevölkerung aus 
der Zone des bewaffneten Kampfes zu 
schaffen. Dem Wesen nach ist das eines 
der ersten deklarierten Vorhaben der 
Sorge um die Sicherheit der Bewohner 
der Region ... 

Das wäre schon längst nötig ge¬ 
wesen. Das ist keine Errungenschaft, 
sondern die direkte Verpflichtung ei¬ 
ner Macht, die sich als demokratisch 
bezeichnet. Doch lassen Sie uns über 
etwas anderes nachdenken: Allein 
in Donezk leben mehr als eine Mil¬ 
lion Menschen. Werden eine Million 
Menschen diesen Korridor nutzen? 
Es ist klar, dass dies nicht der Fall 
sein wird. Wohin werden sie gehen? 
Gibt es doch für viele nichts wohin 
sie gehen könnten! Ist der Staat dar¬ 
auf vorbereitet und bereit, die Rech¬ 
te und Bedürfnisse der Umsiedler zu 
gewährleisten? Nein! Darum muss 
der Präsident nicht über einen „Kor¬ 
ridor“, sondern über die Feuereinstei- 


Kampfzone in Richtung Ukraine verlas¬ 
sen konnten, nun die ersten Insassen der 
Lager werden? 

Die meisten Zivilisten, die das 
Kampfgebiet verlassen haben, haben 
jedenfalls Poroschenko keinen Glau¬ 
ben geschenkt und es vorgezogen, über 
die Grenze nach Russland zu fliehen. So 
teilte der Gouverneur des russischen 
Gebiets Rostow, Wassili Golubjew, am 
Montag mit, dass allein in den letzten 
24 Stunden mehr als 15 000 Ukrainer in 
seinem Gebiet angekommen sind. 

Bei einem Besuch ukrainischer 
Flüchtlinge nahe der Stadt Rostow for¬ 
derte der OSZE-Generalsekretär Lam- 
berto alle Seiten zu einer sofortigen 
Waffenruhe auf- „Die Kämpfe müssen 
beendet und Verhandlungen begonnen 
werden“, sagte Zannier bereits am Don¬ 
nerstag vergangener Woche. 

Nach westlichen Medienberichten 
soll auch Poroschenko Gespräche mit 
den prorussischen Kämpfern nicht aus¬ 
geschlossen haben. Allerdings fügte er 
hinzu: „Die Terroristen müssen aber zu¬ 
vor ihre Waffen abgeben.“ Bezeichnen¬ 
derweise ist in diesen Medien allerdings 
von Poroschenkos in der „MK“ zitier¬ 
ten Befehl an die Streitkräfte und den 
„Filtrationslagern“ keine Rede. Ange¬ 
sichts dieser Fakten ist es jedoch ver¬ 
ständlich, dass weder die bewaffneten 
Kämpfer noch die Zivilisten in den um¬ 
kämpften Gebieten den Versicherungen 
Poroschenkos vertrauen. 


lung sprechen. Jeder Tropfen Blut, 
der nach dem 7. Juni vergossen wur¬ 
de, vertieft die Spaltung, erschwert 
den Weg zur Einheit der Ukraine. Ich 
will nicht, dass unser Volk, unser Land 
das Schicksal Transnistriens wieder¬ 
holt. Eben darum muss der Präsident 
als Oberkommandierender unverzüg¬ 
lich den Befehl zur Beendigung der 
Militäroperation erteilen. 

(...) 

Frage: Die USA haben Russland gebe¬ 
ten, die Grenze zur Ukraine zu schlie¬ 
ßen. Wie kann man eine solche Bitte be¬ 
werten? 

Simonenko: Ich will, dass wir als selbst¬ 
ständiger Staat handeln, damit wir 
nicht vom Ausland getrieben werden, 
damit wir selbstständige Entscheidun¬ 
gen im Interesse des ukrainischen Vol¬ 
kes treffen und nicht im Interesse je¬ 
ner, die versuchen, die Interessen ihres 
Business zu vertreten, wie das z.B. Herr 
Biden mit seinem Sohn macht, der die 
Gewinnung des Schiefergases in der 
Ukraine kontrolliert. 

(...) 

(Auswahl und Übersetzung aus dem Russischen: 

Willi Gerns) 


Auch das ELN geht in 
Friedensgespräche mit 
Kolumbiens Regierung 

Bei der Stichwahl um die Präsident¬ 
schaft Kolumbiens hat sich der bishe¬ 
rige Amtsinhaber Juan Manuel Santos 
mit 53 Prozent gegen den noch weiter 
rechts gerichteten Kandidaten Oscar 
Zuluaga durchgesetzt. Damit wird der 
Friedensprozess mit den FARC vorerst 
weitergehen. 

Älvaro Uribe, der eigentliche star¬ 
ke Mann hinter der Kandidatur des von 
den meisten der Großgrundbesitzer un¬ 
terstützten, mit 47 Prozent unterlege¬ 
nen Zuluaga, zeigte sich als erwartet 
schlechter Verlierer. Er beschuldigte 
Santos eines Teils dessen, was ihm selbst 
in seinen beiden Amtszeiten von 2002 
bis 2010 nicht nur vorgeworfen, sondern 
nachgewiesen wurde: „Die Santos-Re- 
gierung schuf die größte Korruption der 
Geschichte, charakterisiert durch Amts¬ 
missbrauch und Geldzahlungen an Ab¬ 
geordnete, um Stimmenkauf zu ermög¬ 
lichen! 44 Die weiteren, massivsten seiner 
Verbrechen, wie die Massenermordun¬ 
gen von Armenviertelbewohner/inne/n 
um sie als Guerilleros präsentieren zu 
können, die Verschlechterung der Be¬ 
ziehungen zu den Nachbarländern oder 
auch die systematische Bespitzelung 
der parlamentarischen und außerpar¬ 
lamentarischen Opposition, konnte er 
Santos offenbar nicht Vorhalten. 

Die Wahlbeteiligung stieg in der 
Stichwahl gegenüber der ersten Wahl¬ 
runde (40 %) an und lag mit 47 Prozent 
bei einem Wert, wie er in Kolumbien seit 
Jahren normal ist. Diejenigen, die auf 
dem Land leben und am Stärksten un¬ 
ter dem fünfundsechzigjährigen Krieg 
mit Hunderttausenden Todesopfern 
leiden, nehmen an den Wahlen meist 
nicht teil - zu oft sind sie Opfer von Fäl¬ 
schungen, Drohungen und Massener¬ 
mordungen nach aus Regierungssicht 
„falschen“ Wahlergebnissen geworden. 
In den Städten ist der Anteil derer, die 
sich von der Kriegspropaganda beein¬ 
flussen lassen, hoch - weshalb, beide 
Phänomene zusammengenommen, die 
Linke traditionell einen schweren Stand 
hat. Und es erklärt immerhin teilweise, 
dass 47 Prozent derer, die zur Wahl gin¬ 
gen, einen Befürworter des Abbruchs 
der Friedensgespräche mit den FARC 
gewählt haben - immerhin gut ein Fünf¬ 
tel aller Wahlberechtigten. Präsident 
Santos hatte vor der Stichwahl weitrei¬ 
chende Zugeständnisse an die Opposi¬ 
tion gemacht, um Zuluagas Vorsprung 
der ersten Runde wettmachen zu kön¬ 
nen, aber trotzdem nur verhältnismäßig 
knapp gewonnen. Dem Bürgerkriegs¬ 
land steht damit zwar die Fortsetzung 
der Verhandlungen in Havanna bevor, 
andererseits dürfte die rechtsextreme 
Position der „harten Hand“ größere 
Spielräume als zuvor wittern. Santos’ 
Erklärung nach dem Sieg, wonach „auf 
dem Spiel nicht der Name eines Man¬ 
nes, sondern die Richtung des Landes“ 
gestanden habe, muss der Beweis noch 
folgen. 

Wenige Tage vor der Wahl hatten 
die Regierung und die zweitstärkste 
Guerilla, das Nationale Befreiungsheer 
(ELN), erklärt, dass sie seit Monaten in 
Verhandlungen über die offizielle Auf¬ 
nahme von Friedensgesprächen stehen. 
Darüber war lange spekuliert worden. 
Der Zeitpunkt der Bekanntgabe war 
jedenfalls bewusst gewählt worden, um 
die Wahlchancen von Präsident Santos 
zu erhöhen. Das könnte gewirkt haben, 
denn ein Friedensschluss ergibt mehr 
Sinn, wenn er umfassend wäre. Jenseits 
aller Debatten innerhalb der kolumbi¬ 
anischen Linken, was denn ein „gerech¬ 
ter Frieden“ auch unter ideologischen 
Gesichtspunkten nach Jahrzehnten des 
Blutvergießens sein könnte, gibt es in 
der Gesellschaft einen tief verwurzelten 
Wunsch nach einem Ende der Gewalt. 
Ganz unabhängig davon, ob es auch ein 
Bewusstsein zu der Frage gibt, ob die 
staatliche, die parastaatliche oder auch 
die Gewalt der Großgrundbesitzer 
überhaupt enden würde, wenn auf dem 
Land keine bewaffnete Schutzmacht 
der Bauern mehr existieren würde. 

Günter Pohl 


Willi Gerns 



Kiew setzt auf die militärische Lösung 
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Gastkolumne von Bernd Müller 


Ein zaghafter Schritt vorwärts 


Am vergangenen Sonntag ist die 
Klimakonferenz in Bonn zu Ende 
gegangen. Vom 4. bis zum 15. Juni 
fand die UN-Frühjahrskonferenz 
der Klimadiplomaten statt. Ziel der 
Verhandlungen ist der Abschluss ei¬ 
nes neuen Weltklimavertrags im De¬ 
zember 2015. Umweltorganisationen 
zeigen sich erleichtert, obwohl es nur 
wenige Erfolge gegeben hat. 

Das UN-Klimasekretariat beton¬ 
te immer wieder, die Stimmung sei 
gut und es herrsche ein konstrukti¬ 
ver Geist. Doch lange sah es so aus, 
als würde die Konferenz ohne greif¬ 
bare Ergebnisse enden. Noch am 
zehnten Verhandlungstag lag kein 
Textentwurf vor. Selbst zwei Tage 
vor Konferenzende hatten sich die 
Delegierten noch nicht einigen kön¬ 
nen, wie die ersten Bausteine für den 
Weg nach Paris zusammengetragen 
werden sollten. 

Begonnen hat die Konferenz, an 
der rund 1 900 Diplomaten aus 182 
Ländern teilnahmen, dagegen viel¬ 
versprechend. Zum ersten Mal gab 
es in Bonn ein sogenanntes „Minis- 
terial“. Das ist ein Treffen der Lan¬ 
desminister, die für den Klimaschutz 
zuständig sind. Nach der Veröffentli¬ 
chung des neuen Sachstandsberichts 
des Weltklimarats (IPCC) sollten sie 
überprüfen, ob die Ziele für die Ver¬ 
ringerung der Treibhausgase ausrei¬ 
chend sind, um das Zwei-Grad-Limit 
einzuhalten. Sollte festgestellt wer¬ 
den, dass die Ziele nicht ausreichend 
sind, könnte die Ministerrunde nach¬ 
bessern, so die Idee vor allem der 
Entwicklungsländer. Doch es kam 
nur ein gutes Dutzend Minister an 
und sie hatten vor allem nur Lip¬ 
penbekenntnisse im Gepäck, merk¬ 
te Jan Kowalzig, Klimaexperte von 
Oxfam, an. 

Im Dezember nächsten Jahres 
soll in Paris ein Klimavertrag ge¬ 
schlossen werden, der nicht nur die 
Industriestaaten verpflichtet, son¬ 
dern alle Länder. Weil es kompli¬ 
ziert ist, Völkerrecht in nationales 
Recht umzusetzen, soll der Vertrag 
von Paris ab 2020 gelten. Doch nicht 
alle Länder sehen sich gleicherma¬ 
ßen verpflichtet, ihren Beitrag zu 
leisten. Eine Staatengruppe, die sich 


„Länder mit ähnlichen Ansichten“ 
nennt, will weiterhin unterschei¬ 
den zwischen Staaten, die viel, und 
Staaten, die wenig tun müssen. Zu 
dieser Gruppe gehören Schwellen¬ 
länder wie China, Indien und Vene¬ 
zuela. Saudi-Arabien fordert sogar, 
ganz befreit zu werden und nur die 
20 größten Verschmutzer zu ver¬ 
pflichten. 

Auf der Klimakonferenz in War¬ 
schau war Ende 2013 beschlossen 
worden, dass alle Staaten, „die dazu 
in der Lage sind“, im März 2015 
Vorschläge präsentieren sollen, 
was sie in den neuen Klimavertrag 
einbringen. Ungeklärt ist allerdings 
immer noch, ob, wann und wie ge¬ 
prüft werden soll, was die Staaten 
einbringen, und ob es ausreicht, 
die Erderwärmung auf zwei Grad 
zu begrenzen. 

Die Frage, wer welche Lasten 
übernehmen muss, um das Zwei- 
Grad-Limit einzuhalten, ist ein gro¬ 
ßer Streitpunkt. Nichtregierungsor¬ 
ganisationen (NGO) haben die In¬ 
dustriestaaten in einer Deklaration 
an ihre historische Schuld erinnert. 
Industrieländer hätten den Klima¬ 
wandel hauptsächlich zu verantwor¬ 
ten. EU-Klimakommissarin Con- 
nie Hedgegaard will das aber nicht 
gelten lassen. „Wir dürfen die Welt 
nicht aus der Perspektive des letzten 
Jahrhunderts betrachten, wir müssen 
die Lastenverteilung auf Grundlage 
dieses Jahrhunderts organisieren“, 
sagte sie. Immerhin würden heute 
nur noch zehn Prozent der weltwei¬ 
ten Treibhausgase aus Europa kom¬ 
men. 

Die NGOs zeigten sich dennoch 
erleichtert. „Es gibt erstmals Anzei¬ 
chen, dass der Klimaschutz internati¬ 
onal aus der Defensive kommt“, sag¬ 
te Christoph Bals von Germanwatch. 
Die Bonner Klimakonferenz habe 
gezeigt, dass die wichtigsten Länder 
Paris 2015 zum Erfolg führen wol¬ 
len. Martin Kaiser von Greenpeace 
nannte es „einen echten Durch¬ 
bruch“, dass sich 60 Länder - darun¬ 
ter auch Deutschland - am Rande 
der Konferenz zu der Vision einer 
fossil-freien Welt bis zur Jahrhun¬ 
dertwende bekannt hätten. 


Ansichtssachen 


Neu ist es nicht, was der Wendehals 
aus Schloss Bellevue am Samstag 
ins Mikrofon des Deutschlandradio 
Kultur posaunte. Eine größere Be¬ 
reitschaft zur Beteiligung an inter¬ 
nationalen Militäreinsätzen sei er¬ 
forderlich. „Und in diesem Kampf 
für Menschenrechte oder für das 
Überleben unschuldiger Menschen 
ist es manchmal erforderlich, auch 
zu den Waffen zu greifen.“ 

Der alte Kanonensegner muss 
etwas Fauliges in den Eingewei- 
den haben, dass es ihn immer wie¬ 
der zu solchen Rülpsern presst. Vor 
zwei Jahren hatte Gauck vor der 
Führungsakademie der Bundes¬ 
wehr von „unseren Soldaten“ ge¬ 
sprochen, die „Freiheit, Sicherheit, 
Menschenwürde und das Recht des 
Einzelnen auf Sicherheit“ weltweit 
verteidigen. Auf der Münchner Si¬ 
cherheitskonferenz im Januar pfiff 
er lautstark auf das Völkerrecht: Das 
Prinzip der staatlichen Souveränität 
und der Grundsatz der Nichteinmi¬ 
schung dürften gewalttätige Regime 
nicht unantastbar machen. Was soll 
der Verweis auf das Grundgesetz 
oder den Einigungsvertrag, der be¬ 
stimmt, dass von deutschem Boden 
nur Frieden ausgehen soll? Es geht 
gegen das Böse! 

Und das Böse hat die Eigen¬ 
schaft, Ansichtssache zu sein. Da 
ist der über den Parteien Stehende 
natürlich parteiisch. Sein Vorvor¬ 
gänger im Amt, Horst Köhler, hatte 


das Böse noch definiert, indem er 
einfach das „Weißbuch“ die Mili¬ 
tärdoktrin der Bundeswehr, zitierte. 
Dort heißt es, die deutsche Sicher¬ 
heitspolitik habe die Aufgabe, „den 
freien und ungehinderten Welthan¬ 
del als Grundlage unseres Wohl¬ 
stands zu fördern“, und klar ist, wer 
diese Grundlage angreift, ist böse. 
Köhler stolperte über den Satz und 
trat zurück. Deshalb greift Gauck 
ins Höhere. Wenn er zum Mar¬ 
schieren und Töten ruft, geht es um 
Frieden (etwa für ukrainische Olig¬ 
archen), Freiheit (der Märkte und 
des Profits), Demokratie (das heißt 
die Interessen der selbsternannten 
„Eliten“). 

Gauck-Reden erreichen ein Pu¬ 
blikum und werden in den Medi¬ 
en gerne „historisch“ genannt. Das 
stimmt insoweit, als Hasspredigten 
in Deutschland eine lange Tradition 
haben. Es gab mal einen Hofpredi¬ 
ger Stöcker, einen hasserfüllt antise¬ 
mitischen Freund und Berater von 
Wilhelm Zwo. Über den war der fol¬ 
gende Vierzeiler in Umlauf: 

Es macht der Missionar im fernen 
Land 

Aus Kannibalen - Menschen, 
wie bekannt. 

In Deutschland macht schon 
zu verschied’nen Malen 
Ein Prediger aus Menschen - 
Kannibalen. 

Klingt irgendwie aktuell. 

Manfred Idler 


Terroristen, die gegen 

me gewählte Regierung 

opponieren/ werden wir 
eliminieren 



SiwfWl 

WesfficheWerte-Ordnung in unserem Teil der Ukraine 


„Wir brauchen eine starke 
Friedensbewegung“ 

Konstantin Wecker tritt beim diesjährigen UZ-Pressefest auf 



Konstantin Wecker ist Musiker, Liedermacher, Kompo¬ 
nist, Autor und Schauspieler 


UZ: Sie treten erneut beim Pressefest 
dieser Zeitung auf das Ende Juni in 
Dortmund stattfindet. Was verbinden 
Sie mit dem Fest? 

Konstantin Wecker: Ich freue mich 
sehr, wieder einmal in Dortmund da¬ 
bei zu sein. Das UZ-Pressefest ist das 
größte Fest von Kommunisten und 
Linken, das es in der Bundesrepublik 
gibt. Es bietet die Möglichkeit zu dis¬ 
kutieren, sich auszutauschen, solida¬ 
risch zu streiten und vor allem auch 
gemeinsam zu feiern. Außerdem trifft 
man hier viele andere Linke, Freunde, 
Genossinnen und Genossen, die man 
meist schon viel zu lange nicht mehr ge¬ 
sehen hat. Auf dem Fest werde ich am 
Samstag um 20 Uhr auf der Hauptbüh¬ 
ne mit Esther Bejarano & Microphone 
Mafia auftreten und lade alle herzlich 
dazu ein, dabei zu sein. Außerdem hab 
ich noch einen Überraschungsgast: den 
cantautore Fabrizio Zanotti! 

UZ: Sie haben sich in der Vergangenheit 
stets politisch eingemischt. Was treibt Sie 
aktuell um? 

Konstantin Wecker: In den letzten Wo¬ 
chen haben mich selbstverständlich der 
sogenannte Ukraine-Konflikt, die EU- 
Wahl, die Kriegslüsternheit unser Poli¬ 
tiker und die Diskussionen um die Frie¬ 
densbewegung beschäftigt. 

Was wir aktuell in der Ukraine er¬ 
leben müssen, hätte ich tatsächlich so 
nicht für möglich gehalten. Eine Re¬ 
gierung, an der Faschisten beteiligt sind 
und Linke, die aus Angst, von Rechten 
ermordet und verfolgt zu werden, das 
Land verlassen müssen. 

Ich möchte in diesem Zusammen¬ 
hang etwa an den Sturm der Nazis auf 
das Gewerkschaftshaus in Odessa, bei 
dem Anfang Mai mindestens 42 Men¬ 
schen durch Mitglieder des faschis¬ 
tischen „Rechten Sektors“ ermordet 
worden sind, erinnern. Dass hier kein 
Sturm der Entrüstung und des Protestes 
durch unser Land geht, ist für mich voll¬ 
kommen unverständlich. Auch bei uns 
stürmten die Faschisten einst die Ge¬ 
werkschaftshäuser. Wo das endete, ist 
bekannt. Ich hätte mir gewünscht, dass 
die hiesigen Gewerkschaftsführungen 
ihre Solidarität mit den Betroffenen in 
der Ukraine erklärt hätten. Das wurde 
jedoch versäumt, ein fataler Fehler. 

UZ: Wie bewerten Sie den Ausgang der 
EU-Wahl? 

Konstantin Wecker: Dass die Rechten 
derartige Gewinne verbuchen wür¬ 
den hatte ich befürchtet. Wenngleich 
ich nicht davon ausging, dass etwa der 
„Front National“ in Frankreich gleich 


stärkste Kraft werden würde. Wir ha¬ 
ben es seit Jahren mit einem Erstarken 
neofaschistischer Parteien und Organi¬ 
sationen, etwa in Ungarn, zu tun, gegen 
die wir alle gemeinsam mobil machen 
müssen. Ich möchte jedenfalls in kei¬ 
nem Europa leben, in dem Rassismus, 
Antisemitismus, Schwulenfeindlichkeit 
und der Hass auf Sinti und Roma sich 
zunehmend ihren Weg bahnen. Um 
einen weiteren Vormarsch der Nazis 
und Rechten zu verhindern, muss Eu¬ 
ropa gänzlich anders gedacht und ge¬ 
lebt werden. Ich jedenfalls möchte in 
einem Europa leben, das sich der Soli¬ 
darität, der sozialen Gerechtigkeit und 
dem Frieden verpflichtet fühlt. Davon 
sind wir jedoch mehr denn je entfernt. 

UZ: Inwiefern? 

Konstantin Wecker: Die sozialen Ver¬ 
hältnisse beispielsweise in Griechen¬ 
land, aber auch in Spanien und Portu¬ 
gal, sind unerträglich. Die Bevölkerung 
zahlt den Preis für die Zockereien der 
Banken und das Nichteinschreiten der 
politisch Verantwortlichen. Die Men¬ 
schen können ihre Miete nicht mehr 
zahlen und fliegen aus ihren Wohnun¬ 
gen, die Suizidrate steigt an, die medizi¬ 
nische Versorgung wird auf ein absolu¬ 
tes Minimum zusammengestrichen. Da 
ist es wenig verwunderlich, dass man¬ 
che Menschen auf die plumpen Paro¬ 
len und Demagogie der Rechten her¬ 
einfallen. Was wir brauchen, um diese 
Entwicklung aufzuhalten, ist eine star¬ 
ke Linke, die Politik für und mit den 
Menschen macht und nicht wie die 
Herrschenden es tun, über die Köpfe 
der Menschen hinweg und gegen die 
Interessen der durchschnittlichen Be¬ 
völkerung agiert. 

Ein weiterer Punkt, der mir stets 
wichtig war, ist der Kampf gegen Rüs¬ 


tung und Krieg. Dass 
Deutschland drittgröß¬ 
ter Waffenexporteur ist 
und dieses schreckli¬ 
che Mordwerkzeug in 
alle Länder exportiert, 
macht mich schon lange 
mehr als wütend! 

UZ: Jedoch scheinen 
Auslands eins ätze der 
Bundeswehr und die 
Lust am Krieg ja stetig 
zuzunehmen... 

Konstantin Wecker: Ja, 

das beste Beispiel für 
diese Entwicklung ist 
Bundespräsident Joa¬ 
chim Gauck, dessen Po¬ 
litik durch eine unver¬ 
hohlene Kriegslüstern¬ 
heit geprägt ist und von dem Sätze wie 
dieser stammen: „(...) Und in diesem 
Kampf für Menschenrechte oder für 
das Überleben unschuldiger Menschen 
ist es manchmal erforderlich, auch zu 
den Waffen zu greifen“. Ihm gehe es, so 
der Spiegel , um ein „Ja zu einer aktiven 
Teilnahme an Konfliktlösungen im grö¬ 
ßeren Rahmen“ mit den Partnern der 
Europäischen Union und der NATO. 
Der Pastor, der Christ Gauck, der als 
„Widerstandskämpfer“ seinerzeit sicher 
auch alle Schwerter zu Pflugscharen 
machen wollte. Aber anscheinend nur 
kommunistische. Mit kapitalistischen 
Schwertern lässt es sich trefflich kämp¬ 
fen, besser als mit Pflugscharen allemal. 

Was wir brauchen, um dieser Politik 
etwas entgegenzusetzen, ist eine starke 
Friedensbewegung, die in der Lage ist, 
Menschen zu mobilisieren, um diesen 
Wahnsinn zu stoppen. Dass die Bewe¬ 
gung nicht stark genug aufgestellt ist, 
um dies leisten zu können, stellt leider 
nicht wirklich ein Geheimnis dar. Je¬ 
doch sollte uns das nicht abhalten, im¬ 
mer unsere Stimme zu erheben, wenn 
die etablierte Politik mit ihrer Kriegs¬ 
lüsternheit und Kalte-Kriegs-Rhetorik 
versucht, die Menschen auf ihre Seite 
zu ziehen. Selbst wenn wir nur zu zweit 
wären, wäre es immer richtig Rüstung 
und Krieg als großes Verbrechen zu 
verdammen! 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


* Von Konstantin Wecker erschien 
Ende Mai das Buch: „Mönch und Krie¬ 
ger - Auf der Suche nach einer Welt, 
die es noch nicht gibt“, Gütersloher 
Verlagshaus, 287 Seiten, 19,99 € 

* Weitere Informationen: www.wecker. 
de 
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WM-Proteste in Brasilien gehen weiter 

Blatter und Rousseff reagieren mit Zynismus (und Gewalt) 





D ie Fußballweltmeisterschaft in Brasilien ist die teuerste 
in der Geschichte des Wettkampfes. Das Schwellen¬ 
land lässt sich das Ereignis umgerechnet mehr als acht 
Milliarden Euro kosten - weit mehr als veranschlagt. Wie das 
im Zusammenspiel zwischen Baukonzernen und korrupter 
Politik weltweit üblich ist. 

So nimmt es nicht Wunder, dass auch nach dem Beginn 
der WM die Proteste gegen das teure Spektakel weitergehen. 
Die brasilianische kommunistische Partei hatte dies bereits in 
einer Erklärung von Ende Mai vorhergesagt: „Die Repres¬ 
sion wird während der WM sehr hart sein, doch die Kämpfe 
und Demonstrationen werden nicht aufhören. Mit Gewiss¬ 
heit werden sie vor, während und nach der WM fortdauern 
und sich verstärken.“ 

Der Protest richtet sich gegen die FIFA, aber vor allem 
gegen die unhaltbaren Zustände im eigenen Land. Rund 
um die Fußballweltmeisterschaft ist vielen der traditionell 
fußballverrückten Brasilianer klar geworden, dass nicht der 
Sport im Vordergrund des Mega-Events steht. Die enormen 
Ausgaben zu Lasten der Allgemeinheit und zum Nutzen 
von nationalen, internationalen Konzernen einerseits und 
der FIFA-Krake andererseits; der rücksichtslose Abriss von 
Elendsvierteln für Fußballtempel und Touristen-Animier- 
meilen; die Verstärkung der Repression im Inneren und die 
nahezu flächendeckende Verschärfung der sozialen Lage - all 
dies folgte dem Muster einer alten Erkenntnis von Thomas 
Müntzer aus dem deutschen Bauernkrieg: „Die Herren ma¬ 
chen das selber, dass ihnen der arme Mann feind wird. Die 
Ursache des Aufruhrs wollen sie nicht wegtun. Wie kann es 
die Länge gut werden? So ich das sage, muss ich aufrühre¬ 
risch sein.“ 

160 000 Polizisten und Soldaten sind zum unmittelba¬ 
ren Schutz der WM mobilisiert. Und sie haben gut zu tun. 
Aus Curitibia, Natal, Rio de Janeiro, Porto Alegre, Brasilia, 
Sao Paulo und Brasilia - allesamt WM-Spielorte - werden 
Proteste gemeldet. Zimperlich sind die Sicherheitskräfte da 
nicht. Mit Schlagstöcken und Tränengas geht man vor; am 
Maracana-Stadion sollen einige Polizisten mit scharfer Mu¬ 


nition in die Luft geschossen haben, als die argentinische 
Nationalmannschaft gegen Bosnien spielte. 

Bereits vor einem Jahr, beim sogenannten Confed-Cup, 
hatte es massive Proteste gegeben. Damals hatte FIFA-Chef 
Blatter mit unverhohlenem Zynismus reagiert. „Brasilien 
hat darum gebeten, die WM auszutragen“, sagte Blatter in 
einem Interview mit dem brasilianischen TV-SenderGlobo 
TV. „Wir haben Brasilien die WM nicht auf gezwungen.“ Die 
Brasilianer hätten doch gewusst, dass sie für eine gute WM 
natürlich Stadien bauen müssten, so Blatter weiter. Er könne 
zwar verstehen, dass die Menschen nicht glücklich sind, „aber 
sie sollten nicht den Fußball nutzen, um ihren Forderungen 
Gehör zu verschaffen“. Fragt sich, wer hier was nutzt. 

Angesichts solcher Äußerungen muss Blatter - und ande¬ 
re Prominenz - sich mehr oder weniger heimlich durch das 
WM-Geschehen schlängeln. Blatters Fernsehpräsenz, aber 
auch die der brasilianischen Präsidentin Dilma Rousseff, ist 
eingeschränkt - ganz anders als bei den vergangenen Welt¬ 
meisterschaften in Südafrika und Deutschland. So war die 
Bundeskanzlerin Merkel beim Deutschland-Spiel am Mon¬ 
tag gegen Portugal mehrfach zu sehen. Der direkt neben ihr 
sitzende Blatter wurde in Salvador aber nicht gezeigt. Ange¬ 
sichts der auch im Stadion gezeigten Bilder wollte man ein 
Pfeifkonzert um jeden Preis vermeiden. 

Rousseff war bei der Eröffnungsfeier ausgepfiffen und 
beschimpft worden. Nun rief sie angesichts der anhaltenden 
Proteste während der Weltmeisterschaft dazu auf, Fußball 
und Politik auseinanderzuhalten. Wann hat sie das je getan? 
Angesichts des untrennbaren Zusammenhanges von Sport, 
Kommerz und Politik ist dieser Aufruf nichts anderes, als 
die Bitte, einem Kalkül auf den Leim zu gehen. Dem Kal¬ 
kül, mit dem Vehikel der Sportbegeisterung von sozialer Not 
abzulenken und die Verschärfung der sozialen Lage mit der 
Droge Fußball zu betäuben. 

Dabei kann die Parole nur heißen, aus der Freude am 
Sport, die Lust zum Protest zu gewinnen. Wir werden sehen, 
wohin das Pendel ausschlägt. 

Siggi Emmerich 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


„Klara Schabrod war eine sehr starke und mutige Frau“ 

Historikerin erinnert an Lebensgeschichte der kommunistischen Widerstandskämpfer Klara und Karl Schabrod 


Mareen Heying ist Historikerin, Autorin u. a. für die Tageszeitung „junge Welt“ Re¬ 
dakteurin der feministischen Zeitschrift „ Wir Frauen “ und aktiv in der Rosa-Lu¬ 
xemburg-Stiftung. Sie forscht und arbeitet zu den Themen Frauen- und Geschlech¬ 
tergeschichte, Antifaschistischer Widerstand und Geschichte der Prostitution. Aktuell 
arbeitet sie zur Hurenbewegung in einem deutsch-italienischen Vergleich. 

In Zusammenarbeit mit der Fotografin Monica Brauer hat sie die Ausstellung „Ein¬ 
blicke - in den Berufsalltag von Sexarbeiterinnen “ konzipiert und umgesetzt. 

Von ihr erschienen:„Frauen im Widerstand. 1933 bis 1935 in Düsseldorf “ PapyRossa 
Verlag, 2012 (gemeinsam mit Florence Herve) und „Klara Schabrod. Alltagskons¬ 
truktionen einer Kommunistin in Briefen zur Zeit des deutschen Faschismus“, Ruhr- 
Echo Verlag, 2014 


UZ: In ihrem neuen Buch, welches den 
Titel „sei innigst umarmt und geküsst - 
Klara Schabrod. Alltagskonstruktionen 
einer Kommunistin in Briefen zur Zeit 
des deutschen Faschismus“ trägt, zeich¬ 
nen Sie einen Lebensabschnitt von Kla¬ 
ra Schabrod, geborene Matthies, und 
ihrem späteren Mann Karl nach: Die 
Zeit zwischen 1934 und 1945. Was ge¬ 
nau hat Sie an deren Lebensgeschichte 
fasziniert? 

Mareen Heying: Klara Schabrod ist 
eine sehr starke und mutige Frau ge¬ 
wesen, eine überzeugte Antifaschis¬ 
tin, die sich zeitlebens gegen rassisti¬ 
sche Strukturen zur Wehr gesetzt hat, 
trotz Anfeindungen und Repressionen. 
Das hat mich sehr beeindruckt. Auch 
ihr Mann war ein bedeutender Antifa¬ 
schist und Kommunist. Seine Lebens¬ 
geschichte muss auch nachgezeichnet 
werden. Ich kann nur an alle Historiker 
und Historikerinnen appellieren, dies 
zu machen. 

Mir ging es vor allem um Klara 
Schabrod, denn weiterhin wird in der 
Geschichtswissenschaft die Frauen¬ 
forschung vernachlässigt, wogegen ich 
anschreibe. Vor allem aber ging es mir 
darum, Klara Schabrod als Person zu 
würdigen. Das kann ich natürlich nicht 
mit nur einem kurzen Buch tun, aber 
das ist ein Anfang. Ihre Aufrichtigkeit, 
ihr überzeugter Kampf für die richtige 
Sache hat mich schwer fasziniert. Da¬ 
von kann sich die heutige außerpar¬ 
lamentarische Linke in Deutschland 
eine Scheibe abschneiden. Denn heute 
wird ja eher über persönliche Befind¬ 
lichkeiten diskutiert, als über politi¬ 
sche Probleme. Dass wir uns weiterhin 
über Sexismus und Rassismus beklagen 
müssen, ist angesichts dessen nicht ver¬ 
wunderlich. 


UZ: Karl wurde ebenso wie Klara Op¬ 
fer von Repressionen der Nazis und 
mehrfach festgenommen, bevor er 1934 
über zehn Jahre hinweg von den Fa¬ 
schisten eingesperrt wurde. Können Sie 
einige Stationen der Verfolgung durch 
die Faschisten beispielhaft aufzeigen? 

Mareen Heying: Klara ist im Juni 1933 
in Düsseldorf im SS-Keller auf der Kö¬ 
nigsallee gefoltert worden - als erste 
Frau. Die Beamten der Gestapo haben 
versucht Namen von Genossinnen und 
Genossen aus ihr rauszupressen, aber 
sie hat keine Aussage gemacht. Im An¬ 
schluss war sie vier Monate inhaftiert, 
ohne den geringsten Beweis. Das NS- 
System war skrupellos und erlaubte die 
Folter als Mittel des Staates. Auch Karl 
erlebte massive Körperverletzungen, 
in Dortmund auf der Steinwache. Karl 
wurde 1934 wegen „Vorbereitung zum 
Hochverrat“ angeklagt, da er im Unter¬ 
grund für die KPD aktiv war. Zunächst 
sollte er hierfür die Todesstrafe bekom¬ 
men, die wurde dann in eine lebenslan¬ 
ge Freiheitsstrafe umgewandelt. Das 
Recht wurde im Sinne des Staates ge¬ 
sprochen, nicht im Sinne der vom Staat 
Schikanierten. Klara hat ihn während 
seiner Haft über 30 mal besucht, dabei 
hatten sie strenge Regeln einzuhalten, 
durften sich etwa nicht berühren. Ihre 
Briefkorrespondenz wurde durch die 
Zensurbehörden mitgelesen, nicht alle 
Briefe zugestellt. Die beiden spürten 
diese subtile Form der Verfolgung na¬ 
türlich auch. 

UZ: Sie haben die insgesamt etwa 200 
Briefe und Postkarten ausgewertet, 
die Klara Schabrod ihrem Verlobten 
von Dezember 1934 bis März 1945 ins 
Zuchthaus schrieb. Wodurch zeichnet 
sich die Korrespondenz aus? 


Mareen Heying: Die Korrespondenz 
ist wahnsinnig vielschichtig. Sie be¬ 
schreibt ihren Alltag für ihn, einen 
Alltag in Freiheit, den er nicht erleben 
kann. Das Paar erschreibt sich Nähe 
und Zuneigung, ohne zu wissen, ob sie 
je eine gemeinsame Zukunft haben 
werden. Ungewissheit und zugleich tie¬ 
fe Hoffnung prägen jeden der Briefe. 
Klara schafft es Karl an ihrem Leben 
weiter teilhaben zu lassen und ihn in 
ihren Alltag einzubeziehen. So richtet 
sie ihre Wohnung immer so ein, dass 
er dort auch Platz haben könnte. Sie 
berichtet von Reisen, von Festen und 
endet immer mit dem Gedanken, mit 
ihm wäre dies schöner gewesen. Klara 
schreibt viel von ihrem Sohn Konrad, 
den Karl über die Briefe ein wenig mit 
erzieht, sie nennt es „Fernerziehung“. 
Als Partner und als Berater sind sich 
beide wichtige Stützen. Auch wenn 
sie aus Zensurgründen nicht über das 
schreiben können, was sie denken, dass 
dieses Regime gestürzt werden muss, 
so finden sie doch zahlreiche Worte um 
sich dem anderen mitzuteilen. Es ist so 
viel Stärke und Kraft in den Briefen zu 
finden. 

UZ: Und welche Schlussfolgerungen 
ziehen Sie aus dem Wirken Klaras be¬ 
züglich der Rolle von Frauen im Wider¬ 
stand gegen den Faschismus und in der 
kommunistischen Bewegung? 

Mareen Heying: Frauen werden un¬ 
terschätzt. Das Kassieren von Marken 
der kommunistischen Partei, ist eben¬ 
so gefährlich wie das Verfassen von 
antifaschistischen Artikeln gewesen. 
Die meisten Zeitschriften hätten ohne 
Frauen nicht existieren können. Frauen 
haben sie in Kinderwagen geschmug¬ 
gelt, sie konnten oft tippen und haben 
die Produktion auf diese Weise unter¬ 
stützt. Und um es mit den Worten Klara 
Schabrods zu sagen: Hinter jedem Wi¬ 
derstandskämpfer stand eine Frau - 
ob Mutter, Partnerin oder Schwester. 
Ohne die Unterstützung von diesen 
Genossinnen wäre der medial mehr 
präsente männliche Widerstand nicht 
möglich gewesen. Ich möchte nicht 
trennen und werten, zwischen weib¬ 
lichem und männlichem Widerstand. 
Aber es gehören beide Formen gleich 


stark gewürdigt. Da wir in einem an- 
drozentristischen Patriarchat* leben ist 
dies nicht der Fall und daher arbeite ich 
nur über weiblichen Widerstand, um 
die Schieflage ein wenig auszugleichen. 

UZ: Nach der Befreiung vom Faschis¬ 
mus und der Entlassung Karls aus dem 
Zuchthaus engagierten sich die beiden 
weiterhin gegen Krieg und Nazismus. 
Auf welchem Wege? 

Mareen Heying: Sie waren beide in der 
VVN, in der KPD, später der DKP. In 
der Friedensbewegung waren beide ak¬ 
tiv, sie zogen am 1. Mai auf die Stra¬ 
ßen und engagierten sich in weiteren 
Zusammenhängen. Klara Schabrod 
schrieb z.B. Leserinnenbriefe an Zei¬ 
tungen, wenn diese eine falsche und 
antikommunistische Berichterstat¬ 
tung brachten. Dafür erhielt sie auch 
Anfeindungen aus dem rechten Lager, 
aber sie blieb immer standhaft. 

UZ: Infolge der Repression des Ade¬ 
nauer-Regimes gegen Kommunistinnen 
und Kommunisten gerieten auch Scha¬ 
brods wieder ins Visier der Behörden. 
Warum genau? 

Mareen Heying: Meine persönliche 
Antwort darauf ist: Dafür gibt es kei¬ 
nen rationalen Grund. Fakt ist aber, 
dass der deutsche Staat sich auch nach 
1945 gegen jede Form von Widersa¬ 
chern stark macht(e). Und gerade die 
unliebsame Gleichsetzung von Kom¬ 
munismus und vermeintlichem Sozia¬ 
lismus im Ostblock hat das „Feindes¬ 
denken“ bis 1989 geschürt. Wenn ich 
mir die Geschichte so ansehe, frage ich 
mich auch, ob der deutsche Staat nur 
funktionieren kann, wenn er ein Feind¬ 
bild errichtet. Im Prinzip funktioniert 
ja die gesamte Gesellschaft so - immer 
nach unten treten. 

UZ: Denken Sie, dass das Leben der 
Schabrods beispielhaft für viele Biogra¬ 
phien westdeutscher Kommunisten ist? 

Mareen Heying: Die Zeit der Inhaftie¬ 
rung ist insofern nicht beispielhaft, als 
dass mir kein anderes Paar bekannt ist, 
dass so lange getrennt wurde und sich 
zugleich so nah war, durch eine Brief¬ 


korrespondenz. Trennungen von Fa¬ 
milien, von nahe stehenden Personen 
und die Angst, nicht zu wissen, wem 
man trauen darf, das prägte natürlich 
viele kommunistisch Aktive bis 1945. 
Für die Zeit danach würde ich die Fra¬ 
ge bejahen. Die Kommunistinnen und 
Kommunisten als Feinde der ach so 
demokratischen Ordnung waren in 
der BRD - und nicht nur hier - zuhauf 
Repressionen ausgesetzt. Bei den Scha¬ 
brods gab es vier Hausdurchsuchungen 
und Karl wurde 1962 wieder inhaftiert. 
Auch aus dieser Zeit gibt es zahlreiche 
Briefe des Paares - bisher nicht ana¬ 
lysiert. 

UZ: Wird das Andenken an die Scha¬ 
brods, aber auch die Tausenden ande¬ 
ren Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten entsprechend wachgehalten? 

Mareen Heying: Nein, leider nicht. Als 
Widerständige werden sie verschwie¬ 
gen. Die Männer des 20. Juli 1944 und 
die Gruppe „Weiße Rose“, mehr Wider¬ 
stand lassen die Mainstream-Medien 
nicht zu, auch wenn zahlreiche Histo¬ 
rikerinen und Historiker längst belegt 
haben, dass die Kommunistinnen und 
Kommunisten die größte Gruppe wa¬ 
ren. Aber die Massenmedien möchten 
die starken Männer um Stauffenberg 
zeigen und die zarte christlich motivier¬ 
te Frau Sophie Scholl. Natürlich achte 
und schätze ich diese Form von Wider¬ 
stand und verbeuge mich vor dem Mut 
der Personen. Aber es gab eben mehr 
als die beiden Beispiele und die müssen 
auch benannt werden. Diese einseitige 
Geschichtsschreibung muss enden. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 

Mareen Heying stellt ihr Buch am Sonntag, 
dem 29. Juni, 11.00-12.30 Uhr im „Roten Zelt 
antikapitalistischer und antifaschistischer Or¬ 
ganisationen“ auf dem UZ-Pressefest vor. In¬ 
formationen: http://roteszelt.wordpress.com 
* Androzentristisches Patriarchat: Unter An- 
drozentrismus wird eine Sichtweise verstan¬ 
den, die Männer als Zentrum, Maßstab und 
Norm versteht. Androzentrismus kann also als 
eine gesellschaftliche Fixierung auf den Mann 
oder das „Männliche“ verstanden werden. Ein 
androzentrisches Weltbild versteht den Mann 
als die Norm, die Frau als Abweichung von 
dieser Norm. 


Vor 30 Jahren starb Enrico Berlinguer 

Einst Star der Medien, wurde der große kommunistische Führer jetzt eher gemieden 


In den 1970er Jahren war er der Star 
der Medien. Kaum ein Tag verging, 
ohne dass er die Spalten auch der bür¬ 
gerlichen Presse füllte: Enrico Ber¬ 
linguer, seit 1972 Generalsekretär der 
IKP - der damals mit über zwei Mil¬ 
lionen Mitgliedern und 1976 von zwölf 
Millionen Italienern (34 Prozent) ge¬ 
wählten stärksten KP der kapitalisti¬ 
schen Industriestaaten. 

Mehr noch als seine „Compromes- 
so storico“ genannte Zusammenarbeit 
mit der Democrazia Cristiana (DC), 
einem Regierungsbündnis gegen die 
drohende faschistische Putschstrategie 
der Mussolini-Nachfolge-Partei MSI, 
machte seine kritische Haltung gegen 
den Führungsanspruch der KPdSU in 
der kommunistischen Weltbewegung 
Schlagzeilen. Als er am 11. Juni 1984 
nach einem Schlaganfall, den er wäh¬ 
rend er auf einer Kundgebung seiner 
Partei zu den EU-Wahlen (bei denen 
sie sechs Tage später mit 33,3 Prozent 
erste Partei wurde) starb, kamen zur 
Trauerfeier auf der Piazza San Giovan¬ 
ni in Rom zwei Millionen Menschen. 
Mit dem sozialistischen Staatspräsiden¬ 
ten Sandro Pertini an der Spitze nah¬ 
men die höchsten Persönlichkeiten des 
Staates, der demokratischen Parteien, 
der Gewerkschaften und des öffentli¬ 
chen Lebens ebenso der internationa¬ 
len sozialistischen, kommunistischen 
und der nationalen Befreiungsbewe¬ 
gung teil. 

An seinem 30. Todestag, wurde auch 
dort, wo man es hätte erwarten können, 
eher vermieden, an ihn zu erinnern. 
„La Repubblica“ das Sprachrohr der 
Demokratischen Partei (PD), die vor 



sechs Jahren aus einem Zusammen¬ 
schluss der aus der 1991 aufgelösten 
IKP hervorgegangenen Linkspartei mit 
dem katholischen Zentrum entstand, 
schwieg sich völlig aus. An der linken 
PD-Basis berufen sich viele noch auf 
Berlinguers revolutionäres Erbe und 
möchten es wachhalten. Dem wollte 
man keinen Auftrieb verschaffen, ist es 
doch das Ziel der neuen PD-Führung 
mit dem früheren Christdemokraten 
Matteo Renzi an der Spitze, sich von 
derartigem „Ballast“ zu befreien. Die 
einstige IKP-Zeitung „Unitä“ widmete 
ihm immerhin mehrere Beiträge, dar¬ 
unter die Memoiren seines langjähri¬ 
gen Kraftfahrers, die demnächst als 
Buch erscheinen, und Erinnerungen 
der Kinder - Berlinguer hatte mit sei¬ 
ner praktizierenden katholischen Ehe¬ 
frau drei Töchter und einen Sohn, was 
gern „Compromesso in famiglia“ ge¬ 
nannt wurde. 

Fausto Sorini und Vladimiro Giac- 
che von Leitung der Partei der Kom¬ 
munisten Italiens - PdCI (eine der bei¬ 
den KPs, die andere ist die Kommunis¬ 
tische Neugründung PRC) stellten die 
aktuelle Bedeutung der revolutionä¬ 
ren Potenzen im Erbe Berlinguers he¬ 
raus. Während die Reformisten in den 


1970er Jahren die IKP bereits in eine 
sozialistisch-sozialdemokratische Par¬ 
tei umwandeln wollten, wandte sich 
Berlinguer entschieden dagegen und 
setzte - wenn auch unter Anlehnung 
an den so genannten Eurokommunis¬ 
mus - auf den Erhalt ihrer revolutio¬ 
nären Potenzen und ihre Nutzung in 
der Regierungszusammenarbeit mit 
der DC. Es habe von seiner hohen 
moralischen Haltung gezeugt, dass er 
das Scheitern seines Experiments ein¬ 
gestanden, dafür die Verantwortung 
übernommen und eine linke Alterna¬ 
tive aufgezeigt habe. 

Wenn er seine wiederholt geäußer¬ 
ten Rücktrittsabsichten nicht verwirk¬ 
lichte, dann vor allem deshalb, weil 
kein befähigter Nachfolger zur Stelle 
war und er befürchtete, die Reformis¬ 
ten würden die Führung an sich rei¬ 
ßen, was dann nach seinem Tod auch 
erfolgte. Sorini und Giacche, die 2011 
mit dem langjährigen PdCI-Sekre- 
tär Oliviero Diliberto das Buch „Die 
kommunistische Partei wieder auf¬ 
bauen“ verfassten, heben als aktuelle 
Lehre hervor, dass Berlinguers „His¬ 
torischer Kompromiss“, der zweifels¬ 
ohne Erfolgschancen hatte, durch die 
von Pentagon und CIA inszenierte Er¬ 
mordung des linken DC-Führers Aldo 
Moro im Mai 1978 vereitelt und der 
IKP damit jene folgenschwere Nieder¬ 
lage bereitet wurde, nach der sie dann 
nach Berlinguers Tod, wie ein US-Prä- 
sident Ronald Reagan triumphierend 
erklären konnte, unter den kommu¬ 
nistischen Parteien Westeuropas „die 
schwächste“ war. 

Gerhard Feldbauer 
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Aufbegehren statt sich zu bescheiden 

Hommage an Gisela May zum 90. Geburtstag 


„Ein Kino!!!“ Obwohl es nicht „ihre“ 
einst von Wolfgang Langhoff bzw. von 
Helene Weigel geführten Berliner The¬ 
ater waren, wohin man die kritische, im¬ 
mer noch schlagfertige Gisela May zur 
Nachfeier ihres Geburtstags gebeten 
hatte, genoss sie die Ovationen im „Ba¬ 
bylon“ am Rosa-Luxemburg-Platz. Die 
gab es sowohl beim Hineingeleiten in 
den dreistündigen Abend des 10. Juni, 
der alsbald auf ihre filmische Wieder¬ 
begegnung mit Ernst Busch zusteuer¬ 
te (in Bill-Bjelozerkowskis „Sturm“, 
Deutsches Theater 1957), als auch zum 
musikalischen Finale. Bei Brecht/Eis¬ 
lers „Friedenslied“, der traditionellen 
Krönung so vieler legendärer Bühnen¬ 
auftritte ihrer Weltkarriere, stand sie 
mit musikalischen Gratulanten leibhaf¬ 
tig unter ihrem vorsingenden, ewig er¬ 
innerbaren Leinwand-Konterfei. Leise 
einstimmend transportierte sie die not¬ 
wendige Botschaft noch einmal: „Frie¬ 
de auf unserer Erde, Friede in unserem 
Land.“ 500 Gäste standen dazu, im wah¬ 
ren Wortsinn. Mehr hatten nicht einge¬ 
lassen werden können. Spätentschlos¬ 
sene mussten umkehren. 

Die künstlerische Lebensleistung 
der Jubilarin angemessen zu würdi¬ 
gen, sah die initiierende Ernst Busch- 
Gesellschaft e.V. ihre ursprünglichen 
Erwartungen übertroffen. Carola 
Schramm, die Vorsitzende, lobte dafür 
nicht nur den Kinoleiter Jens Mikat, 
sondern auch die fruchtbare Vorberei¬ 
tungsphase gemeinsam mit der Inter¬ 
nationalen Hanns Eisler Gesellschaft 
(IHEG) e.V. Für die Gestaltung und 
Moderation des Abends erwies sich 
der Brecht-Weill-Eisler-Dessau-Ken- 
ner Jürgen Schebera als Glücksfall. 
Charmant einführend und die May 
befragend steuerte er die dramaturgi¬ 
schen Spannungsbögen an, die sich aus 
der zielsicheren Auswahl von seltenen, 
aussagekräftigen Filmarchivdokumen¬ 
ten ergaben. Da kamen Hanns Eisler 
am Klavier und die junge, von ihm ge¬ 
förderte Sängerschauspielerin Gise¬ 
la bei der „Oktoberrevue“ am 3. No¬ 
vember 1957 zum Zug. In der Werner- 
Seelenbinder-Halle kreierten sie vor 
Tausenden das über Nacht entstan¬ 
dene „Sputnik“-Lied. Mit spontanem 
Beifall wurde noch hier im „Babylon“ 
die Textsequenz des Dichters KuBa be¬ 
dacht: „Ohne Kapitalisten geht es bes¬ 
ser!“ Über den Abend verteilt folgten 
u.a. Ausschnitte aus einer New Yorker 
Fernsehaufzeichnung von 1972 mit Gi- 


Das Feuilleton erstickt in rühmenden 
Nachrufen. Von Taz bis Bild , von Döpf¬ 
ner über Diekmann, Gauck bis Jauch 
preisen die Promi-Schreiber der Nation 
ein journalistisches Jahrhunderttalent - 
so will es scheinen. Und natürlich zual¬ 
lererst einmal sich selbst. 

Frank Schirrmacher ist tot. De 
mortuis nihil nisi bene (über die Toten 
nichts, es sei denn Gutes), dafür langt 
es gerade noch im deutschen Feuille¬ 
ton, zumindest wenn es sich um einen 
FAZ-Herausgeber handelt: „Bürger 
des Abendlandes“, „der Überwältiger“ 
der Klügste unserer Generation“ ... 

In der Sache waren diejenigen, die 
nun vor lauter Ergriffenheit die Tinte 
kaum halten können von dem „spät¬ 
geborenen Genie“ (Aust) zuweilen 
weit weniger angetan. Schirrmacher 
verkörperte, zumindest in den letzten 
Jahren, das, was man die Rudimente 
eines aufgeklärten, aber umso über¬ 
lebteren Bildungsbürgertums nennen 
könnte. Die FAZ schaffte durch ihn den 
Spagat zwischen einem kulturalistisch 
basierten, Finanzcasino-skeptischen 
Kosmopolitismus des Feuilletons ei¬ 
nerseits und dem zynisch-neoliberalen 
Sozialdarwinismus des Wirtschaftsres¬ 
sorts andererseits. Zwischen dem den 
Menschenrechten verpflichteten Rous- 
seauschen Citoyen und seinem Alter 
Ego, dem den Maximalprofit anbeten¬ 
den Bourgeois. Wer in diesem Kampf 
zwischen Dr. Jekyll und Mr. Hyde den 


sela May und Charlie Weber, von 1973 
in Frankfurt/Main der Barbara-Song 
und das „Lied vom Kelch“ mit der an¬ 
gekündigten Diseuse aus der „Deut¬ 


schen Demokratischen Republik“ (bei 
Suhrkamps Brecht-Gala zu dessen 75. 
Geburtstag), und nicht zuletzt das Auf¬ 
trittslied der Courage und der Mono¬ 
log der freilich unbelehrbaren Mutter, 
die nacheinander ihre Kinder verliert: 
„Der Krieg soll verflucht sein!“, 1973 
ebenfalls in den USA aufgenommen. 

Da lag es nahe, dass Prof. Klaus Völ¬ 
ker, der IHEG-Vorsitzende, die seit lan¬ 
gem im Präsidium seiner Gesellschaft 
vertretene Gisela May an eine interna¬ 
tionale Glanzleistung von 1976 erinner¬ 
te: In Paris war der DDR-Einspielung 
von Brecht/Weills „Die sieben Todsün¬ 
den der Kleinbürger“ mit ihr und ande¬ 
ren Solisten unter dem Leipziger Diri¬ 
genten Herbert Kegel der „Grand Prix 
du disque“ zugesprochen worden. Und 
Völker, in Frankfurt gebürtiger Betreu¬ 
er der damaligen Brecht-Ausgabe bei 
Suhrkamp, führte seinerzeit auch sach- 


Sieg davongetragen hat, ist keine Fra¬ 
ge. Auch in der FAZ. Aber das FAZ- 
Feuilleton fungierte unter Schirrma¬ 
cher auch nicht zuletzt als psychohygi- 
enisches Entlastungsventil angesichts 
der Zynismuspropaganda der eigenen 
Wirtschaftsabteilung. Es verbreitete 
den naiven Charme, rationale Einsicht 
in die verstörenden Zusammenhän¬ 
ge könnte dazu beitragen, die großen 
Entscheider zu einem zweckmäßigeren 
Handeln zu bewegen. Ja, es reinkar- 
nierte so etwas wie einen schwachen 
Widerschein des längst verschütteten 
Glaubens an den Sieg der Vernunft. 

So war das nicht immer. 2004, die 
rosa-olivgrüne Koalition hatte gerade 
eine der größten Enteignungen der 
bundesrepublikanischen Geschichte 
auf den Weg gebracht, die Riestersche 
Rentenreform, die bis 2030 unter an¬ 
derem eine Absenkung der Renten¬ 
kaufkraft um 20 Prozent zur Folge 
haben wird. Genau da veröffentlich¬ 
te Schirrmacher sein Buch „Das Me¬ 
thusalem-Komplott“. Das Buch gilt als 
eines der propagandistischen Sturm¬ 
geschütze der die Rentendemontage 
flankierenden Demographiedebat¬ 
te. Diese Kompilation der bekannten 
demographischen Gruselgeschichten, 
Wilhelm Schallmayers „Nationalbiolo¬ 
gie“ (1905) oder Friedrich Burgdörfers 
„Volk ohne Jugend“ (1932) standen 
Pate, wurde von „Bild“ wie „Spiegel“ 
breit propagiert, in den elektronischen 


kundig in diese Berliner Eterna-Pro- 
duktion ein. Aus Paris überbrachte er 
jetzt Geburtstagsgrüße des Autors Da¬ 
niel Pozner; er ist mit Steffi Eisler ver¬ 


wandt und steht der IHEG nahe. Die 
Dessauer Kurt-Weill-Gesellschaft e.V. 
erhob Gisela May (wenn auch viel zu 
förmlich) zum Ehrenmitglied. Kulina¬ 
risch gaben Stefanie Wüst und ihr Kla¬ 
vierbegleiter Andreas Altenhof zwei der 
bekannten „September-Songs“ dazu. 

Diether Dehrn erinnerte sich vor 
Gisela May an seine Brecht-begeis¬ 
terten Besuche im Berliner Ensem¬ 
ble schon mit 15 Jahren. Er hatte „Lob 
des Lernens“ und „An die Nachgebo¬ 
renen“ ausgewählt, feste Bestandteile 
seines Repertoires. Auch diesmal wirk¬ 
te sein Pianist Michael Leetz im letzten 
Teil des zyklischen Bekenntniswerks 
von Brecht/Eisler chorisch verstärkend. 

Die Potsdam-Babelsberger Film¬ 
hochschule „Konrad Wolf“ ehrte die 
May nicht nur mit einer kleinen Profes¬ 
soren-Abordnung, sondern vor allem 
in der Person der Brecht-Interpretin 


Medien gefeatured und für die „meis¬ 
terhafte Vermarktungsstrategie des 
Themas und der eigenen Person“, aus¬ 
gezeichnet. Immerhin durfte Schirrma¬ 
cher sein Gesammeltes auch bei der 
Münchener Allianz vorstellen. Thema 
der Veranstaltung: „Investmentchance 
Demographie.“ 

In der Krise 2007 ff. erkannte 
Schirrmeister ganz offensichtlich, dass 
man die Verteidigungslinie um einiges 
zurücknehmen musste, um die aus der 
gecrashten Zockerfront zurückströ¬ 
menden desillusionierten Glücksritter 
und ihre frustrierten Opfer auffangen 
zu können. Immerhin stellte die Bun¬ 
desregierung 2008 allein für den Ban¬ 
kenrettungsfonds SoFFin 480 Milliar¬ 
den Euro zur Verfügung. Da schien 
etwas Demut und Kapitalismuskritik 
für die Tribüne durchaus angebracht. 
Schirrmacher beherrschte diese Ro¬ 
chade meisterlich. Selbst die „Neostali¬ 
nistin“ Sahra Wagenknecht (Bednarz), 
durfte sich im Frankfurter Zentralor¬ 
gan positiv zu Ludwig Erhard, Wilhelm 
Röpke und Walter Eucken äußern. 

2011, die Krise war zwar mehr¬ 
fach für beendet erklärt worden, war 
es aber keineswegs. Schirrmacher 
schrieb: „Ich beginne zu glauben, dass 
die Linke recht hat.“ Der Text enthielt 
eine ziemlich verklausulierte Kritik an 
der gegenwärtigen bürgerlichen Politik 
(keineswegs am Kapitalismus als Sys¬ 
tem). Immerhin profitierten die geret- 


Gina Pietsch, die 1973/74 Gisela Mays 
Unterrichtskurs an der Berliner Mu¬ 
sikhochschule „Hanns Eisler“ absol¬ 
vierte. Mit Uwe Streibel am Klavier 
bot sie vorzugswei¬ 
se die Brecht-Bal¬ 
lade vom Wasser¬ 
rad und „Kennst 
du das Land, wo die 
Kanonen blühn?“ 
Als Kostprobe ihres 
vorbereiteten Erich- 
Kästner-Programms 
widmete sie dieses 
Lied von Günter 
Hauk dem „neuen 
Merkel-Freund und 
Herrn der Droh¬ 
nen Obama“. Ein 
weiterer musikali¬ 
scher Autorenabend 
Gina Pietschs, nach 
Texten von Volker 
Braun, „schmeck¬ 
te“ in dialektischer 
Entgegensetzung 
auf Brechts wohl 
bekanntestes Lie¬ 
beslied vor, näm¬ 
lich in „Leise Erin¬ 
nerung - Marie A.“ 
zur gleichen volks¬ 
liedhaften Melodie. 
Das war mit Witz 
und interpretatori- 
schem Tiefgang ge¬ 
würzt. 

Erfrischende Ak¬ 
zente setzten fünf 
in Potsdam Studierende, die heute von 
Gina Pietsch in den Fächern Gesang 
und Liedinterpretation unterrichtet 
werden. Theatralisch herausgehoben 
und damit sehr direkt bis in die letz¬ 
ten Reihen hinein erreichte Richard 
Lingscheidt das Publikum mit Jacques 
Breis antimilitaristischer Mahnung 
„Du bist dran!“. Auch ausgelassenes 
Parodievergnügen wurde gestisch un¬ 
terstützt, bei Brecht („Ballade vom 
Knopfwurf“, „Seeräuberballade“) wie 
bei Georg Kreisler („Meine Freiheit, 
deine Freiheit“, „Telefonbuchpolka“). 
Eine lebendige Stafette entlang von 
weitergegebenem Wissen, fortwähren¬ 
dem Ringen um eindringliche Inter¬ 
pretation. Salut Gisela May zum 90., 
einem streng genauen Arbeitsstil sahst 
Du Dich schon verpflichtet, als Du Ele¬ 
vin bei Lucie Höflich warst! 

Hilmar Franz 


teten Zocker mittlerweile wieder bes¬ 
tens, während, nicht nur in Südeuropa, 
Millionen ins Elend stürzten. Merkels 
marktkonforme Demokratie vor Au¬ 
gen forderte Schirrmacher so etwas 
wie die Wiederherstellung des Primats 
des Politischen. 

2013 ging Schirrmacher mit sei¬ 
nem Buch „Ego“ noch einen Schritt 
weiter. Das Buch ist eine Abrechnung 
mit dem radikalen, computergestütz¬ 
ten Egoismus der Finanzindustrie. 
Dieser radikale Egoismus ohne jede 
Moral sei immer mehr zur Logik der 
Zivilgesellschaft geworden. Hier spä¬ 
testens hatte für viele, die nun die 
Spalten mit Lobgesängen füllen, der 
Spaß längst aufgehört. Ursache aber 
ist auch hier nicht die Profitlogik des 
Kapitalismus, sondern die Ausnah¬ 
mesituation des Kalten Krieges, die 
Bunkerlogik, das „Ich oder er“, das 
dieses Monster hat entstehen lassen. 
Ohne Kommunismus, so die implizite 
Botschaft, entstünde aus dem kleinen 
Egoismus der Vielen hinterrücks im¬ 
mer noch das Bonum Commune, das 
größtmögliche Glück der größtmög¬ 
lichen Zahl. Die Arbeiterbewegung 
war keine Bezugsgröße. 

Bei allem was uns trennte, es ist 
ganz sicher kein Gewinn, wenn nun die 
Propagandisten des radikalen Egois¬ 
mus aus der Wirtschafts abteilung noch 
monopolistischer das Feld beherrschen. 

Klaus Wagener 



Künstlerinnen 
gegen Krieg 

Arbeiten zu einem 
brandaktuellen Thema in 
der Eishalle 

Ein knappes Dutzend Teilnehmerin¬ 
nen des Kunstmarktes beteiligen sich 
an dieser Sonderschau, die wir aus 
Anlass „100 Jahre Erster Weltkrieg“ 
zeigen. Auf zwei Akzente ist beson¬ 
ders hinzuweisen: 

Hans Wallner wird die Sammlung 
„Kunst gegen Krieg, für Frieden, Völ¬ 
kerverständigung, soziale Gerechtig¬ 
keit“ vorstellen. Ursprung der Samm¬ 
lung war der Protest einer Reihe von 
Künstlern gegen den Beschluss des 
Bundestages im März 1958, die Bun¬ 
deswehr atomar aufzurüsten. 

Angesichts einer breiten Protest¬ 
bewegung im Land initiiert der Ma¬ 
ler und Grafiker Carlo Schellemann 
eine „Wanderausstellung gegen den 
Atomkrieg“. Zahlreiche Künstler, 
unter ihnen Otto Pankok, Lea Grun¬ 
dig, Karl Hubbuch, Frans Masereel, 
Albert Heinzinger, beteiligen sich, 
schaffen teils eigens Blätter für die 
Ausstellung. Sie kann jedoch erst im 
Herbst 1958 in München erstmals 
gezeigt werden, da die SPD von der 
Unterstützung der außerparlamen¬ 
tarischen Opposition in dieser Frage 
abrückt. 

Danach geht die Ausstellung fünf 
Jahre lang auf eine Reise durch die 
BRD und Nachbarländer. 

Eine Auswahl der Sammlung, in¬ 
zwischen durch weitere Werke er¬ 
gänzt, wurde ab August 2002 an ver¬ 
schiedenen Orten der Bundesrepu¬ 
blik erneut gezeigt. Nun gibt es auf 
dem Pressefest die gute Gelegenheit, 
diese Sammlung - inklusive einiger 
Originale - genauer kennen zu ler¬ 
nen. 

Zum anderen stellen wir ein hal¬ 
bes Dutzend Tuschezeichnungen 
(zwei kolorierte) einer bemerkens¬ 
werten Künstlerin vor. 17-jährig be¬ 
ginnt Anne Külzer in Köln im Jah¬ 
re 1938 eine Serie antifaschistischer 
Zeichnungen; die Arbeiten haben ei¬ 
nen ganz eigenen Stil, in den man sich 
hineinfühlen muss. Nach dem Krieg 
wurde diese Serie unter dem Titel 
„Surrealistisches Tagebuch“ gezeigt. 
Die Titel der Arbeiten, etwa „Die 
Gasmaske spioniert“ (1938) oder 
„Ruinen sind noch lange nicht antik“ 
(1944), wirken jedoch äußerst real. 

Also: die Sonderschau und der 
Kunstmarkt insgesamt sind einen 
Besuch wert. 

Peter Wilke 



Anne Külzer:„Man hat das Gespräch 
auf das Land verlegt“ 


Tod eines Nach-Denkenden 

Frank Schirrmacher war ein Kritiker des moralfreien Egoismus 



„Das ist meine Kanone!“ Szene mit Gisela May als Witwe Ca bet aus Brechts „Tage der Commune“ 
am Berliner Ensemble. 
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Aus Betrieben und Gewerkschaften 


unsere zeit m 


Widerstand gegen Pflegenotstand 

ln der Berliner Charite wurde ein Kompromiss erkämpft 


Alois Engel 
ausgezeichnet 

Bremer Kommunist 8o 
Jahre Mitglied der IG Metall 

Der Genosse Alois Engel aus Bre¬ 
men-Nord ist für seine 80 jährige 
Mitgliedschaft in der IG Metall ge¬ 
ehrt worden. Im Pflegeheim Lesmona 
wurde dem 95-jährigen Kommunis¬ 
ten von dem linken Sozialdemokra¬ 
ten Detlef Dahlke, der in Bremen den 
Verband der Kriegsdienstverweige¬ 
rer mitgründete, die Ehrenurkunde 
und eine besondere Uhr mit Gravur 
überreicht. Neben seinen Töchtern 
Elisabeth und Gisela Engel nahmen 
Freundinnen, Freunde und Genossen 
teil, die vor 13 Jahren mit Alois zu¬ 
sammen die Initiative Nordbremer 
Bürger gegen den Krieg gründeten 
und Zeitzeugengespräche im Gus- 
tav-Heinemann-Bürgerhaus und in 
Schulen durchführen. Der Altjourna¬ 
list des Weser Kurier Bremen, Klaus 
Grunewald schrieb, dass die Teilneh¬ 
merinnen der Feierstunde alle links 
denken und argumentieren würden, 
egal ob sie nun Mitglieder der SPD 
oder der DKP sind. 

Alois Engel trat 1934 im Saar¬ 
gebiet dem Deutschen Metallarbei¬ 
terverband bei. Zu dieser Zeit war 
es noch möglich; bereits 1935 wur¬ 
de der Deutsche Metallarbeiterver¬ 
band von den Faschisten verboten. 
Alois und besonders sein 18 Jah¬ 
re älterer Bruder Niklas widersetz¬ 
ten sich dem Verbot. Niklas, aktives 
Mitglied der KPD, wurde 1937 von 
den Faschisten im Untersuchungsge¬ 
fängnis Duisburg-Hamborn erschla¬ 
gen. Alois Engel aber musste Kriegs¬ 
dienst leisten, wurde in Fallingbostel 
zum Fallschirmspringer ausgebildet. 
1945 geriet er in Süditalien in engli¬ 
sche Kriegsgefangenschaft und durf¬ 
te dann anschließend zurück nach 
Merzig-Brotdorf. 

Alois Engel organisierte sich 
nach der Befreiung von Faschismus 
und Krieg in der Kommunistischen 
Partei Deutschlands, die schon 1956 
wieder verboten wurde. Er erlebte 
Hausdurchsuchungen, arbeitete ille¬ 
gal und war 12 Jahre später bei der 
Neukonstituierung der Deutschen 
Kommunistischen Partei aktiv dabei. 
Alois arbeitete beim Keramikwaren¬ 
hersteller Villeroy & Boch, wurde in 
den Betriebsrat gewählt und war IG 
Metall-Delegierter. Für unsere DKP, 
die bei den Kommunalwahlen 9,5 
Prozent der Stimmen errang, wurde 
er in den Gemeinderat gewählt. Alo¬ 
is lernte Ende der sechziger Jahre 
den 2013 verstorbenen SPD-Linken 
Ottmar Schreiner kennen. Schreiner 
wurde auch in Merzig-Brotdorf gebo¬ 
ren, beide kämpften für den Frieden 
und soziale Gerechtigkeit, nahmen 
an Demonstrationen teil. 

1992 ist Alois dann mit Ehefrau 
und den beiden Töchtern nach Bre¬ 
men gezogen. Er leistete viel bei den 



Zeitzeugengesprächen in den Schu¬ 
len, kam bei den Schülern mit seinen 
Diskussionsbeiträgen immer gut an. 
Wegen seines schlechten Augenlich¬ 
tes sprach er immer frei am offenen 
Mikrofon auf den Friedenskundge¬ 
bungen in Bremen-Nord. Mitglieder 
der Friedensinitiative, die unserer 
Partei nicht angehören, bezeichne- 
ten Alois als Marxisten-Leninisten, 
der sich besonders der Internationa¬ 
len Solidarität und der Völkerfreund¬ 
schaft verpflichtet fühlt. Über dieses 
Lob freut sich Alois immer besonders. 
Gerd-Rolf Rosenberger, DKP Bremen-Nord 


W ir haben etwas geschafft, was 
uns vor einiger Zeit noch kei¬ 
ner zugetraut hätte. Wir haben 
den Vorstand des größten Universitäts¬ 
klinikums dazu gebracht, zuzugeben, 
dass eine ausreichende Personalbemes¬ 
sung insgesamt notwendig ist und eine 
kurzfristig spürbare Entlastung ins¬ 
besondere des Pflege- und Funktions¬ 
dienstes, unverzichtbar ist.“ So die Aus¬ 
sage von Carsten Becker, Sprecher der 
ver.di-Betriebsgruppe und Mitglied der 
gewerkschaftlichen Verhandlungskom¬ 
mission am Berliner Uniklinikum Chari¬ 
te, zur jetzt erzielten Tarifeinigung. Kann 
diese Aussage unterstützt werden? 

Der ver.di- Charite-Betriebsgruppe 
ist es in den letzten Monaten gelungen, 
das Thema Pflegenotstand in Kranken¬ 
häusern über die Grenzen Berlins hi¬ 
naus ins öffentliche Bewusstsein zu 
bringen. Zu Beginn standen sie ziem¬ 
lich allein mit ihrer Forderung eines 
Tarifvertrags für Mindestpersonalbe¬ 
messung. Selbst in der eigenen Ge¬ 
werkschaft bedurfte es zunächst Über¬ 
zeugungsarbeit. 

Mit Unterstützung des ver.di- 
Landesverbands wurde das „Berliner 


Am siebten Tag in Folge streikten am 
Dienstag (17. Juni) beträchtliche Tei¬ 
le der Belegschaft der französischen 
Eisenbahn gegen eine von der Regie¬ 
rung geplante „Bahnreform“, die am 
gleichen Tag im Parlament beraten 
wurde. 

Der von den deutschen Medien 
fast völlig verschwiegene Streik hat¬ 
te in weiten Teilen des Landes ausfal¬ 
lende Züge im Fern- und Nahverkehr, 
geschlossene Schalter und nicht arbei¬ 
tende Reparaturwerkstätten zur Folge. 
Von den innerfranzösischen Hochge¬ 
schwindigkeitszügen (TGV) und den 
Schnellzügen zwischen den Städten so¬ 
wie im regionalen Nahverkehr, beson¬ 
ders im Großraum Paris, fuhren eine 
Woche lang im Schnitt praktisch nur 
noch die Hälfte der fahrplanmäßigen 
Züge, manchmal auch nur jeder drit¬ 
te oder vierte. Die Folge waren super¬ 
lange Staus auf den Straßen und total 
verstopfte Innenstädte. Auch der Aus¬ 
landsverkehr nach Spanien war betrof¬ 
fen, nicht allerdings der Verkehr nach 
Deutschland. 

Vier vorwiegend linke Gewerk¬ 
schaften hatten zu dem Streik ab dem 
10. Juni abends aufgerufen: die CGT, 
die „autonome“ SUD-Rail, Force Ou- 
vriere (FO) und „FIRST“ (Unabhän¬ 
gige Eisenbahner-Vereinigung und 
Transportgewerkschaft). Die Fortset¬ 
zung für die nächsten 24 Stunden war 
jeweils täglich neu in Vollversammlun- 


Bündnis für mehr Personal im Kran¬ 
kenhaus“ initiiert. In kürzester Zeit 
gelang es mit einer informativen, auf¬ 
klärenden Öffentlichkeitsarbeit, mit 
Phantasie vollen Aktionen, Unterschrif¬ 
tensammlungen, die Zustimmung nicht 
nur der eigenen Belegschaft zu gewin¬ 
nen. Die vielen Solidaritätserklärun¬ 
gen von Kolleginnen und Kollegen 
anderer Kliniken, von Teilen der Ärz¬ 
teschaft und aus anderen gesellschaft¬ 
lichen Kreisen, z.B. der Sozialverbände, 
zeigen deutlich, dass begriffen wurde, 
es geht hier um mehr als nur um einen 
Tarifstreit zwischen dem Charite Pfle¬ 
gepersonal und der Geschäftsleitung. 

Der Pflegenotstand, die katastro¬ 
phalen Arbeits- und Pflegebedingun¬ 
gen in deutschen Krankenhäusern sind 
in der Öffentlichkeit kein Tabuthema 
mehr. Die Auswirkungen bekommen 
nicht nur die Beschäftigten zu spüren, 
sondern auch Patientinnen und deren 
Angehörige. 

Am Beispiel der Berliner Charite 
werden die Folgen einer auf gewinnori¬ 
entierten Gesundheitsversorgung deut¬ 
lich. Mit Einführung der Fallpauschalen 
(DRG) sind Krankenhäuser wie ande¬ 


gen der beteiligten Betriebsteile be¬ 
schlossen worden. 

Dass dies eine Woche lang durch¬ 
gehalten werden konnte, obwohl die 
französischen Gewerkschaften keine 
Streikgelder zahlen, zeigt die Kampf¬ 
entschlossenheit der Beteiligten. 
Allerdings hatten zwei andere Ge¬ 
werkschaftsbünde, die sozialpartner¬ 
schaftlich orientierte CFDT und die 
„autonome“ UNSA, sich gegen den 
Streik ausgesprochen und schließlich 
sogar zu seiner Beendigung aufgeru¬ 
fen. Die sozialdemokratische Regie¬ 
rung Valls hatten infolge dieser Spal¬ 
tung der Gewerkschaften zunächst auf 
ein rasches „Versickern“ des Streiks 
gesetzt, musste aber bald feststellen, 
dass dies eine Fehlspekulation war. 
Obwohl sich nur etwa 20 Prozent der 
gesamten Beschäftigten der SNCF be¬ 
teiligten, kam es zu spürbaren Störun¬ 
gen des Betriebsablaufs und erhebli¬ 
chen Einnahmeausfällen für die Firma, 
weil der Streik vor allem von für den 
Fährbetrieb besonders wichtigen Be¬ 
schäftigtengruppen wie Lokführern 
und Zugbegleitern sowie Wartungs¬ 
und Reparaturpersonal getragen wur¬ 
de. 

Der Streik war deutlich politischer 
Natur. Es ging vordergründig nicht 
um Arbeitsplätze, Löhne und Arbeits¬ 
bedingungen - obwohl die geplante 
Bahnreform nach Ansicht der Gewerk¬ 
schaften sicherlich auch deren künftige 


re Wirtschaftsbetriebe ökonomischen - 
sprich gewinnorientierten - Prinzipien 
unterworfen. Sie müssen möglichst vie¬ 
le Fälle mit möglichst wenig Personal in 
möglichst kurzer Zeit „abfertigen“. 

Das hat zu einem kontinuierlichen 
Personalabbau bei gleichzeitigem An¬ 
stieg der zu versorgenden Patienten 
geführt. Anstieg von Überstunden, 
Kompensierung durch Leih- bzw. Zeit¬ 
arbeitskräfte, Pflegende, die selbst zu 
Patienten werden oder sich in Teilzeit¬ 
arbeitsplätze flüchten, was die Armut 
im Alter programmiert und und und ... 
Die Liste der Folgen und Auswirkun¬ 
gen kann noch endlos weiter geführt 
werden. Aktuell fehlen bei der Charite 
300 Pflegstellen. 

Die jetzt erzielte Tarifeinigung ist 
ein Kompromiss mit einer Laufzeit 
(Testzeit) bis Ende 2014. In diesem 
Zeitraum hat sich die Charite-Leitung 
verpflichtet 80 zusätzliche Pflegekräf¬ 
te einzustellen. Das bedeutet, weiterer 
Personalabbau ist damit erst einmal 
gestoppt. Weiterhin wird eine paritä¬ 
tisch besetzte Gesundheitskommission 
eingesetzt, die mit Ende der Friedens¬ 
pflicht (31. Dezember 2014) evaluieren 


Verschlechterung zur Folge hätte. Aber 
konkret ging es jetzt um die künftige 
Gesamtstruktur des französischen Ei¬ 
senbahnsystems. 

1997 war das bis dahin in Frankreich 
allein zuständige Staatsunternehmen 
SNCF in Befolgung einer entsprechen¬ 
den EU-Direktive zur „Liberalisie¬ 
rung“ des Bahnwesens im Namen der 
„Beseitigung von Staatsmonopolen“ 
und „Öffnung“ für die „freie Konkur¬ 
renz“ in zwei Teile zerlegt worden. Das 
Schienennetz mit entsprechender Inf¬ 
rastruktur wurde in einem eigenständi¬ 
gen Unternehmen RFF zusammenge¬ 
fasst, während die SNCF nur noch für 
den Fährbetrieb zuständig blieb. 

Da die hohe Verschuldung der Un¬ 
ternehmen damit jedoch nicht abge¬ 
baut werden konnte, will die Regierung 
jetzt eine neu „Bahnreform“ durch¬ 
führen, ohne jedoch die neoliberale 
Grundausrichtung in Frage zu stellen. 
Es soll zwar eine „Holding“ namens 
SNCF als „Muttergesellschaft“ gebil¬ 
det werden, in der aber weiterhin zwei 
ziemlich eigenständige Unternehmen 
SNCF-Rail (Schienennetz und Infra¬ 
struktur) und SNCF-Mobilites (Fähr¬ 
betrieb) bestehen bleiben. 

Nach Ansicht der am Streik betei¬ 
ligten Gewerkschaften wird damit nur 
eine Spaltung der Eisenbahn in künf¬ 
tig drei statt bisher zwei Unternehmen 
praktiziert, die weiterhin den EU-Vor¬ 
gaben für die „Liberalisierung“ und 


soll, ob dieser Stellenaufbau zu einer 
wirksamen Entlastung der Beschäftig¬ 
ten geführt hat. 

Zur Erinnerung: In die Tarifausein¬ 
andersetzung ist die Gewerkschaftssei¬ 
te mit den Forderungen gegangen 

★ eine tarifliche Regelung für eine 
Mindestpersonalbesetzung in allen Be¬ 
reichen des Krankenhauses mit einer 
Quote von 1:2 auf den Intensiv- und 1:5 
auf den anderen Stationen 

★ kein/e Kollegin muss einen Nacht¬ 
dienst allein verrichten. 

Dies sollte ein Signal sein, hier den 
Boden für gesetzliche Personalmes¬ 
sung zu bereiten. Die Kolleginnen und 
Kollegen der Charite haben damit Vor¬ 
bildfunktion übernommen. 

Nun wird ein „Tarifvertrag Kurz“ 
abgeschlossen, u.a. mit den oben be¬ 
schriebenen Inhalten. Das Wörtchen 
„Kurz“, kann auch für „zu kurz“ gefasst 
stehen, angesichts der Diskrepanz der 
zu Beginn aufgestellten richtigen, not¬ 
wendigen Forderungen und dem jetzt 
Erreichten. Eine gesetzlich geregelte 
Personalbemessung ist nur mit gleich¬ 
zeitiger Abschaffung der Fallpauscha¬ 
len (DRG) zu erreichen. Karin Mack 


künftige Privatisierung des Eisenbahn¬ 
verkehrs unterworfen bleibt. Deren 
nächste Stufe, nämlich die Zulassung 
privater Züge auf einzelnen Strecken, 
ist für 2017 vorgesehen. 

Die Gewerkschaften fordern statt- 
dessen eine „echte Wiedervereinigung“ 
des gesamten Eisenbahnwesens in ei¬ 
nem einzigen öffentlichen Unterneh¬ 
men als „wirtschaftliche, soziale und 
technische Einheit“, auch mit einheit¬ 
lichen, von den Gewerkschaften maß¬ 
geblich bestimmten tarifvertraglichen 
Regelungen. Es gehe um die Erhal¬ 
tung des Schienenverkehrs als echter 
„öffentlicher Dienst“ im Interesse der 
Allgemeinheit, der nicht ausschließlich 
kommerziellen Rentabilitätskriterien 
und Gewinninteressen unterworfen 
sein könne, hieß es in entsprechenden 
Verlautbarungen. Außerdem verlan¬ 
gen die Gewerkschaften die „Auslage¬ 
rung“ des derzeitigen Schuldenbergs 
der Bahn (44 Milliarden Euro) in eine 
vom Staat zu übernehmende Sonder¬ 
struktur („bad bank“), damit die not¬ 
wendige Erneuerung und Modernisie¬ 
rung der Bahn künftig nicht mehr von 
den angehäuften Altlasten behindert 
wird. Schließlich gehört zu den Forde¬ 
rungen eine „Rehumanisierung“ der 
Bahnhöfe und Züge, was bedeute, dass 
künftig wieder mehr Bahnbeschäftigte 
auf den Bahnhöfen und in den Zügen 
präsent sein sollen. 

Pierre Poulain 



Verteidigung der Bahn gegen Privatisierung 

Frankreichs Eisenbahner im Streik gegen „Bahnreform“ 
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Volles Programm in der Casa Cuba 

Die Casa Cuba lockt auch auf dem diesjährigen UZ-Pressefest 
mit einem vielfältigen Veranstaltungsangebot. 


Am Freitagnachmittag macht um 16.00 
Uhr der Liedermacher Frank Viehweg, 
der sich mit der deutschsprachigen Ver¬ 
tonung kubanischer Songs einen Na¬ 
men gemacht hat, den Anfang. Im An¬ 
schluss, um 17.00 Uhr, eröffnet Anette 
Chao Garcfa, die Leiterin der Außen¬ 
stelle Bonn der Botschaft der Republik 
Kuba, an gleicher Stelle die Ausstellung 
„Yo me muero como vivf“. Tony Guer- 
rero, einer der Cuban Five, reflektiert 
in ihnen Momente der politischen 
Haft. Dies geschieht in Anwesenheit 
von Juan Valdes Figueroa, Mitarbeiter 
der Abteilung für Internationale Bezie¬ 
hungen des Zentralkomitees der Kom¬ 
munistischen Partei Kubas. 

Um 18.00 Uhr werden „40 Jah¬ 
re Solidarität mit Kuba in deutschen 
Landen“ in einer Veranstaltung Re¬ 
vue passieren. Dazu berichtet Heinz 
Langer, ehemaliger Botschafter der 
DDR in Kuba, von der praktizierten 
Solidarität des sozialistischen deut¬ 
schen Staates. Der Bundesvorsitzende 
der Freundschaftsgesellschaft BRD- 
Kuba, Günter Pohl, blickt auf 40 Jah¬ 
re des Bestehens seiner Organisation 
zurück. Harri Grünberg, Vorsitzender 
des Netzwerk Cuba Informationsbüro, 
spricht über 20 Jahre Solidaritätsarbeit 
des Dachverbandes der Kuba-Solidari¬ 
tät in der BRD. Nicole Drücker, Leite¬ 
rin der AG Kuba beim Parteivorstand 
der DKP stellt die Solidaritätsarbeit 



Ana Guzman („Zucker und Salz“) 


der deutschen Kommunistinnen und 
Kommunisten vor. 

Der Samstag beginnt um 11.00 Uhr 
mit einer Matinee zum 55. Jahrestag der 
Kubanischen Revolution unter dem Ti¬ 
tel „Was die Welt Kuba verdankt“. Auf 
ihr sprechen internationale Gäste des 
Pressefestes über die Rolle, die das so¬ 
zialistische Kuba für ihre Partei, ihre 
Bewegung, ihr Land spielt. 

Um 14.00 Uhr ist die Rolle Kubas 
im Dokumentarfilm, bzw. die mögliche 
Rolle des Dokumentarfilms in der Soli¬ 
darität mit Kuba, das Thema. Es spricht 
die belgische Filmemacherin Anne 
Delstanche, deren Film „Altstadtsa¬ 
nierung in Havanna - eine Utopie auf 
dem Weg“ am gleichen Tag um 16.30 
Uhr im Filmzelt zu sehen ist. Mit ihr 
diskutiert Ana Guzman, eine der vier 
Protagonistinnen des Dokumentar¬ 
films „Zucker und Salz“, der um 21.00 
Uhr ebenfalls im Filmzelt vorgeführt 
wird. Ebenfalls anwesend ist der Regis¬ 
seur Tobias Kriele. 

Um 18 Uhr stellen Heinz W. Ham¬ 
mer, Mitbegründer des Netzwerk Cuba 
Informationsbüro und Frank Schwital- 
la, langjähriger Vorsitzender desselben, 
das Buch über 20 Jahre Netzwerk Cuba 
mit dem Titel „Solidarität - die Zärt¬ 
lichkeit der Völker“ zur Diskussion. 

Am Sonntag um 12.00 Uhr heißt 
das Thema „Die Zukunft der Kubani¬ 
schen Revolution“. Es sprechen der ku¬ 
banische Botschafter Rene Juan Mujf- 
ca Cantelar und der Vertreter der KP 
Kubas, Juan Valdes Figueroa, vormals 
lange Jahre Angehöriger der Kubani¬ 
schen Botschaft in der Sowjetunion 
und der Russischen Föderation. 

Die Internationale Abschlussveran¬ 
staltung des Pressefestes beschließt um 
14 Uhr das politische Programm in der 
Casa Cuba. Danach kann nichts mehr 
kommen? Doch danach gibt es mit 
Quijote aus Chemnitz einen weiteren 
kulturellen Höhepunkt mit Teilen des 
„Canto General“. 

Überhaupt wird es in der Casa 
Cuba neben dem hochkarätigen poli¬ 
tischen Programm ein buntes Kultur¬ 
programm geben. Nach Frank Vieh¬ 
weg werden am Samstag und Sonntag 
Le Blech, Ruam, Bandista, Compania 
Bataclan, Musikandes und Nicky Mar- 
quez y Son a 3 die Bühne betreten. 


„Nur wer sich bewegt..." 

Die Gründer des Weber-Herzog-Musiktheaters treten 
im „Ost-Zelt“ auf 



Christa Weber und Christof Herzog 
kommen aus Berlin zum UZ-Presse¬ 
fest nach Dortmund. Die Gründer des 
Weber-Herzog-Musiktheaters wer¬ 
den im Zelt der ostdeutschen DKP- 
Gliederungen am See unter dem Ti¬ 
tel „Nur wer sich bewegt, spürt sei¬ 
ne Fesseln“ Chansons und Texte von 
Tucholsky, Mühsam, Goethe, Heine, 
Brecht, Hikmet und Weber vortra¬ 
gen. Krieg und Frieden, Rechtsradi¬ 
kalismus und Antifaschismus, unver¬ 
schämter Reichtum und verschämte 
Armut werden die Themen des etwa 
einstündigen Programms sein, das am 
Samstag um 12 Uhr beginnt. 

Weber und Herzog gründeten 
1987 das Weber-Herzog-Musikthe- 
ater. Die Musik schreibt Christof 
Herzog, die Texte sind teilweise von 
Christa Weber, die auch Regie führt, 
mitspielt/singt. Schauspieler und Mu¬ 
siker werden jeweils für die entspre¬ 
chenden Stücke engagiert. Außer 
dem Chansonprogramm spielen sie 
derzeit zusammen mit fünf Schau¬ 


spielern auch das satirische Musik¬ 
theaterstück 

Friederich, der Wüterich - ein 
Stück über die zunehmende Rechts¬ 
entwicklung in unserer Gesellschaft. 
Mit Zitaten aus dem „Struwelpeter“ 
und „Max und Moritz“ werden die 
„Streiche“ einer Nazi-Gruppe erzählt. 
Das Stück nimmt rassistisches Gedan¬ 
kengut in unserer Gesellschaft unter 
die Lupe und die heutigen, geistigen 
Wegbereiter des Friederichs wie z.B. 
Thilo Sarrazin. 

Das Musiktheaterstück „Friede 
den Hütten! Krieg den Palästen!“ rich¬ 
tet sich gegen die Vertreibung der Bür¬ 
ger aus den Innenstädten. Grundlage 
ist „Der Hessische Landbote“ von Ge¬ 
org Büchner. Eine zweite Spielebene 
bedient sich der Mittel des Kabaretts. 
Die Pläne der großen Immobilienhaie 
und die Kumpanei der Politiker bei 
der Gentrifizierung werden am Bei¬ 
spiel der Abrisspläne der Wilhelmstras¬ 
se in Berlin-Mitte szenisch umgesetzt. 

www.christa-weber.de/whmt.html 


Antifa-Konzert der SDAJ 

Freitag ab 18.00 Uhr gehört die Hauptbühne der SDAJ 



Der Freitag abend des 18. UZ-Presse- 
festes beginnt mit einem Antifa-Kon¬ 
zert der SDAJ auf der Hauptbühne. 
Los geht’s mit Compania Bataclan: 
eine siebenköpfige Band aus Bochum, 
Witten, Dortmund und Fröndenberg. 
Musikalischer Abwechslungsreichtum 
verbindet sich mit politischem An¬ 
spruch. Texte aus eigener Feder oder 
von B recht/Weill werden mit unter¬ 
schiedlichen Stilen unterlegt. Heraus 
kommt ein spannender Soundclash; 
ob Balkan-Klezmer, Französische Mu¬ 
sette, Reggae oder Ska - Compania Ba¬ 
taclan tanzt auf vielen musikalischen 
Hochzeiten (www.bo-alternativ.de/ba- 
taclan). 

Weiter geht es mit einem Ska-Reg- 
gae-Rock-Kollektiv aus Istanbul. Hin¬ 
ter dem unvergesslichen Namen Ban¬ 
dista verbirgt sich ein 2006 gegründetes 
acht-köpfiges Kollektiv aus Istanbul, 
deren Musikerlnnen sich gleichwohl 
auch als politische Aktivistinnen ver¬ 
stehen. In ihren Texten plädieren sie für 
eine gerechte Weltwirtschaftsordnung, 
Vielfalt der Kulturen und politische 
Teilhabe sowie einen lebendigen In¬ 
ternationalismus, aber auch gegen Un¬ 
terdrückung, Sexismus, Rassismus und 
Ausbeutung. Reggae, Dub, Ska, Bal¬ 
kan, Roma-, Klezmer- und Afrobeats, 
immer unterlegt mit traditionellen 
anatolischen Klängen. Die Band sieht 
ihre Wurzeln in eben dieser kulturellen 
Vielfalt, betont aber dennoch ihre in¬ 
ternationalistische Haltung. Nicht von 
ungefähr bezeichnen sie Boikot (Esp.), 
Ma Valise (F.),Fermin Muguruza (Eus- 


kadi) oder Compania Bataclan (BRD) 
als ihre Schwesterbands, (www.tayfa- 
bandista.org) 

Zum Abschluss geht es etwas hefti¬ 
ger mit Punk-Ska aus dem Baskenland 
weiter. 

Xabi Arakama, Trikitixa-Spieler 
der nun leider aufgelösten Band Ob- 
rint Pas aus Valencia (die Trikitixa ist 


ein diatonisches Akkordeon) hat eine 
neue Band: Xaiko aus dem Baskenland. 
Ebenfalls mit dabei sind David „Agu- 
ayiko“ von der Punkband Kaotiko und 
diverse andere Musiker von Betagar- 
ri & Kaotiko. Zu erwarten haben wir 
demnach einen ordentlichen Sound ä 
la triki-punk-ska mit Spaß und Enga¬ 
gement. 


„Volle Kraft voraus“ 

Frischgezapftes und mehr an der Kogge der „Nordlichter“ 



„Volle Kraft voraus“ - so könnte 
man den Beitrag der „Nordlichter“ 
(DKP-Bezirke Hamburg und Schles¬ 
wig-Holstein) für das UZ-Pressefest 
betiteln. 

Auch diesmal wird die Hamburger 
Kogge als weithin sichtbares Wahrzei¬ 
chen des UZ-Pressefestes aufgebaut 
und den Pressefestbesuchern in di¬ 
rekter Nachbarschaft zur Hauptbüh¬ 
ne kühle und erfrischende Getränke 
ausschenken. Und damit das Bier oder 
die Selter noch besser munden, werden 
auch diesmal an einem separaten Ver¬ 
kaufsstand Fischbrötchen angeboten, 
die für jeden Gast bei der Bestellung 
frisch zubereitet werden. Und auch auf 
„heißen Wachmacher“ muss niemand 
verzichten: Frisch gebrühten Kaffee 
gibt es gleich nebenan bei den Nieder¬ 
sachsen am Stand der Nicaragua-Soli¬ 
darität. 

Für den Sonntag haben die „Nord¬ 
lichter“ etwas ganz Besonderes geplant. 
Dann werden in der Zeit von 11.00 bis 
17.00 Uhr mehrere Musiker/Musik¬ 
gruppen an der Kogge auftreten und 
mit ihrer Live-Musik sicherlich vie¬ 


le Zuhörerinnen und Zuhörer finden 
und erfreuen. Bislang zugesagt haben 
Klaus der Geiger, einige Musiker der 
Oma Körner Band, Werner Lutz sowie 
Schenzer & Wilke. 


Die „Nordlichter“ freuen sich schon 
sehr auf das UZ-Pressefest und auf das 
Wiedersehen mit all unseren Genossin¬ 
nen und Kampfgefährtinnen! 

Dirk Wilke, Hamburg 
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UZ-Dokumentation 


Imperialistischer Krieg oder 
Zusammenstoß von Schlafwandlern? 

Daniel Bratanovie 

Die Spaltung der 

internationalen Arbeiterbewegung 

Ha ns-Peter Brenner, DKP 

Beginn und Ende von Kriegen 

Aloyse Bisdorff, KPL 

Der Kampf um die 
Neuaufteilung der Welt 

Uli Brockmeyer, KPL 

Das kapitalistische System 
kann ohne den Krieg nicht leben 

Willi Hoffmeister, DKP 



Gegen die 

imperialistischen 

Kriege 


Vier ■ Parteien ■ Konfiniu in Aachen 
zur Erinnerung an tffrn Beginn dftt 
Ersten WehHiriegw vor 1» Jphn*n 

DKP OS ^9 


64 Seiten 5 f - Eoro 


Zur Entwicklung der Friedensbewegung 

Bert De Beider, PVDA/PTB 

Erhältlich bei: 

CommPress Verlag GmbH jeL: 0201-177 889-23 

Hoffnungstraße 18 Fax: 0201-177 889-28 

45127 Essen info@unsere-zeit.de 



Besuchen Sie das Zelt 
von junge Welt und 
Melodie und Rhythmus 


Programm online: jungewelt.de/uz 
news.dkp.de/uz-p ressefest 



UZ-Pressefest 

Volksfest der DKP 
27.-29. Juni 2014 


JUMP UP Aktuell Juni 2014 

Various: 

Songs Of The Spanish Civil War 
Lieder des Spanischen Bürgerkrieges 
7 CDs, 1 DVD, 316-S. geb. Buch im LP-Format EUR 159,00 

Erstverkaufstag auf dem UZ - Pressefest! 

* mehr als 120 Spanienlieder auf 7 CDs - Dabei stehen hierzulande wenig bis gar 
nicht bekannte Lieder des spanischen Volkes und der republikanischen Armee neben 
Stücken, die bei den Internationalen Brigaden entstanden und gesungen wurden. 

* Das durchgehend dreisprachige, mehr als 300 Seiten umfassende Begleitbuch ent¬ 
hält sämtliche Liedtexte nebst Kommentaren, dazu eine Chronik des Bürgerkriegs, 

längere Ausschnitte aus zeitgenössischen Spanienreportagen von Ernesf Hemingway 
bis Ludwig Renn, mehr als 40 Farbrepraduktionen republikanischer Plakate, zahl¬ 
reiche historische Fotos sowie im Faksimile eine Bildmappe von 1936. 

* Eine beigegebene DVD "300 Juden gegen Franco" erzählt die bisher kaum bekannte 
Geschichte jüdischer freiwilliger Kämpfer, die 1936 von Palästina aus nach Spanien 

_ gelangten. _ 

www.jump-up.de // irrfo© jumpup.de 

Schd[plattenversand Matthias Henk PF 11 04 47, 28207 Bremen 
_ Tel/Fax: 0421/4988535 (AB) _ 


UZ-Mitarbeiter sucht preiswertes gebrauchtes Notebook (auch älter). 
Tel.: 0176 39206606 



Das T-Shirt zum 
UZ - Pressefest 2014 


Knallroter Aufdruck 
auf hellgrauem Shirt 


Größen: 

M, L, XL und XXL 


Jetzt bestellen! 
IO,-€ inkl. Porto 


CommPress Verlag 
GmbH 


Hoffnungstraßa 18. 45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel: 0201 17788923 


i 



Polen 

Ostseebad Leba 
(100 km von Danzig) 

komf. FZ mit Bad, WC, TV, 
Parkplatz - Ü/F15 Euro 

Tel/Fax: 004859 8662657 
www, slcm ecz na , i nterl eba.pl 



Am 12.6.14 wurde unser Enkelsohn 


Fiete Wegner 

geboren. 

Wir wünschen ihm und seinen Eltern Michaela und Sascha 
eine friedliche und glückliche Zukunft. 

Christa und Klaus Wegner als Großeltern 


„ Den Himmel überlassen wir den Engeln und den Spatzen. 
Harry Heim 

Luise Scholz 

zum 80. Geburtstag 

alles Liebe 

Andrea 


Wir gratulieren unserem Genossen 

Jupp (Franz-Josef) Peine 

zum 80. Geburtstag! 

Lieber Jupp, 

Du blickst nunmehr auf mehr als 60 Jahre der politischen Tätigkeit 
zurück. 

Als gelernter Schmied begannst Du 1953 Deine Arbeit auf der Zeche, 
engagiertest Dich von Anlang an in der Gewerkschaft sowie in der SPD 
und wurdest in den Betriebsrat gewählt. 

Enttäuscht über den rechten Kurs der SPD-Führung suchtest Du nach 
marxistischen Alternativen und fandest sie bei der Friedrich-Engels- 
Gesellschaft und bei der illegal kämpfenden KPD, Anfang 1961 hast Du 
dann die SPD verlassen, und als 1968 wieder eine legale kommunisti¬ 
sche Partei entstand, gehörtest Du zu ihren Mitbegründern und hast Dich 
aktiv am Parteiaufbau engagiert. 

Viele haben Dich vor allem durch Deine 25-jährige Tätigkeit als kämpfe¬ 
rischen, unbestechlichen und überzeugenden Abgeordneten in der Glad- 
becker DKP-Fraktion kennen und schätzen gelernt. 

Seit 2007 lebst Du nun in Hamburg mit Deiner lieben Katharina und hast 
unsere DKP-Gruppe Langenhorn-Fuhlsbüttel sowie auch Bündnisse wie 
das „Hamburger Forum“ oder die Initiative „Rettet das Freibad Ohlsdorf“ 
mit Deinem Enthusiasmus sowie Deinem vorbildlichen Engagement be¬ 
reichert und vorwärts gebracht. Auch anderen linken Kräften wie der 
Partei Die Linke hast Du Deine aktive Unterstützung nicht verwehrt, auf 
deren Liste Du in Hamburg-Nord in die Bezirksversammlung gewählt 
wurdest und wo Du Dir in den letzten Jahren große Verdienste und hohe 
Anerkennung erworben hast 

Lieber Jupp, für Deine jahrzehntelange unermüdliche Tätigkeit für Frie¬ 
den, soziale Gerechtigkeit sowie eine sozialistische Perspektive möchten 
wir Dir von ganzem Herzen danken. Wir wünschen Dir vor allem Gesund¬ 
heit und persönliches Wohlergehen sowie viele weitere gemeinsame 
kämpferische Jahre in und für unsere kommunistische Partei. 

DKP-Stadtteilgruppe Langenhorn-Fuhlsbüttel 
DKP-Bezirksvorstand Hamburg 


Ein herzliches Dankeschön 

dem UZ-Vertrleb, dass ich während meiner REHA immer meine Zeitung 
erhielt in der Oberpfalz. 

Leider kann ich aus gesundheitlichen Gründen nicht zum Pressefest 
kommen. Ich bedauere das sehr und wünsche Euch viel Erfolg für unse¬ 
re gemeinsame Sache. Ich hoffe aber bis zum 85. Geburtstag - am Tag 
des KPD-Verbotes - wieder fit zu sein und verbleibe mit roten Grüßen 

Erich Schreier 
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1914-2014 
Das Antikriegsheft 

Der erste Weltkrieg und die Gegen¬ 
wart aus marxistischer Sicht Hans 
Hautmann * Neue europäisehe Geo- 
strategie - Anmerkungen zu Münkler 
und Clark Klaus Wagener* Bürgerliche 
Parteien im Ersten Weltkrieg Ludwig 
Elm* Die Sozialdemokratie auf dem 
Weg in den Krieg und die Folgen Heinz 
Niemann* Krieg und Kriegsgegner¬ 
schaft Andrew Murray* Weltkrieg und 
{Anti) B ü rge rl i c h keit David Salomo n * 15 
Jahre NATO-Agression gegen Jugo¬ 
slawien Interview mit Zivadin Jovanavic* Die 
dschihadistische Internationale Wer¬ 
ner Ruf* Pazifisches Jahrhundert? Er¬ 
hard Cmme*Eine europäische Platt¬ 
form für Frieden von DKP, NCPN, 
KPL und PVDA*„So sei verflucht der 
Krieg 1 * - Politische Dichtung Thomas 
Metscher* Zwei Strategien der Ostex¬ 
pansion Bernd Müller* Die Krim gehört 
wieder zu Russland Willi Gems* Stiftung 
„SED-Diktatur 11 rügt abweichendes 
Geschichtsbild Ludwig Elm* Vor den 
Wahlen zum EU-Parlament Andreas Wehr 



Einzelpreis 9.50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnurgstraße 18 
45127 Essen 
Tel: 0201-23 67 57 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Bert in-Spandau preiswerte Ferien- 
wehnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres TeL/Fax: 033 231/60S61 




Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 412&, Fax.: 67263 
Email: info@ weingut-eicher.de 
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Sozialistische Wochenzeitung 
der DKP 


Jetzt abonnieren 
und gewinnen! 

3 Monate (13 Ausgaben) zum 
Sonderpreis von nur 10 ,- Euro! 

Jede/r neue Abonnent/in erhält zusätz¬ 
lich einen attraktiven Preis - gestiftet von 
Künstlerinnen und Künstlern des Presse¬ 
festes: CDs, Bücher, T-Shirts - und einige 
besondere Überraschungen! 

Alle vorliegenden Bestellungen nehmen am 29,6,2014 
um 14.00 Uhr auf dem ÖZ-Pressefest in Dortmund im 
UZ-Zelt an der Verlosung teil - alle gewinnen! 
Gewinnerinnen, die nicht in Dortmund sein können, 
erhalten ihre Prämie zugeschickt. 


Bitte bestellen bei: CommPress Verlag GmbH 

Hoffnung Straße 18.45127 Essen 

E-Mail: info@unsere-zeitde . Fax: 0201 -17 78 89 - 28 

Oder abgeben direkt auf dem UZ-Pressefest im UZ-Zelt 



3. Vollsitzung der Bildungskommission 
des Parteivorstands 

Termin: Samstag 12. Juli, 11.00 Uhr 

Ort: Hannover: Bezirksbüro der DKP Niedersachsen 

Achtung: neue Anschrift: Göttinger Straße 58,30449 Hannover 

Vorschlag zur Tagesordnung: 

11.00-12.00 Zwischenbilanzierung des zentralen Arbeitsplans und 
Aufgaben der Bildungskommission im Vorfeld des 21. Parteitags. 

Referent: Dr. Hans-Peter Brenner 

12.00 - 13.30 Diskussion zum Referat 

13.30-14.15 Pause 

14.15 -15.30 Erfahrungsaustausch: 

Stand der Umsetzung Bildungsarbeit in den Bezirken: 

Berichte aus den Bezirken / Stand der Arbeitsgruppen der Kommission) 
15.30 -17.00 Weitere Planungen / Entwurf des Bildungsmaterials 
„Drei Quellen..." (Teil Strategie) 

Eingeladen sind alle Bezirke und die Einzelmitglieder der 
Bildungskommission. 

Um Voranmeldung bis zum 7.7. bei der Bundesgeschäftsstelle 
wird gebeten. 


(üaät^of ^citncö"” 

1591 1685 1759 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-Ü 
Fax,: 02972-978097 
Restaurant: 
Dienstag Ruhetag 


Hausprospekt 

anfordern 



In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotel bereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht- 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspielraum, Salatbüffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Übernachtung/Frühstück 30,- bis 53,-C p„P, 

HP 15,50 Cp.P. * VF22,-€p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahnfahren im Sauerland, 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise, 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt, 


mail@gasthof-heimes.de • www.gasthof-heimes.de 



Entschleunigung: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 FeWo je 2-3 Pers, 
ganzjährig in Kratzeburg-Graiizin. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: vww.trlnogga.de 
Tel.: 0331/370796 [ABf 


/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www, feri en -i m-l otse nh a us.de 
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Pressefesttagebuch 



Donnerstag, 12. Juni 

Wie kommen wir hin? 

Klar, da gibt es viele Möglichkeiten, z.B. mit dem Bus, Abfahrzeiten 
sind auf der Pressefestseite aufgezählt. Mit dem Nahverkehr, die S 
Bahn Haltestelle ist nur ca. 300 m vom Festgelände, man erreicht sie 
von Dortmund HBF in ca. vier Minuten (mit der S 2). Diese Anreise 
ist zu empfehlen, da Parkplätze knapp sind. Aber die gute Nachricht: 
Wenn das Wetter so bleibt, wie wir es bestellt haben, gibt es ca. 1000 
Parkplätze am Wischlinger Weg für nur zwei Euro Tagesgebühr. Er 
ist nur 200 m von der Hauptbühne entfernt. Also Navi auf Wisch- 
linger Weg einstellen und bis zum Parkplatz fahren. 

Es erreichen uns einige Anfragen von Freundinnen und Genossin¬ 
nen, die gehbehindert sind oder sonst ein Gebrechen haben, was 
ihnen eine normale Anreise unmöglich macht. Sie möchten zum 
Pressefest kommen und wir versuchen zu helfen. 

1. Wir haben Parkplätze für Behinderte vor der Eislaufhalle reser¬ 
viert. Meldet Euch nach Möglichkeit an. 

2. Wir versuchen Leihrollstühle zu organisieren, vielleicht kann uns 
dabei noch jemand helfen oder einen Tipp geben, wo man so etwas 
organisiert. 

3. Wir haben zwei Behindertentoiletten in der Nähe der Hauptbühne. 

4. Der Zugang zur Bühne 1 wird wieder mit einer festen Fahrbahn 
versehen. 

Samstag, 14. Juni 

Der Aufbau beginnt 

In Essen fand ein Arbeitseinsatz zur Vorbereitung des Aufbaus 
statt. Die Genossinnen und Genossen, aus Ruhr und Rheinland, 
aber auch Freunde der Partei stellten die zuerst benötigten Mate¬ 
rialien für den Aufbau zusammen. Aus unserem Lager beim Par¬ 
teivorstand kommen über 20 Tonnen Material nach Dortmund, 
dazu kommen noch ca. 30 Tonnen Elektro- und Wassermaterial 
von unserem Freund Uh P, 20 Tonnen Ton- und Lichttechnik von 
Bodo L. und das Material, das die Bezirke selbst mitbringen. Ist 
schon eine Menge Holz! 

Alle Teilnehmerinnen an diesem Arbeitseinsatz freuten sich schon 
riesig auf das Fest. Wir hoffen wieder, dass der erste Aufnahmean¬ 
trag für unsere Partei aus den Aufbauhelferinnen kommt, da einige 
noch nicht Mitglied sind. Herzlich willkommen. Es ist eine schöne 
Tradition, dass der erste Aufnahmeantrag meistes auf unseren Fes¬ 
ten aus der Aufbaubrigade kommt. 

Solltet Ihr weitere Fragen oder Anregungen haben, hier unsere 
bekannte Mailadresse: uz-pressefest@dkp.de. 



Samstag, 14. Juni 

Da war doch noch was: 
Bau auf, bau auf! 


Wir sind bei den letzten Planungen für den Aufbau. Da kommt wie¬ 
der das Problem mit dem Montag, dem ersten Tag des Aufbaus. Es 
reisen viele Helferinnen an und beginnen mit der Arbeit. (Zeltplatz, 
Infrastruktur, Strom, Wasser usw.) Das ist richtige Knochenarbeit. 
Wir könnten am Montag noch einige zusätzliche Helfer gebrauchen, 
um das erträglicher zu gestalten. Sie sollten gut zu Fuß sein und an¬ 
packen können. Es müssen 800 Meter Bauzaun aufgestellt und 300 
Quadratmeter Holzunterlagen verlegt werden. Wer kann uns dabei 
am Montag 23. Juni ab ca. 8.00 Uhr helfen, genauso am Montag, den 
30. Juni ab ca. 11.00 Uhr? 

Meldet Euch, danke für die Anmeldungen. 



Sonntag, 15. Juni 

Sturm über Dortmund 

Auf Seite 1 dieser UZ wurde auf die Auswirkungen des Sturms 
hingewiesen. Wir können aber unser Fest durchführen, da uns der 
Revierpark, vor allen Dingen die Mitarbeiterinnen des Parks, die 
Stadt und natürlich unsere Partei uns unterstützen. 

Wir werden einen etwas schwierigeren Aufbau haben, mancher 
Stand kann nicht so aufgebaut werden, wie geplant, vielleicht ist 
der ein oder andere Weg gesperrt. 

Helft uns bei der Durchführung des Aufbaus mit personeller Unter¬ 
stützung und Anregungen zur Durchführung. Aber vergesst dabei 
nicht die Arbeit. Lasst uns gemeinsam dafür sorgen, dass unser Fest 
ein großer Erfolg wird. 


Ulrich Abczynski, Technischer Leiter 



Arbeitseinsatz am 14.06.2014 in Essen zur Vorbereitung des Aufbaus. Ohne Strom nix los! 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 



Alfredo Bauer: 

Kritische 
Geschichte 
der Juden 
(Buch, 450 S.) 


□ 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □ vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



UZ-Pressefest: 

Soli-Button für das 
Pressefest am 
27.-29. Juni 2014 
(Button) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort BLZ / BIC 

Telefon, E-Mail Datum, Unterschrift: 

Coupon einsenden oder per Mail schicken: CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen . E-Mail: info@unsere-zeit.de 
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Postbank Köln (BLZ 37010050) 
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Spendenkonten des DKP-Parteivorstandes: 

Für zentrale Arbeit: 
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Für internationale Solidarität: 

Postbank Köln, BLZ 37010050, Konto-Nr. 253525502 
IBAN: DE933701 00500253525502, BIC: PBNKDEFF 
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Samstag, 28. Juni 2014 


Solidaritätskonzert 


Friedenshaus • Musikandes 
Blandine Bonjour & Bernd Köhler 
Nicky Märquez y Son a 3 


Widerstandskonzert ^3 


Esther Bejarano & Microphone Mafia 

Konstantin Wecker & Band 


14.00 Uhr Blandine Bonjour 
& Bernd Köhler 
Les nouveaux Mousquetaires 
- Chansons internationales 




16.00 Uhr Compania Bataclan (Bochum) 
& Bandista (Istanbul) 


Das komplette UZ-Pressefest-Programm 
(i6 Seiten) finden Sie in der UZ-Ausgabe vom 
Freitag , 27. Juni 2014. 


www.uz-pressefest.de 


15.00 Uhr 


17.30 Uhr 


Frank Viehweg 
Ausstellungseröffnung 
mit Bildern von Antonio 
Guerrero (Cuban Five) 
Nicky Märquez y Son a 3 


11.00 Uhr 
15.00 Uhr 


Musikandes 
Quijote mit Teilen des 
„Canto General“ 


Kein Fußbreit den 
Faschisten 
Antifa-Konzert der SDAJ 


Erich Schaffner & Georg Klemp 
am Klavier 

„Karl Kraus: Die letzten Tage 
der Menschheit“ 

Quijote - Musik gegen 
Windmühlen 
„Canto General 
- Der große Gesang“ 


16.00 Uhr 
17.30 Uhr 


22.00 Uhr 


Compania Bataclan (Bochum) 
Bandista (Istanbul) 

Xaiko (Ska aus dem Baskenland) 


27.-2 


9. Juni 2014 
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mam 




Hauptbühne 


Freitag, 27. Juni 2014 


Eishalle 

JCasa Cuba_ 

Samstag, 28. Juni 2014 

[Freitag 27. Juni 2014 


Sonntag, 29. Juni 2014 


Samstag, 28. Juni 2014 


Sonntag, 29. Juni 2014 


VOLKSFEST der DKP 










































